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Die Verstädterung der Erde wird heu-
te als unaufhaltbarer Trend eines glo-
balen gesellschaftlichen Wandels be-
trachtet. Prognosen zufolge werden
im Jahr 2025 zwei Drittel der Weltbe-
völkerung in Städten leben. Dabei
vollzieht sich der weitaus größte Teil
des Stadtwachstums in den Entwick-
lungsländern. Bereits heute leben in
den Entwicklungsländern zwei Milliar-
den Menschen in Städten, in den klas-
sischen Industrieländern sind es nur
halb so viele.

Nicht die Tatsache der Verstädterung
an sich, sondern die Dynamik dieses
Prozesses und vor allem seine wirt-
schaftlichen, sozialen und räumlichen
Auswirkungen gelten als eine der
größten Herausforderungen unserer
Zeit. Auf der einen Seite stellen die
Städte ein enormes und unverzichtba-

HINTERGRUND UND ZUSAMMENHANG

res Potenzial für die wirtschaftliche
Entwicklung armer Länder in einer
zunehmend stärker globalisierten
Wirtschaft dar; auf der anderen Seite
sind die negativen Folgen der Urbani-
sierung unübersehbar: Sie zeigen sich
unter anderem deutlich in den
schlechten Wohn- und Arbeitsbedin-
gungen und den ökologischen Auswir-
kungen eines kaum kontrollierbaren,
rasanten Stadtwachstums. 

Versagen konventioneller
Instrumente der Stadtpla-
nung und des Stadtmana-
gements

Die Entstehung und Ausbreitung von
schlecht versorgten illegalen und
informellen Siedlungen an den inne-
ren und äußeren Peripherien großer

Stadträume haben deutlich gemacht,
dass die konventionellen Mittel der
Stadtplanung und des Stadtmanage-
ments unter Bedingungen eines be-
schleunigten gesellschaftlichen Wan-
dels, hoher Wachstumsraten und
zunehmender städtischer Armut nicht
ausreichen.

Stadtplanung im Sinne einer vor allem
auf Kontrolle basierenden Lenkung
der räumlichen Entwicklung ist in den
armen Stadtquartieren kaum möglich,
wo Land illegal verkauft, informell
bebaut und die ungenehmigten Bau-
ten nach den eigenen Bedürfnissen
über einen langen Zeitraum um- und
ausgebaut werden. Eine vollständige
"Formalisierung" der Gebiete, die mit
erheblichen Kosten verbunden wäre,
ist weder durch die Bewohner noch
durch die Verwaltung finanzierbar.
Restriktive Politiken erwiesen sich
gegenüber der rechtlich, ökonomisch
und versorgungstechnisch prekären
Situation der städtischen Armen als
wirkungslos und entwicklungshem-
mend. Dezentralisierung und die Stär-
kung lokaler Selbstverwaltung sind
hieraus abgeleitete Forderungen, die
seit der Habitat II- Konferenz der Ver-
einten Nationen 1996 in Istanbul
zunehmend deutlicher formuliert wer-
den.

Notwendigkeit für flexible
und vorausschauende
Lösungen

In der Wohnungsversorgung, in der
Stadtplanung und im Management
städtischer Dienstleistungen sind
zunehmend pro-aktive, den realen
Verhältnissen angepasste, finanzierba-
re und wiederholbare Lösungen gefor-
dert, die vorhandene Potenziale nut-
zen, unmittelbare Wirkungen zeigen
und nachhaltig sind. Während es nicht
möglich ist, Marginalsiedlungen von

Herausforderungen der Verstädterung

Schnell wachsende informelle Siedlung /1/
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heute auf morgen vollständig mit
Infrastruktur auszustatten, so lassen
sie sich doch schrittweise verbessern.
Dies bedarf eines sensiblen Vorge-
hens, bei dem Teile der benötigten
Infrastruktur nachträglich eingefügt
werden. 

Neue Partnerschaften zwi-
schen öffentlichem und pri-
vatem Sektor

Hinzu kommt, dass weltweit eine Neu-
positionierung der – teilweise nur
angenommenen – Dominanz staatli-
cher Akteure in der Versorgung mit
sozialen und technischen Dienstlei-
stungen zu beobachten ist. Neben
neuen Partnerschaften mit der priva-
ten Wirtschaft besteht die oft einzig
sinnvolle Möglichkeit, nachhaltige Ver-
besserungen zu erzielen, in einer
Zusammenarbeit mit und zwischen
verschiedenen lokalen Akteuren, zu
denen auch die Bevölkerung und
Nichtregierungsorganisationen (NRO)
zählen. 

Deshalb sollte der Bedeutung der dif-
ferenzierten lokalen Akteurslandschaft
und der damit zusammenhängenden
Organisations- und Finanzierungsfra-
gen beim Konzipieren von Projekten
im Bereich des Stadtmanagements in
Zukunft stärker Rechnung getragen
werden.

Problem: Prekäre Wohn- und Lebensbedingungen in
städtischen Armutsgebieten

Armutssiedlungen verschiedenster
Ausprägung sind von den negativen
Folgen der Verstädterung in besonde-
rem Maße betroffen. Die Vorenthal-
tung rechtlicher Sicherheit, städtischer
Dienstleistungen und Infrastruktur hat
zu teilweise extrem ungesunden
Lebensbedingungen geführt, die sich
in einer hohen Kindersterblichkeit,
Epidemien und chronischen Krankhei-
ten der Bewohner niederschlagen.

Fehlende Entsorgung in
Armutssiedlungen

Die Vernachlässigung seitens der
Stadtverwaltungen wird oft mit der
"Informalität" der Siedlungen begrün-
det. Der Begriff bezieht sich auf ihren
ungeklärten rechtlichen Status, die
ungeklärten Besitzverhältnisse und die
ungenehmigte Bautätigkeit, aber auch
auf ihre ökonomische Struktur und
die Tatsache, dass Steuern und Abga-
ben dort kaum erhoben werden. Die
Unterversorgung mit technischer und
sozialer Infrastruktur wird aus Sicht
der Stadtverwaltungen häufig mit feh-
lenden Einnahmen aus diesen Gebie-
ten oder deren Illegalität begründet.
In vielen Städten Afrikas, Asiens und
Lateinamerikas werden kaum mehr als

ein Drittel der Stadtbevölkerung von
einem städtischen System wirksam
entsorgt, der Rest ist auf private Ver-
träge oder Selbsthilfe angewiesen.

Wohn- und Bleiberechte
wichtiger als Entsorgung

Für die Bewohner informeller Siedlun-
gen gelten während der ersten Besied-
lungsphase die Probleme fehlender
Infrastruktur- und Entsorgungssyste-
me noch als sekundär. Wichtiger sind
zunächst die Sicherung der Parzelle
und der Bleiberechte sowie der Auf-
bau von Netzwerken zur Einkom-
mensbeschaffung. Durch Zuwande-
rung und fortgesetzte Bautätigkeit
steigt die Bevölkerungsdichte rasch
an. Dadurch etablieren sich zwar bau-
liche und soziale Strukturen, doch
wird mit der Konsolidierung der Sied-
lungen auch die Lösung der Abfall-
und Abwasserprobleme in den Gebie-
ten immer dringlicher. Bei extremen
Dichten bis über 2.000 Einwohnern
pro Hektar geht von nicht beseitigtem
Müll, stehendem Wasser und fehlen-
der Sanitärinfrastruktur eine empfind-
liche Bedrohung der Gesundheit aus,
von der häufig Kinder und Frauen in
besonderem Maße betroffen sind.

Siedlung ohne Rechtssicherheit /2/
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chen Organisationsformen reicht. Die-
ses reiche Potenzial an Organisations-
formen hat allerdings enge Grenzen,
die sich aus der Isoliertheit dieser
lokalen Systeme ergeben. So wird bei-
spielsweise eine Drainage, die nicht an
ein übergeordnetes System ange-
schlossen ist, das Problem der Über-
flutung in den Nachbarquartieren ver-
stärken. Viele der Infrastruktur- und
Entsorgungsprobleme lassen sich nur
im Verbund mit übergeordneten
Systemen nachhaltig lösen.

Dezentrale Modelle der Ent-
sorgung

In den letzten 20 Jahren haben sich
aus der Not heraus – teilweise ohne
teure Fördermaßnahmen – eine Viel-
falt unterschiedlicher dezentraler
Modelle der Entsorgung von Armen-
siedlungen entwickelt, die jeweils
symbiotisch auf die lokalen sozialen,
ökonomischen und kulturellen Ver-
hältnisse abgestimmt sind. Einige wur-
den im Rahmen internationaler Ent-

Potenzial: Selbsthilfebereitschaft und Erfindungs-
reichtum der städtischen Armen

Es ist unübersehbar, dass trotz
schlechter und in vieler Hinsicht unat-
traktiver Lebensbedingungen sich
gerade die Armutsgebiete der Städte
weiter ausbreiten und intern verdich-
ten. Ihr sozialer und ökonomischer
Lagewert ist offenbar höher als die
damit verbundenen Nachteile. Zudem
haben viele der hier Aufgewachsenen
keine andere Option. Heute ist in vie-
len Ländern eine Generation von städ-
tischen Armen herangewachsen, die
die Beziehungen zum Land verloren
hat und in der Stadt bzw. im Quartier
Lösungen für das ökonomische und
physische Überleben finden muss.

Vielfältige Organisations-
formen

Dabei sind in fast allen – selbst in nur
temporär besiedelten Gebieten – For-
men des Entsorgungsmanagements
festzustellen, deren Spektrum von der
individuellen Müllbeseitigung, über
gebietsinterne private Dienstleistun-
gen bis zu komplexen nachbarschaftli-

Gefahr sozialer und ökono-
mischer Desintegration

Diese Vernachlässigung kann schließ-
lich zu einer folgenreichen sozialen
und ökonomischen Desintegration
und schließlich zur Marginalisierung
der Gebiete führen, denn die besser-
gestellten Bewohner werden versu-
chen, das Gebiet möglichst bald wie-
der zu verlassen.

Ein lange übersehenes Problem be-
steht auch darin, dass viele Mängel der
technischen Infrastruktur und Dienst-
leistungen, wie Drainage oder Abfall-
beseitigung, weder nur durch Bewoh-
nerselbsthilfe noch allein durch staatli-
che Maßnahmen lösbar sind. Häufig
verlangt ihre Lösung nach Interventio-
nen auf verschiedenen Handlungsebe-
nen und Verknüpfung bereits existie-
render Handlungsfelder.

Abfall als Einkommensquelle /3/



Vor allem in konsolidierten Gebieten
unterer Einkommensschichten nimmt
die Verbesserung der technischen und
sozialen Infrastruktur eine Schlüssel-
funktion ein. Viele der in den 50er
und 60er Jahren entstandenen Gebiete
haben heute die Bevölkerungszahlen
einer Mittelstadt; der Stand ihrer Ver-
sorgung mit Infrastruktur ist aber
immer noch rudimentär. Mit zuneh-
mender Bevölkerung und steigender
baulicher Dichte sind die gesundheitli-
chen Risiken überproportional ange-
wachsen und haben zu einer drasti-
schen Verschlechterung der Lebensbe-
dingungen geführt.

Verbesserung der techni-
schen und sozialen Infra-
struktur wichtig für die Kon-
solidierung von Armutssied-
lungen

Während sauberes Trinkwasser für
viele Bewohner der Armensiedlungen
heute erreichbar ist – wenn auch teu-
rer als für die Mittelschicht – sind die
hygienischen Bedingungen zum kriti-
schen und entscheidenden Faktor der
Lebensqualität im Gebiet geworden.
Langfristig kann der Mangel an Ein-
richtungen der Grundversorgung
kaum durch andere Standortvorteile
ausgeglichen werden.

Zwar rangiert der Standard der Ver-
und Entsorgungssysteme erst an drit-
ter Stelle in der Prioritätenfolge der
Bewohner. Vorrangig sind Einkom-
mensbeschaffung und Sicherheit vor
Vertreibung. Die Abwesenheit funktio-
nierender Versorgungssysteme ist
jedoch schon allein wegen der Größe
der unversorgten Gebiete und der
Zahl ihrer Bewohner, die häufig einen
wesentlichen Teil der Stadtbewohner
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wicklungszusammenarbeit initiiert,
viele innovative Ansätze entstanden
aus der Kooperation zwischen Bewoh-
nern und NRO, andere wurden durch
die lokalen Stadtverwaltungen einge-
führt. 

Verknüpfung und Zusam-
menarbeit unterschiedlicher
Akteure

Gemeinsam ist diesen Ansätzen, dass
sie Entsorgungsprobleme nicht nur
technisch, sondern auch auf der orga-
nisatorischen und finanziellen Ebene
angehen und verschiedene lokale
Akteure miteinander verknüpfen.

ausmachen, zu einem der gravierend-
sten Entwicklungshemmnisse gewor-
den.

Integration von Armutssied-
lungen in das Stadtgefüge

Die Lösung der Probleme der Entsor-
gung in Armutsgebieten nimmt daher
eine zentrale Rolle in allen Bemühun-
gen ein, die Funktionsfähigkeit der
Stadt im Ganzen zu fördern und ihre
ökonomischen Potenziale zu ent-
wickeln. Die Bedeutung nachhaltiger
Entsorgungsmaßnahmen reicht des-
halb weit über eine auf technische
oder gesundheitliche Belange verkürz-
te Sicht hinaus. Sie bezieht fiskalische
Aspekte sowie Fragen der Neuorgani-
sation des Gemeinwesens im Verhält-
nis zur Stadtverwaltung mit ein. Gefor-
dert sind zum einen neue Formen
eines wirtschaftlichen und fairen
Managements heterogener städtischer
Strukturen und zum anderen eine
effektive Koordination der Leistungen
der teilweise sehr unterschiedlichen
Partner im Entwicklungsprozess.

Zukunftsaufgabe: Verbesserung der Entsorgung in
Armutsgebieten

Wohnbedingungen ohne angemessene
Entsorgung /4/
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ZIELE UND ZIELGRUPPEN

ZIELE DER VERÖFFENTLICHUNG

• Aufarbeitung und Dokumentation der Erfahrungen aus sektora-
len und sektorübergreifenden Projekten der Entwicklungszu-
sammenarbeit

• Vermittlung eines Überblicks über den Stand der internationa-
len Fachdiskussion über Entsorgungssysteme in städtischen
Armutssiedlungen 

• Orientierung und Hilfestellung bei der Initiierung, Planung und
Umsetzung von Maßnahmen und Aktivitäten zur Verbesserung
der Entsorgung auf Stadtteil- oder Wohngebietsebene

• Aufzeigen beispielhafter Problemlösungen und ihres institutio-
nellen, organisatorischen und finanziellen Kontexts

ZIELGRUPPEN

• Mitarbeiter von Projekten
im Bereich der Wohnungs-
versorgung, Stadtentwi-
cklung, der Abfall- und
Abwasserentsorgung

• Fachkräfte und interes-
sierte Laien in NRO, Be-
wohnerinitiativen oder
ähnlichen Basisorganisa-
tionen 

• Fachkräfte und Entschei-
dungsträger in Kommu-
nen und anderen für Ent-
sorgungsaufgaben in Ar-
mutsgebieten zuständigen
Institutionen

Aspekte gleichrangig berücksichtigt
werden. Ohne eine weitreichende Par-
tizipation der Bewohner an der Pla-
nung, Einrichtung und Unterhaltung
der Systeme ist zudem keine Nachhal-
tigkeit erreichbar. Deshalb werden
auch scheinbar "sachfremde" Themen
wie z.B. die Organisation von Kampa-
gnen oder die Preisbildung für lokale
Dienstleistungen behandelt, soweit sie
im Kontext von Entsorgungsprojekten
von Bedeutung sind.

Die unterschiedlichen Entsorgungs-
aufgaben, nämlich Abfallbeseitigung,
Regenwasserdrainage und Abwasser-
systeme, werden zum Teil gemeinsam
behandelt. Während es sich auf der
technischen Ebene um sehr unter-
schiedliche Maßnahmen handelt, für
die häufig auch unterschiedliche Trä-
ger verantwortlich sind, haben erfolg-
reiche neuere Projekte gezeigt, dass
die Strukturen der Organisation und
die Mechanismen der Finanzierung in
engem Zusammenhang stehen. Dies
rechtfertigt die gemeinsame Darstel-

Die Veröffentlichung soll die verstreu-
ten Erfahrungen dezentraler Entsor-
gungsmaßnahmen zusammenfassend
verfügbar machen und für die Praxis
in Projekten der entwicklungspoliti-
schen Zusammenarbeit aufbereiten.
Weder existierende tabellarische Aufli-
stungen von Entsorgungsprojekten,
noch die zahlreichen Selbstdarstellun-
gen vieler Projekte im Internet
erscheinen geeignet, den innovativen
Kern und die Rahmenbedingungen
neuer Ansätze in einer Form zu zei-
gen, die Vergleiche ermöglicht und zu
Projekten im eigenen Kontext inspi-
riert. Auch die praktischen Erfahrun-
gen aus einzelnen Projekten der GTZ
sind bisher nicht systematisch aufbe-
reitet worden. 

Dabei genügt eine nur technische
Behandlung von Entsorgungsproble-
men in Siedlungsgebieten unterer Ein-
kommensgruppen nicht. Um eine
nachhaltige Verbesserung der Lebens-
bedingungen zu erreichen, müssen
organisatorische und finanzielle

lung und allgemeine Schlussfolgerun-
gen.

Der Schwerpunkt im vorliegenden
Grundlagenband, wie auch in den ein-
zelnen Bausteinen, liegt in der Dar-
stellung der Inhalte und Funktionsbe-
dingungen innovativer Ansätze und
weniger in der Auflistung vorgeblich
leicht wiederholbarer Rezepte. Die
Beispiele sollen dazu anregen, im spe-
zifischen Kontext nach neuen Lö-
sungsmöglichkeiten zu suchen. 

Während der vorliegende Grundlagen-
band einen Überblick vermittelt, sind
die Empfehlungen der Bausteine als
Hilfe für die Entwicklung lokaler Pro-
jektansätze gedacht.
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Grundlagen: 

Im vorliegenden, einführenden Teil werden die Grundlagen für die Kon-
zeption, Planung und Umsetzung von Maßnahmen zur Verbesserung der
Entsorgung beschrieben. Dabei wird in der Form von Fallbeispielen auf
konkrete Erfahrungen aus Projekten und Initiativen Bezug genommen.

Baustein 1:
Technische Konzepte

Der erste Baustein dokumentiert be-
währte technische Lösungen und ent-
wickelt vor allem Kriterien für eine
Beurteilung ihrer Eignung für unter-
schiedliche Arten von Wohngebieten,
Problemlagen und Rahmenbedin-
gungen.

Baustein 2:
Partizipation und Selbsthilfe

Der zweite Baustein stellt Verfahren,
Instrumente und Methoden dar, mit
denen die Partizipation und die Selbst-
hilfe der Bewohner von Armutssied-
lungen bei der Verbesserung der Ent-
sorgung in ihrem Wohnumfeld geför-
dert werden kann.

Baustein 3:
Finanzierung und Organisa-
tion

Im dritten Baustein werden Ansätze
und Möglichkeiten für die Organisati-
on, den Betrieb und die Finanzierung
von Entsorgungsaufgaben auf Wohn-
gebietsebene dargestellt und bewer-
tet.
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Der Grundlagenband im Detail

Im vorliegenden Band werden die folgenden Themen behandelt: 

Probleme der Entsorgung städtischer Armutssiedlungen
Das einleitende Kapitel bietet eine Einführung in die Merkmale und vielfältigen Probleme unterschiedlicher städtischer
Armutssiedlungen. Die Darstellung baut auf einer allgemeinen Typologie auf, bei der Merkmale der stadträumlichen Lage
und rechtliche Bedingungen als Kriterien zur Abgrenzung verschiedener Siedlungstypen dienen. Die jeweilig anzutreffenden
Ausgangslagen werden beschrieben und die typischen Probleme für die Entsorgung der bezeichneten Gebiete benannt. 

Fallbeispiele
Um Probleme und Lösungen nachvollziehbar und kontextbezogen zu erläutern, werden im zweiten Teil Fallbeispiele vorge-
stellt. Bei ihrer Auswahl war vor allem der innovative Charakter der jeweiligen Lösungsansätze ausschlaggebend. In der Regel
gehen diese über eindimensionale technische Verbesserungen weit hinaus und beziehen organisatorische und finanzielle
Aspekte mit ein. Im Einzelnen sind Beispiele für folgende Aufgaben dargestellt:

• komplexe Maßnahmen, die alle wichtigen Entsorgungsaufgaben umfassen (Abwasser- und Abfallentsorgung, Regenwasser-
drainage);

• Maßnahmen der Abwasserentsorgung; 

• Maßnahmen der Abfallentsorgung (konzertierte Maßnahmen);

• Maßnahmen der Abfallsammlung und -verwertung (Recycling).

Vergleichende Darstellung
Die wesentlichen Merkmale und Ergebnisse der Fallbeispiele werden in Tabellen dargestellt, die einen direkten Vergleich
der jeweiligen Kontexte sowie der technischen, organisatorischen und finanziellen Lösungsansätze ermöglichen. Die Gliede-
rung der Tabellen orientiert sich an den thematischen Schwerpunkten der drei Bausteine.

Schlussfolgerungen
Auf der Basis der Erfahrungen aus den dargestellten Fallbeispielen sowie weiterer Referenzprojekte (siehe Anhang) werden
in diesem Teil des Grundlagenbandes allgemeine Schlussfolgerungen gezogen. Dabei wird vor allem auf die Bedeutung der
politisch-administrativen, sozio-kulturellen und technischen Rahmenbedingungen eingegangen.

Empfehlungen 
Hier werden Empfehlungen für die Gestaltung von konkreten Projekten zur Verbesserung der Entsorgungssituation in
Armutsgebieten gegeben. Die Empfehlungen beziehen sich auf Projekte der TZ mit einem zeitlich begrenzten Rahmen, nicht
auf langwierige Reformprozesse, von denen sie häufig ein Teil sind und zu dem sie beitragen sollen. Es werden Hinweise für
die Planung und Vorbereitung von Projekten, die Durchführung von Maßnahmen sowie die Wirkungsbeobachtung und die
Verbreitung der Projekterfahrungen gegeben. 

Anhang:
Der Anhang enthält
• eine Zusammenstellung weiterer internationaler Beispiele für Entsorgungsprojekte;
• eine Literaturliste, die die Fachdiskussion über Entsorgung städtischer Armutssiedlungen der letzten Jahre reflektiert und

schließlich; 
• eine Liste von Internetadressen zu fachlich relevanten Themen;
• ein Abkürzungsverzeichnis.
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PROBLEME DER 
ENTSORGUNG IN
ARMUTSSIEDLUNGEN1
Dieser Abschnitt gibt einen Überblick über Merkmale, Proble-
me und Rahmenbedingungen für die Entsorgung unterschied-
licher städtischer Armutssiedlungen:

• Die räumliche Lage von Armutsiedlungen innerhalb des
Stadtgebiets und ihr rechtlicher Status sind als wesentliche
Kriterien für die Entwicklung einer Typologie von Ar-
mutssiedlungen zugrunde gelegt. 

• Auf der Grundlage dieser Typologie werden die jeweiligen
Ausgangslagen und Charakteristika für die verschiede-
nen Siedlungsformen ausführlicher dargestellt.

• In einer tabellarischen Übersicht sind  typische Rahmen-
bedingungen und Probleme für Entsorgungsaufgaben
dargestellt.
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DEFINITION UND TYPOLOGIE STÄDTISCHER ARMUTSSIEDLUNGEN

Vielfältige Arten von
Armutssiedlungen

Unter dem Begriff "städtische Ar-
mutssiedlung" wird in dieser Publi-
kation eine Vielzahl von Siedlungsfor-
men zusammengefasst, die sich nach
Lage im Stadtgebiet, Alter, Dichte,
Legalität, baulichem Zustand, Ver-
sorgung mit technischer und sozialer
Infrastruktur sowie sozialem und
ökonomischem Status der Bewoh-
ner erheblich unterscheiden können.
Zu den genannten Merkmalen kom-
men regionale und kulturspezifi-
sche Unterschiede, die es praktisch
unmöglich machen, von einem "Sied-
lungstyp" als Teil einer Siedlungstypo-
logie zu sprechen.

Die Verwendung dieses Begriffs hat
jedoch aus der Sicht der Verfasser im
vorliegenden Zusammenhang trotz-
dem ihre Berechtigung, weil die rela-
tive Armut der Bewohner – relativ
im Vergleich mit anderen Teilen der
Stadtbevölkerung – eine signifikante
Wirkung auf die Versorgungslage
und vor allem auf mögliche Lösungen
ihrer Verbesserung hat. Städtische Mit-
tel- und Oberschichten werden meist
durch die vorhandenen städtischen
Einrichtungen begünstigt und können
sich effektive private Systeme der Ent-
sorgung finanziell leisten. Zudem
haben sie durch ungleich bessere
Kontakte zur lokalen Politik und Ver-
waltung Einfluss auf die räumliche
Verteilung städtischer Dienstleistun-
gen und Einrichtungen. Dagegen sind
ärmere Stadtbewohner auf Selbsthilfe
und Selbstorganisation, einfachere
technische Lösungen und eine wirksa-
me Kooperation mit der Stadtverwal-
tung oder NRO angewiesen. 

Oft besteht die einzige Option für sie
in "informellen" Siedlungen mit
unklaren Besitzverhältnissen und dem
Risiko der Vertreibung. Interessanter-

weise haben sich gerade in diesem
Umfeld innovative Lösungen des
städtischen Managements entwi-
ckelt, die zunehmend auch im Kon-
text einer neuen Verteilung ehemals
”hoheitlicher“ Aufgaben der Stadtver-
waltungen diskutiert werden.

Wichtige Merkmale: Lage
im Stadtraum und rechtli-
cher Status

Von den genannten Merkmalen sind
vor allem die "Lage im Stadtraum"
und der "rechtliche Status " wichtig.
Sie beeinflussen ihrerseits eine Reihe
weiterer Merkmale, wie die Art der Be-
bauung und Nutzung, Zustand und
Zukunftsaussichten und letztendlich
die Ver- und Entsorgung. Aufgrund
ihrer stadträumlichen und legalen
Situation lassen sich fünf Typen von
Siedlungen mit jeweils typischen

Merkmalskombinationen unterschei-
den, die in der Tabelle dargestellt
sind. 

Verschiedene Formen der Lega-
lität eines Gebiets werden in dieser
Publikation und in der Tabelle unter
dem Begriff "informell" zusammenge-
fasst. In vielen Siedlungen verstößt
zwar die Landbesetzung durch "Squat-
ter" gegen geltendes Recht, aber die
entstandenen Miet- und Pachtverhält-
nisse sind durchaus legal. In manchen
Ländern Asiens und Lateinamerikas ist
der Bodenbesitz legal, aber die Er-
schließung von Bauland und die Par-
zellierung verstößt gegen die offizielle
kodifizierte Stadtplanung. Wendet
man gar das Vorhandensein von Bau-
genehmigungen als Kriterium an, so
sind die meisten Siedlungen der
Armen informell. Umgekehrt begrün-
det eine Jahrzehnte währende Tolerie-
rung einer informellen Siedlung auf
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DEFINITION UND TYPOLOGIE STÄDTISCHER ARMUTSSIEDLUNGEN

Siedlungstyp

Lage

baulicher Zustand, 
Dichte

rechtlicher Status

Eigentumsverhält-
nisse

Nutzung

typische 
Entsorgungs-

probleme

Fallbeispiele

1. Verslumte Innen-
stadtgebiete

vom Verfall betroffene
Altstadtgebiete

überalterte Infrastruk-
tur und Bausubstanz,
meist extrem hohe
Dichte

ursprünglich formell

vorwiegend Miet- und
Pachtverhältnisse, ver-
einzelt Squatter

Wohnen, Kleingewerbe,
informeller Handel
(Standortvorteil)

vorhandene Infra-
struktur veraltet;
Abwasser, Drainagesy-
stem nicht voll funkti-
onsfähig

Ahmedabad

2. Innerstädtische,
informelle Sied-
lungen

in der Innen-

stadt 

teilweise konsolidierte
Bausubstanz, relativ
hohe Dichte

informell, von den
Behörden vorüberge-
hend toleriert

Squatter, Eigentümer
und Mieter

Wohnen, informelles
Gewerbe (meist Werk-
stätten)

fehlende Drainage,
keine geregelte Müll-
und Abwasserent-
sorgung; Infrastruktur
teilweise vorhanden
(oft in Selbsthilfe ge-
baut) 

Karachi

San Salvador 

3. Siedlungen auf 
gefährdeten Flä-
chen

verstreut im Stadtge-
biet

temporäre Bauten,
geringe Investitionen
der Bewohner,

mittlere Dichte

informell, vom Abriss
bedroht

Squatter

überwiegend Wohnen,
selten informelles
Gewerbe

fehlende Drainage,
keine geregelte Müll-
und Abwasserentsor-
gung

*

4. Siedlungen in 
städtischen Rand-
lagen

am Stadtrand, auf
Brachflächen in der
Stadt

nicht konsolidierte
Bausubstanz,

mittlere Dichte

wie 2.

wie 2.

wie 2.

wie 2. 

Rosario

Fortaleza 

Cotonou

5. Peri-urbane Sied-
lungen

Übergang zu ländlichen
Gebieten

wie 4., auch urbanisier-
te Dörfer, niedrige bis
mittlere Dichte

wie 2., teilweise formell

Eigentümer, Squatter

Wohnen, teilweise Sub-
sistenzlandwirtschaft

keine Müllentsorgung;
teilweise provisorische
Lösungen und  isolierte
Systeme  vorhanden

Geziret El Sheir

öffentlichem Grund oder das Einbrin-
gen von Infrastruktur durch die Be-
hörden eine de-facto-Anerkennung
und zumindest ein subjektiv empfun-
denes Recht auf Verbleib. Dennoch ist
"Informalität" in ihren verschiede-
nen Ausprägungen einer der Haupt-
gründe für mangelnde öffentliche
und private Investitionen in die In-
frastruktur und speziell in Entsor-
gungssysteme.

* Es werden nur Maßnahmen dargestellt, die eine Aussicht auf Nachhaltigkeit haben. Auf Beispiele für temporäre, lindernde Maßnahmen, die für diesen Siedlungstyp
in Frage kommen, wurde verzichtet.

Typologie als Grundlage für
weitere Beschreibung

Aus der in der Tabelle verwendeten
Typologie lassen sich bereits entspre-
chende Aussagen über die Gebiete
treffen. Beispielsweise ist die Nut-
zungsverteilung von Wohnen, Ge-
werbe und Handel in erster Linie
standortabhängig, während der
jeweilige Zustand der Häuser und
der Infrastruktur in hohem Maße
von der rechtlichen Situation ab-
hängt. So ist z.B. eine gewerbliche

Kleinproduktion eher charakteristisch
für innerstädtische Gebiete und in
geringerem Umfang am Stadtrand zu
finden. In einer abrissbedrohten
Squattersiedlung wird niemals bestän-
diges, teures Material für den Hausbau
verwendet werden. Die Einbindung in
städtische Ver- und Entsorgungsnetze
und der Zustand der Straßen hängen
von beiden Faktoren – dem Standort
und der legalen Situation – ab, denn
die Nähe zur formellen Stadt ist glei-
chermaßen Voraussetzung wie die
rechtliche Anerkennung über eine
bloße Duldung hinaus.
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SIEDLUNGSTYPEN UND IHRE PROBLEME

Innerstädtische Armenviertel haben
oft eine rudimentäre Ver- und Ent-
sorgungsinfrastruktur. Allerdings
sind diese Systeme meist defekt
und veraltet und können, aufgrund
der hohen Einwohnerdichten und
mangelnder Kapazität, zu einer Gefahr
für die Gesundheit werden. Oft sind
es dabei nicht die Straßenkanäle, son-
dern die Hausanschlüsse, die überla-
stet und vernachlässigt sind, so bei-
spielsweise in Miethäusern, in deren
Sanitäranlagen wegen unrentabler
Mieten nicht investiert wird. 

Entsorgungsdienstleistungen wie
eine regelmäßige Müllabfuhr sind hier
eher anzutreffen als in informellen
Gebieten der Vorstadt, teilweise, weil
die Stadtverwaltung hier eine Mini-
malentsorgung zur Vermeidung von
Seuchen veranlasst, teilweise, weil die
Bewohner von informellen Müllsamm-
lern erreicht werden. Die Probleme
sind damit jedoch nicht gelöst, denn
die informelle Verdichtung hat einen
Problemdruck geschaffen, der in der
Regel nur durch bauliche Sanierungs-
maßnahmen zu lösen ist.

Innerstädtische informel-
le Siedlungen

Diese Gebiete gehen meist auf die er-
sten Phasen der städtischen Expansion
zurück; sie sind aber noch nicht lega-
lisiert, kaum in die städtische
Struktur eingebunden und mitun-
ter bereits seit Jahrzehnten von den
städtischen Behörden vernachläs-
sigt. Mit ihren hohen Dichten haben
sie ähnliche Entsorgungsprobleme wie
verslumte Altstadtbereiche, allerdings
ist ihre Situation durch die fehlende
Basisinfrastruktur häufig noch schlech-
ter. Obwohl in räumlicher Nähe zu exi-
stierenden Infrastruktur- und Müllsam-
melsystemen gelegen, sind sie meist
von deren Nutzung ausgeschlossen.
Zwar können Stromleitungen illegal
angezapft oder eine Müllabfuhr not-
dürftig organisiert werden, eine Ein-
bindung in formelle Systeme existiert
jedoch in der Regel nicht. 

Nahe Einkommensmöglichkeiten
machen die innerstädtischen informel-
len Gebiete attraktiv. Sozial, ökono-
misch und häufig auch ethnisch sind
sie meist heterogen, oft mit einem ver-
gleichsweise großen Anteil an Mietern.
Aufgrund der hohen Bebauungsdich-
ten und fehlender Basisinfrastruktur
ist der Bau neuer Systeme (z.B.
Drainage oder Abwasser) kompli-
ziert, während eine geregelte Ab-
fallentsorgung vor allem auf Proble-
me der Finanzierbarkeit stößt.

Siedlungen auf gefährde-
ten städtischen Rest-
flächen

Dieser Typ von Squattersiedlungen
ist ebenso innerhalb der Stadt (auf
Industriebrachen, geräumten Grund-
stücken, in Ruinen, an Bahntrassen
und Abwasserkanälen) als auch im
Stadtrandbereich (in Schluchten, an
erosionsgefährdeten Hängen, in Über-
schwemmungsgebieten, auf Mülldepo-
nien) zu finden, wo behelfsmäßige
Behausungen ohne Absprachen mit
der Stadtverwaltung oder privaten
Eigentümern errichtet werden. 

Gemeinsam ist diesen Gebieten die
legale und soziale Ausgrenzung:
Die Bewohner kommen häufig aus
den ärmsten Schichten der Bevölke-
rung. Der in Lateinamerika verwende-
te Ausdruck "Ciudades Perdidas” –
verlorene Städte – gibt anschaulich
deren Lage wieder. Eine dauerhafte
Integration ist für diese Siedlungen
meist nicht möglich. 

Im Kontext der Entsorgungsverbesse-
rung bleibt nur die Option von Not-
maßnahmen zur Milderung des aku-
ten Elends, nicht aber die Möglichkeit
einer kontinuierlichen Konsolidierung
und allmählichen Verbesserung. Der
Zustand dieser Siedlungen erfordert
häufig die Umsiedlung der Bewohner. 

Verslumte Innenstadt-
gebiete

/5/ /6/ /7/
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SIEDLUNGSTYPEN UND IHRE PROBLEME

Siedlungen in städtischen Randlagen Peri-urbane Siedlungen

Das Wachstum der städtischen Bevölkerung vollzieht sich in den meisten
Ländern vor allem in den informellen Siedlungen an der Peripherie. Die
bereits beschriebenen innerstädtischen informellen Siedlungen sind in vielen Fäl-
len ehemalige periphere Gebiete. Durch die kontinuierliche Ausbreitung der
Stadt sind diese zu innerstädtischen Gebieten geworden. Ein stadtnahes Dorf
kann innerhalb von wenigen Jahrzehnten vom Stadtrand erreicht und zu einem
Teil des "inneren" Stadtgebiets werden. 

Dieser Vorgang wird begleitet von einer grundlegenden Transformation der
baulichen, ökonomischen und sozialen Struktur dieser Siedlung und der
Entstehung gravierender hygienischer Probleme. Die sozioökonomische Aus-
gangssituation dieser Siedlungen ist derjenigen der innerstädtischen informellen
Gebiete ähnlich. Ein hoher Anteil der Bewohner ist im informellen Sektor tätig
oder lebt von Tagelöhnerarbeiten. Der bei weitem größte Teil hat eine Beschäfti-
gung außerhalb der Siedlung, in den Siedlungen selbst gibt es wenig Gewerbe
oder Handel, die über den Eigenbedarf hinausgehen. Innerstädtische und rand-
städtische informelle Gebiete unterscheiden sich hierin wenig, in beiden Fällen
bilden die Arbeitsmöglichkeiten in erreichbarer Entfernung vom Wohnstandort
die wirtschaftliche Grundlage der Siedlung. 

Da sie im Lauf der Jahrzehnte durch Legalisierung und Konsolidierung in die
Stadt integriert werden können, sind oftmals Nutzungsänderungen zu beobach-
ten. In vielen Großstädten beträgt der gewachsene Anteil von ehemals periphe-
ren informellen Gebieten zwischen einem Drittel und der Hälfte der Gesamt-
fläche. Sie sind also keineswegs nur marginale Erscheinungen in der Stadtent-
wicklung, sondern Träger des Flächenwachstums der Metropolen. 

Ein wesentlicher Unterschied zu den innerstädtischen Siedlungen besteht jedoch
in der rechtlich-administrativen Situation. Oft liegen diese Gebiete außerhalb
der administrativen Grenzen des Stadtgebiets und werden formell nicht als
Teil der Stadt anerkannt. Dieser Umstand trägt erheblich zur Unsicherheit und
der desolaten Ver- und Entsorgungssituation mancher Gebiete bei. 

Peri-urbane Siedlungen liegen in der
Übergangszone zum ländlichen
Bereich. Häufig handelt es sich um
ehemalige Dörfer, die in ökonomi-
scher und baulicher Hinsicht bereits
teilweise urbanisiert sind. Solange die
Dichten und der Zuwanderungsdruck
relativ gering bleiben, sind auch die
dörflichen Ver- und Entsorgungssyste-
me noch einigermaßen intakt. Häufig
sind diese Siedlungen von Agrar-
flächen umgeben und die Landwirt-
schaft trägt nicht unwesentlich zur
Subsistenz der Familien bei. 

Mit zunehmender Dichte und der
flächenmäßigen Ausbreitung wach-
sen auch die hygienischen Risiken.
Die alten Brunnen reichen für eine
Versorgung mit sauberem Trinkwasser
nicht mehr aus, die einfachen sanitä-
ren Lösungen sind nicht mehr adä-
quat. Hier sind insbesondere partizi-
pative Lösungen angemessen, die auf
einem einfachen technischen Niveau,
ohne die Verbindung zu stadtweiten
Systemen funktionieren.

/8/ /9/
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TYPISCHE RAHMENBEDINGUNGEN UND PROBLEME

Im Folgenden wird eine Reihe typischer allgemeiner Probleme aufgezählt, mit denen sich Entsorgungsprojekte bereits in der
Planungsphase auseinander setzen müssen. 

Politische, institutionelle
und rechtliche Rahmen-
bedingungen

• unzureichende kommunale Autono-
mie hinsichtlich der Erbringung von
Ver- und Entsorgungsleistungen für
die Stadtbevölkerung;

• personelle und technische Defizite
in der Ausstattung der Kommunen;

• trotz zunehmender Dezentralisie-
rung der Verwaltung ist die städti-
sche Entsorgung institutionell zen-
tralisiert (z.B. Abwasserbehörden,
große private Entsorgungsunterneh-
men);

• Zurückhaltung der Behörden, denn
eine offizielle Beteiligung informel-
ler Siedlungen kann als Anerken-
nung informeller Siedlungsgebiete
gedeutet werden;

• generelle Vernachlässigung der Ent-
sorgung gegenüber der Versorgung
(Wasser vor Abwasser);

• Desinteresse der staatlichen und
städtischen Verantwortungsträger
an Armutssiedlungen, Bevorzugung
der Wohngebiete der Ober- und
Mittelschicht;

• keine oder nur geringe rechtliche
Spielräume für beteiligungsorien-
tierte Maßnahmen.

Organisatorische Proble-
me

• weitgehend unbekannte Alternati-
ven zu den vorherrschenden Orga-
nisationsformen; 

•effizientes Zusammenwirken durch
eine fragmentierte Träger- und
Akteurslandschaft erschwert;

• Kompetenzüberschneidungen ver-
schiedener Träger der Ver- und Ent-
sorgung, Konkurrenz auf der loka-
len Ebene;

• Schwierigkeiten bei der Identifikati-
on geeigneter Träger; Fehlen geeig-
neter "Mittlerorganisationen" (z.B.
NRO);

• fehlende Anreize zur Beteiligung
von Institutionen außerhalb des
Kreises der unmittelbar Betroffe-
nen;

• Finanzierungsschwierigkeiten, ins-
besondere bei der Einbeziehung
von Privatunternehmern oder der
Gründung von Kooperativen;

• vorhandene Entsorgungsträger
hemmen die Einführung neuer Pro-
jektansätze wegen Bedrohung des
eigenen Monopols.

Probleme für Partizipati-
on und Selbsthilfe

• fehlender sozialer Zusammenhalt im
Gebiet, Mangel an Fähigkeit zu
gemeinsamer Willensbildung und
koordinierter Aktion;

• mangelnde Beteiligungs- und Mit-
wirkungsmöglichkeiten, wenig
Erfahrungen in partizipativen
Lösungsverfahren und Organisati-
onstechniken;

• fehlende Identifikation, falsche
Annäherung an die Problemlösung
(top-down);

• beschränkte (finanzielle) Belastbar-
keit der Bewohner von Armutsge-
bieten;

• Misstrauen gegenüber externen
Interventionen und neuen Vorschlä-
gen;

• mangelnde Anerkennung des Pro-
jekts oder sogar Misstrauen von Sei-
ten der Behörden.
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Die genannten Probleme gelten weitgehend unabhängig vom jeweiligen Siedlungstyp und sind nur indirekt auf die räumli-
che Lage und den rechtlichen Status der Siedlung zurückzuführen. 

Probleme der Finanzie-
rung

• Öffentliche Dienstleistungen sind
meist hoch subventioniert.

• Öffentliche Dienstleistungen gelten
als selbstverständliche und kosten-
lose Leistung der zuständigen kom-
munalen oder staatlichen Träger.

• Siedlungen der städtischen Armen
gelten für private Unternehmen als
finanziell unattraktiv und risikobe-
haftet.

• Die Entsorgung (insbesondere die
Abwasserentsorgung) ist generell
aus Gebühren kaum finanzierbar.

• Gebühren werden von den Bewoh-
nern nicht akzeptiert, sie sind nicht
aufzubringen oder es fehlen Mecha-
nismen der Erhebung.

• Bei den Armen hat die Sicherung
des Lebensunterhalts Vorrang vor
der Finanzierung von kommunalen
Dienstleistungen.

• Möglichkeiten eines ökonomisch
relevanten Recyclings funktionieren
nur bei entsprechender Projektum-
gebung (Märkte etc.).

• Rücklagen zur Sicherung der Nach-
haltigkeit sind kaum zu erwirtschaf-
ten (keine Tradition einer "Kultur
des Sparens").

• Die Fremdfinanzierung durch Pro-
jekte ist in der Regel zeitlich befri-
stet.

Einflüsse sozio-kultureller
Faktoren

• Aufgrund der ländlichen Herkunft
der Bewohner wird Problemen der
Abfallentsorgung keine hohe Be-
deutung beigemessen.

• Eine andere ethnische Zuordnung
der nationalen oder städtischen Eli-
ten kann die Vernachlässigung städ-
tischer Armutsgebiete begünstigen.

• Der Umgang mit Abfall und Fäkalien
ist tabuisiert und einer bestimmten
sozialen Gruppe zugeschrieben.

• Die Bereitschaft zu gemeinsamer
organisierter Selbsthilfe ist durch
traditionelle Macht- und Abhängig-
keitsstrukturen begrenzt.

• Soziokulturelle Konflikte im Gebiet
behindern die Zusammenarbeit
(z.B. rivalisierende Ethnien oder
Clans).

• Die Durchsetzung von kosten-
deckenden Gebühren stößt in Ge-
sellschaften mit traditionell gepräg-
ten, klientelistischen Versorgungs-
mustern auf Schwierigkeiten.

• Demokratische Formen gemeinsa-
mer Willensbildung können den tra-
ditionellen, eher paternalistischen
Formen der Entscheidungsfindung
widersprechen.

Technische Probleme 

• Die offiziellen Standards sind unan-
gemessen hoch, zu teuer und mit
der finanziellen Kapazität der
Bewohner nicht finanzierbar.

• Angepasste technische Lösungen
sind nicht bekannt, nicht entwickelt
oder werden als technologisch rück-
ständig abqualifiziert.

• Die Siedlungen der Armen liegen
häufig in topografisch schwierigen
oder problematischen Lagen (z.B.
an steilen Hängen oder auf von
Überflutung bedrohten Flächen).

• Die ex-post-Einbringung von Abwas-
sersystemen in Armensiedlungen ist
technisch aufwändig und verlangt
ein hohes Maß an Kooperation der
Bewohner.

• Wegen der engen Straßen können
die üblichen städtischen Müllfahr-
zeuge nicht in die Gebiete fahren.
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TYPISCHE RAHMENBEDINGUNGEN UND PROBLEME

Die Erfahrungen der letzten Dekade
haben deutlich gemacht, dass Lösun-
gen, die allein auf eine technische Ver-
besserung abzielen, nicht nachhaltig
sind. In dem Maße, wie sich das Pro-
blemverständnis von einer nur techni-
schen Sichtweise zur Wahrnehmung
komplexer Zusammenhänge erweitert
hat, rückten neben technische Lö-
sungen gleichrangig auch organisatori-
sche, fiskalische und partizipatorische
Aspekte. Das früher einseitig tech-
nisch ausgerichtete Portfolio von Maß-
nahmen zur Bewältigung von Entsor-
gungsproblemen ist nun um diese
Aspekte erweitert.

Die wesentliche Erkenntnis besteht
darin, dass weder die Stärkung nur
eines Akteurs – etwa der Stadtverwal-
tung –, noch organisatorische Maß-
nahmen – wie etwa die Einbeziehung
des privaten Sektors –, noch eine ver-
stärkte Partizipation der Zielbevölke-
rung für sich allein genommen ausrei-
chen, um nachhaltige Verbesserungen
zu erzielen. 

Die im nächsten Kapitel dargestellten
Projekte stehen für eine Generation
von Maßnahmen, die ausgehend von
der offenkundigen und kurzfristig
kaum änderbaren Insuffizienz der Teil-
systeme (Technik, Verwaltung, Partizi-
pation), erfolgreich mit einem Mix
untereinander verknüpfter Teilmaß-
nahmen in verschiedenen Sektoren
experimentiert, die zusammengenom-
men erheblich mehr zur Verbesserung
der Entsorgungssituation beitragen
können. An das Kompetenzprofil der
Berater und der lokalen Maßnahme-
träger werden damit auch erweiterte
Anforderungen gestellt. Neben sekto-
rale Fachkenntnis treten zunehmend
Techniken des Organisations- und
Betriebsmanagements.

FOLGERUNGEN FÜR DIE LÖSUNG DER PROBLEME 

Wichtige Komponenten für eine jeweils von Fall zu Fall zu ermit-
telnde Interventionsstrategie:

• technische Angemessenheit;

• administrative und politische Einbindung;

• kooperative Organisationsformen mit Einbeziehung wichtiger
lokaler Akteure;

• Sicherung der finanziellen Nachhaltigkeit durch Gebühren
und Abgaben;

• lokale Identifikation durch Partizipation (local ownership).
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Dieser Abschnitt stellt konkrete Erfahrungen von Initiati-
ven oder Projekten zur Verbesserung der Entsorgung in
städtischen Armutssiedlungen in verschiedenen Regionen und
soziokulturellen Zusammenhängen vor:

• Als Hintergrund für diese Darstellung sind zunächst die
wichtigsten Kriterien für die Auswahl der Beispiele
dargestellt: innovative und erfolgreiche Ansätze, die über
rein technische Aspekte hinausgehen und organisatorische
sowie finanzielle Aspekte mit einbeziehen.

• Den Schwerpunkt des Abschnitts bilden insgesamt sieben
Fallbeispiele, die anhand eines einheitlichen Darstellungs-
rasters beschrieben werden: 

– Ausgangssituation und Rahmenbedingungen;
– Durchführung/Implementierung;
– Angewandte technische Lösungen;
– Betriebliche Organisationsform;
– Finanzierung;
– Lessons learned.
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Konkrete Beispiele und
Erfahrungen 

In diesem Kapitel werden zur Illustra-
tion und als Referenzbasis sieben Fall-
beispiele dargestellt. Solche Fallbei-
spiele bieten den didaktischen Vorteil
"hautnaher", authentischer und
konkreter Erfahrung; sie
erschließen eine Fülle komplexer und
spezifischer Information, die sich
durch eine typologische Darstellung
allein nicht vermitteln lässt. Diesen
offenkundigen Vorteilen stehen
jedoch eine Reihe von Nachteilen
gegenüber, unter denen vor allem die
mangelnde Vergleichbarkeit und
Nicht-Übertragbarkeit singulärer
Erkenntnisse von Bedeutung sind. Für
die Darstellung wurde deshalb ein
Mittelweg eingeschlagen, indem sich
die Präsentation der Fälle an einem
festen Kriterienraster orientiert, das
die Herstellung von Quervergleichen
erleichtert.

Auswahl der Fallbeispiele

Die nachfolgenden Fallbeispiele zei-
gen "innovative" und "erfolgrei-
che" Lösungsansätze aus unter-
schiedlichen Kontexten. Die Auswahl
ist nicht repräsentativ und verfolgt
auch nicht die Absicht, einen weltwei-
ten Querschnitt durch derzeit übliche
Praktiken der Entsorgung zu bieten.
Vorrang bei der Auswahl hatten Ori-
ginalität und Funktionalität der
Lösung im konkreten Kontext. 

"Innovative" Projekte entwickeln zur
Verbesserung einer spezifischen Situa-
tion ein neues noch nicht allgemein
verbreitetes Instrumentarium und
wenden dieses an. Bei der Auswahl
wurden besonders solche Projekte
berücksichtigt, die Entsorgungsaufga-
ben nicht als punktuelle oder mono-
sektorale Intervention angehen, son-
dern im Hinblick auf nachhaltige Wir-
kungen als "System" behandeln und
mit einer Gruppe von Akteuren zu-

sammenarbeiten. Häufig setzen sie
eine Veränderung der Handlungsmu-
ster der Beteiligten, insbesondere
durch die Partizipation der Bewohner,
voraus oder zielen darauf ab.

"Erfolgreiche" Projekte bewirken
spürbare und nachhaltige Verbes-
serungen. Jedes der dargestellten
Projekte weist in dieser Hinsicht kon-
krete Ergebnisse auf, wie z.B. den Bau
eines Abwasserkanalsystems oder die
Einrichtung einer geregelten Müll-
sammlung. Auch wenn mitunter typi-
sche Fehler feststellbar sind, wie bei-
spielsweise die Missachtung von kultu-
rellen oder sozialen Besonderheiten,
Unverständnis gegenüber traditionel-
len Werten und Hierarchien, zu wenig
oder zu viel Partizipation, können sie
doch in mindestens einer Komponen-
te als erfolgreich gelten.

Das völlige Scheitern eines Vorhabens
hat meist sehr komplexe und oft indi-
viduelle Ursachen, die sich aus dem
spezifischen Szenario ergeben. Es ist
deshalb nur begrenzt möglich, aus
den Fehlern anderer zu lernen. Aus
diesem Grund wurde von der Darstel-
lung von Negativbeispielen Abstand
genommen und das Schwergewicht
auf "erfolgreiche" Projekte gelegt.

Projekte im Rahmen der
deutschen EZ

Vier der sieben Fallbeispiele beziehen
sich auf Projekte aus dem Kontext
deutscher Entwicklungszusammenar-
beit. Dieses Übergewicht ergab sich
aus der Verfügbarkeit von Primär-
informationen und bedeutet nicht,
dass Projekte anderer Träger weniger
interessante Ansätze hervorgebracht
hätten. Zwei weitere Beispiele reprä-
sentieren jeweils basisgetragene bzw.
von der Stadtverwaltung initiierte Pro-
jekte. 

Unterschiedliche Siedlungs-
und Stadtgrößen

Bei den ausgewählten Städten handelt
es sich fast durchweg um Millionen-
städte, die durch anhaltend hohes
Bevölkerungswachstum charakterisiert
sind. Die urbanisierten Bereiche sind
meist weit größer als die eigentliche,
durch administrative Grenzen defi-
nierte Stadt, mit der sie "metropolita-
ne Zonen" bilden (in der folgenden
Darstellung der Fallbeispiele "MZ"
abgekürzt). In kleineren und mittleren
Städten ist auch die Größe informeller
Siedlungen häufig relativ kleiner. Zwar

Kriterien für die Auswahl der Fallbeispiele:

• Erfolgreiche Lösungsbeiträge zu einem oder mehreren Problemen der
Entsorgung sind erkennbar.

• Die Ergebnisse sind hinreichend dokumentiert und zugänglich.

• Ansprechpartner für die Einholung von weiteren Informationen oder
einen Erfahrungsaustausch sind vorhanden.

• Der Ansatz bietet Anregungen für  Projekte in vergleichbaren Situatio-
nen.

• Verschiedene Bereiche der Entsorgung (Abwasser, Drainage, Abfall)
sind repräsentiert.

• Die geografischen Regionen der Erde sind repräsentiert.
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sind auch in diesen Städten die Le-
bensbedingungen ähnlich prekär,
doch wegen der niedrigeren Boden-
preise und geringeren Dichten ist der
Druck auf die Armutssiedlungen gerin-
ger. Manchmal finden sich hier auch
Formen städtischer Landwirtschaft,
die zwar zur Verbesserung der Ernäh-
rungssituation beitragen, aber damit
andersartige Probleme der Entsorgung
und Hygiene schaffen.

Generell können die hier vorgestellten
Konzepte und die daraus abgeleiteten
Empfehlungen auch für kleinere
und mittlere Städte Gültigkeit
beanspruchen. Gerade "kleinere" Pro-
jektansätze, die häufig für peri-urbane
Gebiete entwickelt wurden, sind auch
für kleinere Städte geeignet. 

Mit der Fokussierung dieses Hand-
buchs auf informelle urbane und
peri-urbane Siedlungen wird von
Stadtgrößen ausgegangen, die mit
einer entsprechenden Größe und
fachlichen Spezialisierung der Verwal-
tung einhergehen. Deren Beteiligung
an Lösungen fällt jedoch – je nach
Komplexität der Entsorgungssysteme
– sehr unterschiedlich aus. 

Die Beispiele sind gemessen an der
Größe der Zielbevölkerung, aber auch
hinsichtlich der Zahl der beteiligten
Akteure und dem Mitteleinsatz sehr
unterschiedlich. So reicht z.B. die Zahl
der Nutzer der Maßnahmen je nach
Projekt von einigen hundert bis zu
einigen hunderttausend Familien.
Darin spiegelt sich nicht nur die Un-
terschiedlichkeit der Ansätze
wider, sondern auch die Tatsache,
dass es für erfolgreiche Projekte
keine Idealgrößen gibt. Gleichwohl
sind einige der Projekte eher auf
Replikation und Verbreiterung des
Ansatzes (scaling-up) angelegt als
andere.

Regionale Verteilung der
Fallbeispiele

Die Fallbeispiele wurden so gewählt,
dass die geografischen und klimati-
schen Großregionen der Erde vertre-
ten sind. Drei der Fallbeispiele liegen
in Lateinamerika, zwei in Afrika und
zwei weitere in Südasien. Die leichte
Überrepräsentation Südamerikas –
trotz des wesentlich geringeren
Anteils an der Weltbevölkerung – ist

mit dem hohen Verstädterungsgrad
dieser Region begründet.

Aus Platzgründen können nicht alle
Regionen durch ausführliche Fall-
beispiele repräsentiert werden.
Regionale Besonderheiten sind nur
insoweit Gegenstand der Darstellung,
als sie für Entsorgungsprobleme rele-
vant sind.

Informationsquellen

Die Beispiele wurden aus einer Viel-
zahl von Quellen ausgewählt, wobei
die Best Practices-Datenbasis des
UNCHS bzw. des Dubai-Wettbewerbs
eine erste Orientierung ermöglichte.
Hinzu kamen Datenbestände der GTZ,
des UNDP und des Water and Sanita-
tion Program der Weltbank. 

Die Grobauswahl von ca. 30 Projekten
ist im Anhang dieses Bandes wieder-
gegeben. Aus diesem Material wurden
sieben Fälle für eine vertiefte Auswer-
tung ausgewählt. Diese Fallbeispiele
wurden durch Besuche vor Ort, Inter-
views mit Projektbeteiligten und wei-
tere Informationen erschlossen.

Rosario

Fortaleza

San Salvador
Cotonou

Qanater City
Karachi Ahmedabad
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ENTSORGUNG ALS KOMPONENTE EINES STADTWEITEN SANIERUNGSPROGRAMMS

Ahmedabad – Indien
Hauptstadt der Provinz Gujarat

23,0° N; 72,8° O; 
53 m über NN
ø Jahrestemperatur: 28,6° C
ø Jahresniederschlag: 870,8 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 4.788.000
MZ: 11.212.000

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

Ahmedabad, mit 4,8 Mio. Einwohnern die siebtgrößte Stadt Indiens, war als tradi-
tionelle Industriestadt mit einem hohen Anteil an Textilbetrieben seit Ende der
70er Jahre ökonomischen Krisen und einer nachfolgenden Umstrukturierung der
städtischen Wirtschaft ausgesetzt. Die wirtschaftlichen Veränderungen gingen mit
der Konsolidierung der städtischen Finanzen und einer Neuorientierung der
Stadtpolitik einher, die sich seit Mitte der 90er Jahre auch in Programmen für bis-
lang ausgegrenzte informelle Gebiete niederschlägt.

1991 lebten 41% der Stadtbevölkerung unter desolaten Bedingungen in mehr als
2.000 Slums in allen Teilen der Stadt. Über eine halbe Million Stadtbewohner hat-
ten keinen Zugang zu Toiletten. Hunderttausende waren auf die Benutzung von
öffentlichen Latrinen angewiesen, deren unhygienischer Zustand gesundheitsge-
fährdend war. Die meisten Siedlungen hatten auch keine Abfallentsorgung. Hohe
Dichten und fehlende Entsorgung waren die Hauptursachen von prekären hygie-
nischen Bedingungen mit massiven Gesundheitsgefährdungen für die Bewohner.  

Über 70% der Siedlungen liegen auf privatem Boden. Da ohne Klärung der Be-
sitzverhältnisse eine Teilnahme an städtischen Programmen nur mit Einschrän-
kungen möglich ist, war ein großer Teil der Slumbewohner von Verbesserungen
ausgeschlossen. Auch die historische Altstadt leidet zunehmend unter slumähnli-
chen Bedingungen des Verfalls, der Verdichtung und der infrastrukturellen
Unterversorgung.

Die desolaten Wohn- und Lebensbedingungen der Armen und ihre Auswirkun-
gen auf die Gesamtstadt führten Mitte der 90er Jahre zu einer gemeinsamen
Initiative von lokaler Wirtschaft, NRO, Stadtverwaltung (Ahmedabad Municipal
Corporation – AMC) und Bewohnern.

Projektprofil
Die Stadtverwaltung initiiert eine konzer-
tierte Aktion zur Sanierung informeller
Siedlungen in Kooperation von Privatwirt-
schaft, Bewohnern und  Stadtverwaltung.

Projektdaten 
• 1994: Bildung des Sharada Trust mit

Mitteln eines privaten Unternehmens
(Arvind Mill Company) für ein Pilot-
projekt der Slumsiedlung Sanjaynagar;

• 1997: Beginn der Sanierung von Sanjay-
nagar;

• Mitte 2000 sind 9 Siedlungen mit einer
Bevölkerung von insgesamt 2.875 Ein-
wohnern saniert. In weiteren 8 Siedlun-
gen mit insgesamt 16.050 EW sind die
Arbeiten im Gange, 3 weitere Gebiete
mit 26.000 EW sind in Vorbereitung.

Akteure
• Stadtverwaltung als Initiator und Träger

des Programms;
• private Unternehmen als Sponsoren;
• NRO: Organisation und Unterstützung

der Bewohner;
• formelle Bewohnerorganisationen: Kofi-

nanzierung der Maßnahmen.

Siedlungstypen
Innerstädtische informelle Siedlungen
und Siedlungen in städtischen Randlagen;
durchschnittliche Dichte 800 -1.000
EW/ha.

/11/



Wasseranschluss mit Wasserzähler in
Hanuman Nagar /12/
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KOOPERATION VON BÜRGERN, NRO, PRIVATWIRTSCHAFT UND VERWALTUNG

Implementierung

Das Pilotprojekt Sanjaynagar mit 181
Haushalten, das teilweise mit Mitteln
eines Textilunternehmens, der Arvind
Mill Company, finanziert wurde, gilt
als der erfolgreiche Prototyp des als
Parivartan ("Transformation") oder
Slum Networking bezeichneten Sanie-
rungsansatzes, der innerhalb von 5
Jahren 40.000 Haushalte erfassen soll.
Meist handelt es sich um kleine, im
Stadtgebiet verstreute Siedlungen.
Initiator und Koordinator der Maßnah-
men ist die Stadtverwaltung.

Die Maßnahmen werden oft durch
flankierende Programme ergänzt, wie
z.B: das Toilet Subsidy Scheme der
Zentralregierung und das Wohnungs-
bau-Kreditprogramm der NRO Mahila

Slum Networking 

Die Initiative des Slum Networking entstand 1989 in der südindischen Stadt
Indore und wurde anschließend von den Städten Baroda und Ahmedabad
übernommen. Die Beteiligung unterschiedlicher Akteure der Zivilgesellschaft
entwickelte sich in allen drei Städten zunächst nur langsam, führte aber lang-
fristig zur Bildung tragfähiger Netzwerke. Der Ansatz beruht auf einer
grundsätzlich positiven Einschätzung gegenüber den informellen Siedlungen
der Armen, in denen die Lebensbedingungen verbessert werden sollen. Dabei
sollen die Stadtverwaltung, der private Sektor, NRO und die Bewohner zusam-
menarbeiten. Vernetzung bedeutet im Kontext von Ahmedabad sowohl die
horizontale Vernetzung einzelner, im Stadtgebiet verstreut liegender Gebiete
als auch die Bündelung der Aktivitäten verschiedener Akteure.

Ziel ist die nachhaltige Verbesserung von Slums und informellen Siedlungen
und ihre Integration in die sie umgebende urbane Struktur. Sie werden nicht
als isolierte Inseln ohne Bezug zur formellen Stadt gesehen, sondern als
Bestandteile eines urbanes Netzes mit ökonomischen und sozialen Verflech-
tungen untereinander. Slum Networking soll institutionelle Verbindungen auf-
bauen und Programme und Projekte so koordinieren, dass sie nicht für einzel-
ne Gebiete isoliert durchgeführt werden, sondern sich in einen integrierten
Gesamtansatz einordnen. Die Initiativen und Programme sollen auf die ärm-
sten Bezirke der Stadt gerichtet sein. Priorität haben allerdings auch hier Maß-
nahmen in Gebieten, die bodenrechtlich gesichert sind.

Housing SEWA Trust, das unter ande-
rem auch die Aufstockung und damit
eine ökonomisch sinnvolle Verdich-
tung in innerstädtischen Slums för-
dert. 

Die Initiative Clean Ahmedabad Cam-
pain organisierte die Altpapiersamm-
lung für die ganze Stadt und schuf
damit für 2.000 Frauen ein festes Ein-
kommen.

Der Erfolg der Initiativen erhöhte
auch die Unterstützungsbereitschaft
der Wirtschaft: so förderte z.B. ein
großes internationales Unternehmen
eine Müllverwertungsanlage mit Fi-
nanzmitteln und technischem know-
how. 

Technische Lösungen

Die technischen Lösungen umfassen
folgende Komponenten: 

• Straßenbau bzw. Asphaltierung vor-
handener Wege;

• Wasseranschluss für jedes Haus;
• Abwasserkanalisation mit Anschluss

für jedes Haus;
• Straßenbeleuchtung;
• dezentral organisierte Müllbeseiti-

gung (in der Regel Aufstellung von
Tonnen);

• Bepflanzung.

Die individuellen Sanitäranschlüsse
können zu geringen Kosten angebo-
ten werden, da die meisten Slums in
natürlichen Gefällen liegen und so
einfache Schwerkraftsysteme ohne
Pumpen für die Abwasserableitung
genutzt werden. Durch den Verzicht
auf die Asphaltierung der Neben-
straßen und die Böschungssicherung
durch Bepflanzung, kann auch der
Aufwand für die Regendrainage
beschränkt und diese kostengünstig
dimensioniert werden. Die Bepflan-
zung verbessert auch das Mikroklima
der Siedlungen: Bäume dienen als
Schattenspender und reduzieren den
Staub in der Luft. In manchen Siedlun-
gen haben die Bewohner Gemüse-
und Kräutergärten angelegt.



Wasseranschluss in Hanuman Nagar
/14/

Straße nach der Sanierung mit problematischem halboffenem Drainagekanal in Hanu-
man Nagar /13/

26

KOMPLEXE ENTSORGUNGSMASSNAHMEN

Betriebsorganisation

Die Ahmedabad Municipal Corpora-
tion (AMC), ist Initiator und Träger
des Slum-Networking-Programms.
Eine eigene Abteilung der Stadtverwal-
tung mit ca. 30 Mitarbeitern nimmt
Anträge von Basisorganisationen oder
NRO entgegen bzw. wird in ausge-
wählten Gebieten selbst aktiv. 

Voraussetzung zur Teilnahme am Pro-
gramm ist in der Regel die Lösung der
Besitzfrage – üblicherweise durch den
Nachweis von Rechtstiteln. Wenn
diese Voraussetzung geklärt ist, kann
eine NRO mit der Organisierung der
Bevölkerung beginnen. Ziel ist dabei
die formelle Gründung einer Basisor-
ganisation (CBO), die als offizieller
Partner der Stadtverwaltung fungiert. 

Von den drei bisher in das Programm
involvierten NRO ist die SEWA-Bank
(SEWA = Self Employed Women's
Association), von besonderer Bedeu-
tung, da sie die Rolle des finanziellen
Intermediärs übernommen hat. Sie
mobilisiert und verwaltet die Eigen-
beiträge der Bewohnergemeinschaft
und das damit verbundene obligatori-
sche Sparprogramm.

Sämtliche Baumaßnahmen werden
von der Stadtverwaltung in eigener

Regie ohne Beteiligung der Bewohner
ausgeführt. 

Der Erfolg der Müllbeseitigung hängt
in der Praxis von der Fähigkeit der
jeweiligen CBO ab, private Müllsamm-
ler zu engagieren, die den Müll aus
dem Quartier zu den Sammelstellen
auf den Hauptstraßen schaffen.

Durch das Zusammenwirken von
Stadtverwaltung, NRO und Bewohner-
organisationen haben sich die Verhält-
nisse in den Projektgebieten wahr-
nehmbar verbessert. Parallel zu den
physischen Verbesserungen werden
durch weitere NRO eine Reihe sozialer
Maßnahmen durchgeführt, darunter
Jugend- und Gesundheitsprogramme,
Sparprogramme, nichtstaatliche Schu-
len, Ausbildungsprogramme sowie die
Förderung informeller Kleinunterneh-
men durch Kreditprogramme.

Restriktionen  für die
Umsetzung

Die legale Situation der Gebiete
erschwert die Umsetzung des Slum
Networking-Programms erheblich,
denn 70% der Slums befinden sich
auf Privatland, nur 30% sind auf
Staatsland oder städtischem Besitz.
Obwohl AMC das Recht hat, Privat-
land auch ohne Absprache mit dem
Besitzer mit Infrastruktur zu er-
schließen, erwies sich die weithin
ungelöste rechtliche Situation als ein
Hindernis für dauerhafte Lösungen. 

Einem Erlass zufolge darf nach einer
Registrierung der Bewohner in den
folgenden zehn Jahren keine Räu-
mung des Slums stattfinden. Für die-
sen Zeitraum können die Bewohner
formell als Mieter eingetragen wer-
den. Diese vorläufige Lösung böte
die Sicherheit, um die Verbesse-
rungsmaßnahmen durchzuführen
und die Bewohner zu Investitionen
in ihre Häuser zu bewegen. In der
Praxis wird von dieser Regelung
allerdings wenig Gebrauch gemacht.
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Finanzierung

Die Gesamtkosten der physischen
Sanierungskomponenten werden mit
6.000,00 Rupies (ca. US$ 150) pro
Haushalt veranschlagt. Nach dem sog.
"Partnerschaftskonzept" des Slum-Net-
working-Programms werden diese
Kosten zu je einem Drittel von der
Stadtverwaltung, den Bewohnern und
privaten Sponsoren finanziert.

Der Bewohneranteil wird vor Beginn
der Baumaßnahmen durch ein Pro-
gramm der SEWA Bank angespart.
Zusätzlich müssen pro Familie 100
Rupies (ca. US$ 2,5) für die Erstunter-
haltung der Anlagen eingezahlt wer-
den.

AMC verfügte bisher über eine Investi-
tionssumme von etwa US$10 Mio., zu
der auch die Weltbank und internatio-
nale sowie bilaterale Entwicklungsor-
ganisationen wie UNDP, DIFID und
USAID beigetragen haben. Nicht ein-
bezogen in die Finanzierungsrech-
nung sind die oben genannten sozia-
len und Begleitmaßnahmen durch
NRO, deren Wert auf ca. Rs. 1.000 (ca.
US$ 25) pro Haushalt geschätzt wird.

Als schwer kalkulierbarer Faktor
erwies sich der Beitrag des Privatsek-
tors. Neben örtlichen Firmen und
Banken hat auch der Lions Club einen
Beitrag geleistet. Im Einzelfall über-
nimmt AMC den Anteil der privaten
Wirtschaft.

Die Müllentsorgung wird auf der
Ebene der Straßengemeinschaften mit
privaten Dienstleistern geregelt, die
den Abfall in Körben zu den Contai-
nern and den großen Erschließungs-
straßen schaffen. 

Lessons Learned

Der innovative Beitrag des Programms
liegt weniger in neuen technischen
Lösungen als in der Verknüpfung ver-
schiedener Partner.

Das Programm beweist, dass Stadtver-
waltungen in Zusammenarbeit mit
Bewohnern und NRO im Rahmen
umfangreicher Sanierungsprogramme
auch Entsorgungsmaßnahmen effektiv
durchführen können. 

Zentraler Bestandteil des Konzepts ist
die Einbeziehung von NRO, die als
Mittlerorganisationen die Organisation
der Bevölkerung in den Sanierungsge-
bieten wahrnehmen und eine Vielzahl
weiterer sozialer Dienstleistungen
erbringen.

Innovativ ist ferner die Akquisition
von Sponsorengeldern, die wesentli-
cher – wenn auch konjunkturabhängi-
ger – Bestandteil des Finanzierungs-
konzepts sind.

Auch die Erfolge konnten bislang aller-
dings das traditionelle Misstrauen der
Bevölkerung gegenüber den Maßnah-
men der Stadtverwaltung nicht ganz
abbauen. Dies mag auch mit der Rol-
lenverteilung unter den Akteuren
zusammenhängen, in der die Stadtver-
waltung die entscheidende Position in
der Planung und Implementierung
einnimmt und relativ wenig Spielräu-
me für eine Partizipation der Bevölke-
rung bleiben.

Einen Engpass für die Ausweitung des
Programms stellt aus der Sicht der
Stadtverwaltung die Kapazität der
lokalen NRO dar. Anfangsschwierigkei-
ten lagen zudem in den stark divergie-
renden Arbeitsweisen der Programm-
partner. Gemeinsame Fortbildungs-
programme trugen wesentlich zur Ent-
stehung von Vertrauen und einer

effektiven Arbeitsbeziehung bei.
Das Prinzip der Koalition von Stadtver-
waltung, NRO und Basisorganisatio-
nen zur Durchführung von Entsor-
gungsmaßnahmen ist nicht grundsätz-
lich neu und kann auch auf andere
Großstädte übertragen werden. Inter-
esse zeigten z.B. Delhi und Lahore in
Pakistan.

Kontakte

Slum Networking Project
Anand B. Patel
Deputy City Engineer
Second Floor, Election Office Buil-
ding, Danapith, Ahmedabad -1, Indien
Tel. +91-79-539 18 11 Extn. 585

SEWA (Self Employed Women's 
Association)
Ms. Miria Chaterjee, General Secretary
SEWA Reception Centre
Opposite Victoria Garden 
Ahmedabad/Guajarat
Tel. +91-79-550 64 44

FPI (Foundation for Public Interest)
Mihir R. Bhatt, Director
411, Sakar 5 Near Natraj Cinema,
Ashram Road, Ahmedabad 380009
Tel. +91-79-658 62 34

+91-79-658 78 90
E-mail: dmi@sothasiadisasters.net



Für die Regenwasserentsorgung wurden einfache Straßenabflüsse installiert /16/
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ENTSORGUNG ALS SCHWERPUNKT EINES SANIERUNGSPROGRAMMS FÜR FAVELAS

Fortaleza – Brasilien
Hauptstadt des Bundestaats
Ceará

3,73° S; 35,50° W; 
19 m über NN
ø Jahrestemperatur: 26,8° C
ø Jahresniederschlag: 1.443,3 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 2.089.000
MZ: 2.800.000

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

Fortaleza ist die Hauptstadt des brasilianischen Bundesstaates Ceará. An der
Küste gelegen, ist sie ein bedeutender Fischereihafen im Norden und ein Wirt-
schaftszentrum des Landes. Auf der Suche nach besseren Einkommen ist die
Großstadt Fortaleza für viele Menschen aus dem besonders regenarmen und
trockenen Inland Cearás, dem Sertão, ein Anziehungspunkt. Allerdings sind die
Chancen in der Stadt nicht sehr viel besser, denn nur etwa ein Drittel aller Ein-
wohner Fortalezas geht einer regelmäßig bezahlten Beschäftigung nach. Dabei
arbeitet bereits mehr als die Hälfte der ökonomisch aktiven Bevölkerung im
informellen Sektor, da es an Arbeitsplätzen im formellen Bereich mangelt. So lebt
auch ein ständig wachsender Teil der Stadtbevölkerung in den Elendsvierteln,
den Favelas, zumeist an der Peripherie der Stadt.

Dringlichstes Problem in den informellen Siedlungen war das Fehlen einer gere-
gelten Entsorgung von Müll und Abwasser, das zu gesundheitlichen Problemen
führte und die prekäre Situation der Siedlungen zusätzlich verschärfte.

Projektprofil
Verbesserung der Lebensbedingungen
mittels Stärkung der Selbstverwaltungs-
fähigkeit und der Entwicklung partizipati-
ver Instrumente für technische u. soziale
Infrastruktur.

Projektdaten 
PRORENDA Urbano- Ceará
• existiert in Fortaleza seit 1990;
• vorläufiges Ende ist März 2001, evtl.

Verlängerung bis Dezember 2003; 
• richtet sich an neun städtische Favelas

in Fortaleza sowie an 5 Favelas in Klein-
städten des Landesinnern von Ceará;

• bilaterale Organisation (GTZ) mit staat-
lichen und munizipalen Stellen, insbe-
sondere dem Planungsministerium des
bras. Bundesstaates.

Akteure
Die Stadtverwaltung hat auf unterschiedli-
chen Ebenen Quartiers- und Munizipalräte
eingerichtet, an denen die Bewohner aktiv
beteiligt sind. Die GTZ übernimmt bera-
tende Funktionen.

Siedlungstypen
Überwiegend periphere Siedlungsgebiete;
mit Dichten zwischen 160 Personen/ha
und 506 Personen/ha, durchschnittlich
etwa 280 Personen/ha.

/15/
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KOOPERATION VON STADTVERWALTUNG, BUNDESSTAAT UND BEWOHNERN

Implementierung 

PRORENDA ist ein brasilianisch-deut-
sches Armutsminderungsprogramm
und unterhält zur Zeit 13 Projekte in 7
Bundesstaaten. Im Bundesstaat Ceará
gibt es neben Projekten in ländlichen
Gebieten die städtische Komponente
PRORENDA Urbano- Ceará für die Fa-
velas der Millionenmetropole Fortale-
za und für 4 Gemeinden im Landesin-
nern.

Seit Dezember 1996 hatte die Stadt-
verwaltung mit der gesamtstädtischen
Ausweisung von sozialen Sonderflä-
chen (ZRE – Zonas Residenciais Espe-
ciais de Interesse Social) die pla-
nungsrechtlichen Grundlagen für Sa-
nierungsarbeiten geschaffen. Fortale-
zas Bewohner waren bis 1995 nur zu
15% an ein Abwassernetz angeschlos-
sen; mit Hilfe internationaler Finanzie-
rung wurde inzwischen der Ansch-
ließungsgrad auf ca.75% erhöht. Den-
noch erreicht das Abwassernetz in vie-
len Fällen nicht die Armutsgebiete. Im
Landesinnern ist die Situation meist
noch desolater.

Das Projekt verläuft in drei Phasen. In
der ersten Phase (1990-94) wurde er-
folgreich der Versuch unternommen,
die Nachbarschaftsgruppen für die Ar-
beiten zu gewinnen und die Bewoh-
ner insgesamt zur Beteiligung zu moti-
vieren. Dabei wurden entsprechende
partizipative Planungs- und Durchfüh-
rungsinstrumente entwickelt. 

Auf die Ergebnisse der ersten aufbau-
end, konnte in der zweiten Phase
(1995-1997) das Projektgebiet erwei-
tert und das vorhandene Instrumenta-
rium komplettiert werden. Inzwischen
wird in neun Favelas kontinuierlich an
Verbesserungsmaßnahmen gearbeitet:
es werden Abwasserkanalnetze gebaut
bzw. ausgebaut, Häuser angeschlossen
und Abwasservorklärer installiert.

Technische Lösungen

Da das städtische Versorgungsnetz
unvollständig ist, wurden dort unab-
hängige Abwasserentsorgungssysteme
geschaffen, wo die Gebiete nicht an
das formelle Netz angeschlossen wer-
den konnten – auch durch bezahlte
Selbsthilfe bei der Bauausführung. Die
Abwasservorklärer (anaerobische Fil-
tertanks) wurden vom Projekt in Zu-
sammenarbeit mit der lokalen Regie-
rung und den Bewohnern implemen-
tiert. Die 2. Projektphase wurde zu je
einem Drittel aus Mitteln der GTZ, der
Stadtverwaltung und der Landesregie-
rung finanziert.

In einer Favela wurde mit einem Hol-
system auch eine Hausmülltrennung
eingeführt; die organischen Abfälle
werden für eine bewohnereigene
Gärtnerei im Viertel kompostiert.
Gruppen von Jugendlichen haben sich
organisiert und in der Trennung des
Abfalls sowie in der Produktion von
Heilpflanzen ausbilden lassen. Ein Teil
der Einkünfte wird zum Unterhalt des
vom Projekt gebauten Gemeindezen-
trums verwendet.

In allen Stadtteilen ergänzten Kampa-
gnen und langfristige Maßnahmen zur
Hygiene- und Umwelterziehung die
technischen Lösungen.  Während der
ersten Monate der Zusammenarbeit
mit den Viertelorganisationen bildeten
sich Interessengruppen zum Thema
Umwelt, Hygiene, Abfall etc., was als
Ansatz für den Einsatz der entspre-
chenden Module genutzt wird (lokale
Umweltdiagnose, Hygiene- und Um-
welterziehung, Bildung von langfristi-
gen Arbeitsgruppen).

Gemeinsam mit UNICEF wurden Ini-
tiativen im Bereich der Abfallentsor-
gung mit dem Ziel gefördert, die Kin-
derarbeit in diesem Sektor einzudäm-
men.

Dort, wo das Abwassernetz nicht in
der Nähe der betreffenden Armutsge-
biete verläuft, werden unabhängige
Abwassersysteme notwendig. sog. es-
gotos condominiales; diese bestehen
aus einem lokalen Netz, einem Trenn-
element und einem anaerobischen Fil-
tertank für je 100 Hauseinheiten.

Darüber hinaus gibt es auch eine Rei-
he von Maßnahmen, die der sozialen
Infrastruktur zugute kommen. Inzwi-
schen sind 18 Gemeindezentren bzw.
-einrichtungen sowie Kindergärten
gebaut, renoviert oder erweitert wor-
den.

Die von den bisherigen Maßnahmen
erreichten Gebiete mittlerer Dichten
liegen größtenteils an der Peripherie
der Stadt. Die Bebauungsdichte liegt
bei etwa 50-80% der verfügbaren
Fläche. Normalerweise sind die Fave-
las 1- bis 2-geschossig bebaut und ver-
fügen über Straßen- und Wegebreiten
zwischen 1m und 25m; das Mittel liegt
bei etwa 5-8m. Die Bewohnerdichte
bewegt sich zwischen 160 Perso-
nen/ha (Conjunto Palmeira) und 506
Personen/ha (Alecrim), das Mittel
liegt etwa bei 280 Personen/ha.

Die Ausdehnung des Projektgebiets
und die Gewährleistung der Nachhal-
tigkeit in den bereits versorgten Zo-
nen in Fortaleza sollte die letzte Phase
beinhalten, die im März 2001 zu Ende
ging.

Selbsthilfe und die Dezentralisierung
der Verantwortung sind grundlegende
Elemente des Vorhabens mit dem
Ziel, die Selbstverwaltungsfähigkeit
der Menschen zu stärken. 



In vielen Gebieten wird das Abwasser
ungeklärt in Kanäle geleitet /17/

Abwasservorklärbecken
/18/
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Finanzierung

Der Umfang der über das Projekt fi-
nanzierten Maßnahmen wird gemäß
der Planungs- und Durchführungska-
pazität der Entwicklungsräte definiert;
das Projekt bietet hierzu Finanzie-
rungsmodelle mit eigenen Verfahrens-
richtlinien. Die Bewohner überneh-
men Instandhaltungskosten (ca. 1
EUR pro Monat und Haushalt). In For-
taleza wurden 3.717 Haushalte ange-
schlossen. In den Projektvierteln For-
talezas wurden pro Haushalt etwa US$
750-1.000 für die Gesamtheit der Sa-
nierungsmaßnahmen aufgewendet.
Sonst liegt der Sanierungsaufwand bei
der Abwasserentsorgung bei US$
1.000 bis 1.500 pro Familie.

In den Stadtvierteln selbst werden den
Bewohnern u.a. auch eine Aus- und
Fortbildung zu Selbstverwaltungstech-
niken wie Buchhaltung und Finanzpla-
nung angeboten.

In der ersten Phase standen PROREN-
DA Urbano- Ceará ca. US$ 2 Mio. zur
Verfügung. Die Hälfte davon kam aus
deutschen Mitteln, die andere wurde
zu gleichen Teilen von der Stadt

Betriebsorganisation

Partner des TZ-Vorhabens war in der
ersten Phase die Stadtverwaltung von
Fortaleza. Dort ist das Projekt in die
Stabsabteilung für Wohnungsbau ein-
gebettet. Der koordinierende Partner
ist das Landesplanungsministerium
SEPLAN-CE, normalerweise zuständig
für die Koordination landespolitischer
Aktivitäten. Als zweiter Partner für die
Arbeiten außerhalb der Hauptstadt –
also in den Gemeinden im Landesin-
nern – kam das Landesministerium
für Arbeit und Soziales des Bundes-
staates Ceará (SETAS) hinzu.

Die Stadtverwaltung und die des Bun-
desstaates Ceará sind so in die Pla-
nung mit einbezogen und beteiligen
sich an der Umsetzung, insbesondere
an der Förderung der Selbstverant-
wortlichkeit und dem Aufbau der
Räte.

Der Stand der institutionellen Ent-
wicklung Brasiliens gilt als vergleichs-
weise hoch. Die Beteiligung der städti-
schen Stabsabteilung für Wohnungs-
bau einerseits und des Planungsinsti-
tuts des Ministeriums für Landespla-
nung in Ceará andererseits, half, die
benötigten Instrumente kompetent zu
entwickeln und auf dem Implementie-
rungslevel einsetzen zu können. 

Bei unorganisierten Bewohnern wur-
de die Organisationsbildung unter-
stützt. Wenn das Viertel bereits organi-
siert war, wurde vom Projekt mit den
Bewohnern die ‚interne Demokratie’
über die Arbeit an den Statuten ver-
bessert. Für die lokale Durchführung
wurden Entwicklungsräte gebildet, die
in allen neun Vierteln permanent ver-
treten sind und sich aus Vertretern
von Bewohnervereinen und anderer
organisierter Gruppen zusammenset-
zen. Sie beraten in der Regel wöchent-
lich über die Durchführung der Maß-

nahmen im Bereich Infrastruktur und
übergeben sie an die lokalen Einhei-
ten, die diese dann selbstverantwort-
lich umsetzen.

Ein übergeordnetes Netzwerk dieser
Räte besteht informell über die Ar-
menviertelföderation von Fortaleza,
der FBFF (Federação de Bairros e
Favelas de Fortaleza). Die Entwick-
lungsräte haben gelernt, sich zu arti-
kulieren, die richtigen Leute und Insti-
tutionen anzusprechen und ihr politi-
sches Gewicht zu nutzen. Ihre Beteili-
gung an der Planung ist in die ent-
sprechenden lokalen Entwicklungsplä-
ne, den PDLI (Plano de Desenvolvi-
mento Local Integrado), eingeflossen,
die im Zusammenhang mit dem Pro-
jekt mit ihnen und den Institutionen
für alle Projektgebiete erarbeitet wur-
den.

Es ist anzunehmen, dass sie auch nach
dem Ende des Projekts weiterbeste-
hen, denn auch in Phasen ohne Pro-
jektaktivitäten zeigte sich die Effizienz
dieser Räte im Heranziehen anderer
Geber für spezielle Aufgaben.
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Lessons Learned

Die Zusammenarbeit erfordert zahlrei-
che Schnittstellen zwischen den betei-
ligten Institutionen, Bewohnerverei-
nen und Bewohnern. Um eine kon-
struktive Zusammenarbeit der Betei-
ligten sicherzustellen, war ein Netz-
werk erarbeitet und umgesetzt wor-
den. Die Verknüpfungspunkte waren
somit institutionalisiert und konkret
für alle Beteiligten fassbar. 

Von besonderer Bedeutung ist die
Organisation und Ausbildung der
Bewohner der Armenviertel. Ohne
entsprechende Ergebnisse (z.B. Identi-
fikation mit dem Viertel, Solidarität
untereinander) sind Verbesserungs-
maßnahmen nicht nachhaltig. Die Ein-
bindung der Viertelorganisationen in
das Handeln der lokalen Regierungen
ist ein weiterer wichtiger Bestandteil
erfolgreicher Stadtteilentwicklung für
Armenviertel. 

In den Institutionen des Bundesstaats
Ceará und seiner Hauptstadt Fortaleza
ist PRORENDA als partizipatives Maß-
nahmenbündel zur Verbesserung der
Lebensbedingungen der Armen be-
kannt und akzeptiert. Organisationen

Fortaleza und dem Bundesstaat Ceará
bezahlt. 

In der zweiten Phase waren es ca. US$
3 Mio., hier wurde der Betrag unter
den Beteiligten gedrittelt. 

Für kleinere Maßnahmen, v.a. kultu-
rell-edukativer Art, wird den Bewoh-
nervertretungen jeweils ein kleiner
Fonds (Fundo Fixo) zur Verfügung
gestellt, mit dem sie – innerhalb ge-
meinsam vereinbarter Regeln – nach
eigenen Interessen selbstverwaltet
Kleinprojekte durchführen können.
Dieser Fonds – ursprünglich ein lau-
fender Zuschuss – wird heute in
Zusammenarbeit mit den Gruppen in
einen revolvierenden Kreditfonds
umgeformt, der sich selbst tragen und
den Bewohnern der Region die
Durchführung sozio-kultureller Akti-
vitäten auf lange Sicht ermöglichen
wird. Die Existenz dieses Fonds er-
muntert die Bewohner zur Anwen-
dung demokratischer Mechanismen
zur Willensbildung und hilft beim Ein-
üben von Selbstverwaltungsfertigkei-
ten.

der Betroffenen und ihrer Vertreter
fordern immer mehr entsprechende
Aktionen und beziehen sich auf PRO-
RENDA. In einer derzeit beantragten
Abschlussphase sollen die bislang
erfolgreich angewandten Instrumente
als Orientierungshilfe auf Landesebe-
ne und bei der Implementation ande-
rer Programme und Projekte veran-
kert werden.

Kontakte

Dr. Bernhard Dohle
(Prorenda/GTZ)
Heráclito Graça 600 - Sala7
60140-060 Fortaleza CE 
Brazil
E-mail: gtzfor@secrel.com.br

Secretaria de Planejamiento e Coor-
denação do Estado de Ceará (SEPLAN-
CE)
Tel. +55-85- 218 11 32

Quellen

www.gtz.de/prorenda/
www.seplan.ce.gov.br
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ENTSORGUNG ALS KOMPONENTE EINES STADTTEILSANIERUNGSPROJEKTS

San Salvador – El Salvador
Landeshauptstadt

13,70° N; 89,20° W; 
699 m über NN
ø Jahrestemperatur: 23,2° C
ø Jahresniederschlag: 2.129,1 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 1.398.000
MZ: 1.728.000

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

Die Siedlung Las Palmas ist mit rund 5.300 Einwohnern eine der größten und
ältesten innerstädtischen Slumsiedlungen in San Salvador. Die Siedlung liegt rela-
tiv zentral, in direkter Nähe zu benachbarten formalen Wohngebieten und Ge-
schäftszonen, auf einem steilen Hang entlang eines saisonal hochwasserführen-
den Flusses. 

Die Ursprünge der Siedlung gehen bereits auf die 40er Jahre des letzten Jahrhun-
derts zurück. Nach vielen Bestrebungen zur Vertreibung und Umsiedlung der
Bewohner, vor allem in den 70er und 80er Jahren, waren die Wohnrechte der
Bewohner schon vor Beginn der Sanierungsmaßnahmen offiziell anerkannt. Im
Kampf um den Siedlungsstandort hatte sich eine starke Interessenvertretung der
Bewohner entwickelt, die Asociación de Desarrollo Comunal – ADESCO, die
schon 1984 als juristische Person anerkannt wurde und 1992 Eigentümer des
Siedlungslandes wurde.

Außerordentlich dicht bebaut (Wohndichte ca. 530 EW/ha), sind viele Häuser nur
über enge Fußwege erreichbar. Aufgrund einer jahrzehntelang unzureichenden
Entsorgung war der Boden der Siedlung  an vielen Stellen hochgradig belastet
und kontaminiert. Die Siedlung wurde zudem von der Kanalisation des be-
nachbarten formalen Wohnviertels durchzogen, die ebenso wie eine Regenwas-
serdrainage in weiten Bereichen in offenen Kanälen geführt wurde. In den Regen-
zeiten kam es immer wieder zu Überschwemmungen der am Flussufer gelegenen
Siedlungsbereiche und Erdrutschen an den ungesicherten Böschungen. Alte, viel-
fach mangelhaft versiegelte, teils aufgefüllte und überbaute Latrinen stellten ein
großes Gesundheitsrisiko dar. Die Müllentsorgung reduzierte sich auf das Ver-
brennen oder Vergraben auf einer am Rand der Siedlung gelegenen wilden Müll-
kippe.

Die auf Wohnungsbauprojekte spezialisierte NRO Fundación Salvadoreña de
Desarrollo y Vivienda Minima – FUNDASAL unterstützte die Bewohner der
Siedlung bereits seit Mitte der 80er Jahre, vor allem in organisatorischen und
rechtlichen Fragen.

Projektprofil
Umfassende Sanierung einer innerstädti-
schen informellen Siedlung im Zusam-
menwirken verschiedener Akteure.

Projektdaten 
• 1984: Gründung der Bewohnerorganisa-

tion ADESCO; gleichzeitig Beginn der
Tätigkeit des Projektträgers FUNDASAL
in der Siedlung;

• 1992: Erwerb des Siedlungslandes
durch die Bewohnerorganisation ADES-
CO;

• 1997: Beginn der von der KfW geförder-
ten Sanierungsmaßnahmen;

• 2000: Abschluss der Sanierungsmaßnah-
men.

Akteure
• NRO FUNDASAL (als Projekträger);
• Bewohnerorganisation ADESCO;
• Stadtverwaltung San Salvador;
• Sektorinstitutionen für Wasser und

Abwasser, Strom;
• Kreditanstalt für Wiederaufbau – KfW

(Finanzierung).

Siedlungstyp
Innerstädtische informelle Siedlung;
durchschnittliche Dichte: 530-550 EW/ha;
5.300 Einwohner.



Neu errichtete Stützwand zur Verhinderung von Erdrutschen
/21/

In Gemeinschaftsarbeit befestigter
Fußweg /20/
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VON EINER NRO GEFÖRDERTE SELBST- UND NACHBARSCHAFTSHILFE

Implementierung

Mit Finanzierung durch die KfW (ca.
85% der Gesamtkosten in Höhe von
ca. US$ 9 Mio.) und kleineren Beiträ-
gen des Projektträgers FUNDASAL, der
Sektorinstitutionen und Eigenleistun-
gen der Bewohner wurde 1997 ein
Projekt zur Sanierung der Siedlung
begonnen und bis zum Jahresende
2000 weitgehend abgeschlossen. 

Ziel des Projekts war eine umfassende
Verbesserung der Wohn- und Lebens-
bedingungen der Siedlungsbewohner
und die weitere Konsolidierung der
Siedlung. Im Rahmen eines integrier-
ten Stadtteilsanierungsansatzes wur-
den die Erneuerung der Wasser- und
Stomversorgung, die Erneuerung und
der Neubau kommunaler Einrichtun-
gen (Gemeindehaus, Krankenstation,
Waschplatz, Sportplatz, etc.), der Aus-
bau von Straßen und Fußwegen sowie
die Legalisierung der Grundstücke
(durch Vermessung und die Vergabe
individueller Besitztitel) gefördert.
Außerdem wurden folgende Entsor-
gungsmaßnahmen gefördert und fi-
nanziert:

Technische Lösungen

Die gewählten technischen Lösungen
für die einzelnen Entsorgungskompo-
nenten orientierten sich vor allem an
dem Ziel einer Anbindung der Sied-
lung an die formalen städtischen Ent-
sorgungsnetze, so dass überwiegend
offizielle technische Standards der
zuständigen Behörden zur Anwen-
dung kamen. Im Einzelnen handelt es
sich um folgende technische Lösun-
gen:
• Abwasserentsorgung: alternatives

Netz mit konventionellen Haupt-
sammlern in den größeren Straßen.
Der an die engen Wege und schwie-
rigen Bodenverhältnisse angepasste
Teil des Netzes besteht aus PVC-
Rohren mit relativ geringen Quer-
schnitten (ø 4“) und geringer Verle-
gungstiefe. Wegen erheblicher
Abweichungen von den offiziellen
Standards war hierzu eine Zustim-
mung der für Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung zuständigen staat-
lichen Institution ANDA (Admini-
stración Nacional de Acueductos y
Alcantarillados) erforderlich.

• die Erneuerung der Abwasserentsor-
gung (einschließlich der Vergabe
von Krediten für den Ersatz der
Latrinen durch neue an die Kanali-
sation angeschlossene Toiletten);

• Verbesserung der Oberflächenent-
wässerung (Regenwasserdrainage);

• Erosions- und Hochwasserschutz-
maßnahmen, Bodensanierungen;

• Verbesserung der Müllentsorgung.

Die Durchführung der notwendigen
Bauarbeiten erfolgte auf zwei Arten:
• Anspruchsvollere Arbeiten (insbe-

sondere der Hangbefestigung, der
Hauptwassersammler und der
Regenwasserdrainage) wurden
durch lokale Bauunternehmen oder
den Träger FUNDASAL in eigener
Regie durchgeführt.

• Technisch weniger anspruchsvolle
Arbeiten (wie die Befestigung der
Fußwege und Teile der Straßen-
oberflächen) wurden in Gemein-
schaftsarbeit von Bewohnergruppen
ausgeführt (ayuada mutua).



Zentrale Müllsammlung in Containern: trotz regelmäßiger Abfuhr durch die Stadt oft
noch überlastet /22/
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weise organisiert und führten i.d.R.
die technisch weniger aufwändigen
Baumaßnahmen in ihrem direkten
Wohnumfeld durch.

Die Nachbarschaftsgruppen bildeten
auch die Basis für die Schulung der
Bewohner im Hinblick auf die Instand-
haltung der ausgebauten Infrastruktur,
die langfristig von den zuständigen
Sektorinstitutionen bzw. der Stadtver-
waltung übernommen werden sollte. 

Für den Betrieb der Entsorgung wur-
den im Einzelnen folgende Formen
gewählt:
• Abwasser: Wartung des Haupt-

sammlers durch die zuständige
staatliche Institution ANDA, wofür
ein Zuschlag von 25% auf die nor-
malen Wassergebühren erhoben
wird. 
Der Unterhalt der Nebensammler
mit geringeren Leitungsquerschnit-
ten erfolgt zunächst durch Bewoh-
nergruppen, die hierfür von FUN-
DASAL geschult wurden und auch
weiter betreut werden sollen. 
Nach 5 Betriebsjahren der Erpro-
bung soll auch diese Aufgabe an
ANDA übertragen werden, wobei
die Modalitäten für die zunächst
von den Bewohnergruppen selbst
getragenen Kosten noch geklärt
werden müssen.

• Abfall: Die bisherige Abfallsamm-
lung durch Müllsammler aus der
Zielgruppe (welche die gesammel-
ten Abfälle gegen Entgelt auf der
wilden Müllkippe entsorgten) wur-
de durch ein System von Müllsam-
melstellen ersetzt, bei dem die Müll-
sammler weiter den Haushaltsmüll
abholen, aber nun zu den vom Pro-
jekt beschafften Container bringen.
Die Abfuhr von den Sammenstellen
erfolgt durch die Stadtverwaltung.

• Oberflächenentwässerung: abhängig
von Topografie, Wegbreiten und
sonstigen örtlichen Erfordernissen;
offen gemauerte Kanäle entlang der
Fußwege und Straßen sowie aus
Betonröhren bestehende Kanalisati-
onsabschnitte mit entsprechenden
Durchlässen;

• Erosions- und Hochwasserschutz:
vorwiegend betonierte oder mit
Betonsteinen aufgemauerte
Stützwände;

• Müllentsorgung: siedlungsintern or-
ganisiertes Bringsystem zu zentralen
Containerstandorten; die Abfuhr
erfolgt durch die Stadtverwaltung.

Organisation

Sowohl in der Planung und Vorberei-
tung der Sanierungsmaßnahmen wie
auch in der Umsetzung und dem spä-
teren Betrieb war die Mobilisierung
von Beteiligung und Selbsthilfe der
Bewohner ein wichtiger Bestandteil
des Förderansatzes. Rückgrat der Par-
tizipation der Zielgruppe war die
historisch gewachsene Teilung der
Siedlung in 17 Nachbarschaften (par-
celas) und die auf dieser räumlichen
Teilung basierenden, vom Projektträ-
ger FUNDASAL organisierten Grup-
penvertretungen. Auf der Ebene der
Gesamtsiedlung wurde außerdem ein
gemeinsames Abstimmungsgremium
(Junta Directiva) etabliert. Mit diesen
Vertretungsorganen wurden alle ge-
planten Maßnahmen und die Durch-
führungsmodalitäten abgestimmt. 

In der Bauphase musste jeder Haus-
halt für die vereinbarte Gemein-
schaftsarbeit für mindestens zwei Tage
pro Woche eine Arbeitskraft stellen.
(Diese Forderung konnte allerdings
nicht immer eingehalten werden, so
dass FUNDASAL z.T. auch mit eige-
nem Personal einspringen musste.)
Die Gemeinschaftsbaugruppen wur-
den straßen- bzw. straßenabschnitts-
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Lessons Learned

Die Durchführung eines großen Teils
der Baumaßnahmen in Gemein-
schaftsarbeit von Bewohnergruppen
erforderte einen relativ hohen Auf-
wand für Schulung, Organisation und
Betreuung durch den Projektträger,
die NRO FUNDASAL. Voraussetzung
hierfür war der relativ hohe Organisa-
tionsgrad der Bevölkerung sowie das
in El Salvador traditionell verbreitete
und vom Projektträger FUNDASAL
besonders geförderte Konzept der
Gemeinschaftsarbeit (ayuda mutua),
das deshalb nur beschränkt auf andere
sozio-kulturelle Bedingungen über-
tragbar ist. 

Für den langfristigen Betrieb der ge-
förderten Infrastrukturmaßnahmen
war vor allem eine frühzeitige Abstim-
mung mit den zuständigen Sektorin-
stitutionen und der Stadtverwaltung
wichtig. 

Vergleichsweise hohe Investitionsko-
sten in Form von Zuschüssen be-
schränken zwar die Wiederholbarkeit
des Förderansatzes. Sie sind aber vor
dem Hintergrund der schwierigen to-
pografischen Lage und des Modell-
charakters des Vorhabens zu relativie-
ren.

Kontakte

Fundación Salvadoreña de Desarrollo
y Vivienda Minima -FUNDASAL
Apartado Postal N° 421
Ciudad Delgado, San Salvador
Director Ejecutivo Sr. Edín Martinez
Tel: +503-276-27 77
Fax: +503-276-39 53
E-mail: fundasal@sal.gbm.net

Quellen
• Projektprüfungsbericht und Fort-

schrittskontrollberichte der KfW
• Fortschrittsberichte des Projektträ-

gers FUNDASAL
• Sektorstudie „Wohnungsversorgung

und Armutsbekämpfung“ (im Rah-
men des Sektorprojekts „Armuts-
bekämpfung“ der GTZ)

Finanzierung

Mit Ausnahme der kreditfinanzierten
Kosten für die Hausanschlüsse wur-
den die Investitionskosten im Wesent-
lichen in Form von Zuschüssen der
finanziellen Zusammenarbeit finan-
ziert, für die keine Refinanzierung
durch die Nutzer vorgesehen war. 

Die Investitionskosten beliefen sich
pro Haushalt: 
• für die Abwasserentsorgung auf ca.

US$ 625;
• für die Oberflächenentwässerung

und Regenwasserdrainage auf ca.
US$ 414;

• für Erosions- und Hochwasserschutz
auf ca. US$ 995;

• für die Abfallentsorgung auf ca. US$
17.

Die Gesamtkosten für die verbesserte
Entsorgung betrugen damit pro Haus-
halt ca. US$ 2.000.

Die Betriebskosten werden überwie-
gend durch an die zuständigen Sektor-
sinstitutionen zu zahlende Nutzerge-
bühren getragen bzw. im Falle der
Abwasserentsorgung und der Regen-
wasserdrainage durch Eigenleistungen
der Bewohner für die Instandhaltung.

Die zusätzlichen Kosten für den Ab-
transport des Abfalls von den zentra-
len Sammelstellen, die an die Stadtver-
waltung zu zahlen sind, belaufen sich
monatlich auf ca. US$ 1,20. 

In Gemeinschaftsarbeit befestigter Fußweg
/23/
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ABWASSERSYSTEM IM SELBSTBAU

Karachi - Pakistan

24,8° N; 66,9° O; 
2 m über NN
ø Jahrestemperatur: 25,8° C
ø Jahresniederschlag: 188,2 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 10.867.000
MZ: 11.900.000

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

In den informellen Siedlungen Karachis leben etwa 50% der Bevölkerung, die
hier mit Wachstumsraten von 9% doppelt so schnell wie die übrige Bevölkerung
zunimmt. Viele Siedlungen liegen in peri-urbanen Gebieten entlang natürlicher
Drainagekanäle oder an Eisenbahnlinien und sind von saisonalen Überschwem-
mungen bedroht. Im Laufe der Jahre hat sich eine informelle Versorgung mit
Gesundheitseinrichtungen und kleinen Schulen etabliert, die jedoch noch lange
nicht ausreicht. In den meisten Gebieten stellt seit Jahren die fehlende bzw. nicht
funktionierende Abwasserentsorgung das größte Problem dar.

Orangi, mit 1,2 Mio. Einwohnern (Mitte 2000) die größte informelle Siedlung der
Stadt, entstand 1963 und ist seitdem in Schüben durch interne Verdichtung und
flächenmäßige Ausbreitung auf die heutige Größe gewachsen. Seit einer Rechts-
verordnung von 1979 (katchi abadi ordinance) sind die Siedler zwar faktisch
sicher vor Vertreibung, eine Versorgung mit technischer Infrastruktur blieb
jedoch weiterhin aus oder war inadäquat und zu teuer. 

Die Bewohner nutzten Sickergruben, das überlaufende Abwasser floss in offenen
Kanälen durch die Siedlung und verursachte einschlägige Erkrankungen wie
Typhus, Malaria und Ruhr. Aufgrund der Bodenverhältnisse ist eine Versickerung
der Fäkalien nicht möglich; andererseits sind Oberflächenwasser und Trinkwasser
saisonal knapp. Deshalb bot sich die Nutzung der vorhandenen ohnehin als Ab-
wasserkanäle fungierenden Kanäle (nalas) an – vorausgesetzt sie werden nicht
als Abfalldeponie gebraucht.

Die politische Instabilität seit Mitte der 80er Jahre, die sich bis in die Quartiere
auswirkte, verhinderte eine übergreifende Solidarisierung und Organisation der
Bewohner und förderte eine passive Erwartungshaltung gegenüber der zuständi-
gen Behörde WSC (Water and Sewerage Corporation). Sie versorgt mit überhöh-
ten Standards nur eine kleine Minderheit. 

Der Grund für die Vernachlässigung liegt neben einer extremen Zersplitterung
der Zuständigkeiten auch in den politischen und administrativen Rahmenbedin-
gungen, die für partizipative Methoden der Ver- und Entsorgung denkbar un-

Projektprofil
Organisierte Selbsthilfe für den Bau und
die Unterhaltung eines Abwassersystems
unter schwierigen politischen Rahmenbe-
dingungen.

Projektdaten 
• 1963: Anfänge der Siedlung Orangi; 
• 1980: Gründung der NRO Orangi Pilot

Project – OPP;
• 2000: 90% der Häuser haben eine eige-

ne Toilette mit Anschluss an das Abwas-
sersystem.

Akteure
• NRO als Mittlerorganisation mit Schlüs-

selfunktion als professionelle Bera-
tungs-, Forschungs- und Bildungsein-
richtung;

• Teile der Stadtverwaltung;
• Bewohner;
• weitere NRO und 
• privater Sektor.

Siedlungstyp
Informelle Siedlung in städtischer Randla-
ge;
durchschnittliche Dichte: ca. 800 EW/ha;
1,2 Mio. Einwohner.

/24/



In Eigenleistung der Anwohner verlegter
Abwasserkanal in den Wohngassen /25/
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INITIATIVE EINER NICHTREGIERUNGSORGANISATION

Das Orangi Pilot Project - OPP

1980 gründete der Sozialwissenschaftler Dr. Akhtar Hameed
Khan mit Unterstützung der Bank of Credit and Commerce
International Foundation das Orangi Pilot Project (OPP), um
die Probleme von Orangi gemeinsam mit der Bevölkerung nach-
haltig zu lösen. Die Arbeit existierender Bewohnergruppen und
NRO wurde koordiniert, die Bewohner in die Maßnahmen ein-
gebunden und die grundlegende Schnittstelle zur Verantwor-
tung der Stadtverwaltung definiert. 1988 wurde das anfängliche
Orangi Pilot Project (OPP) in vier rechtlich autonomen, jedoch
inhaltlich verknüpften Institutionen weiterentwickelt:

• Das OPP Research and Training Institute (OPP-RTI) führt
Programme in den Bereichen Low-cost Sanitation, Housing
und Bildung und darauf bezogene Trainings- und Bildungs-
maßnahmen sowie Forschung durch. 

• Der Orangi Charitable Trust (OCT) bietet seit 1997 ein Kre-
ditprogramm für kleine Familienunternehmen an, die nicht
die banküblichen Sicherheiten bieten können. Das Pro-
gramm wird u.a. durch die Weltbank gefördert.

• Die Karachi Health & Social Development Association
(KHASDA) führt in erweiterter Form ein Gesundheitspro-
gramm fort, das sich aus der Zusammenarbeit mit den Frau-
en in den Quartieren bei der Durchführung der Abwasser-
projekte entwickelt hat.

• Die OPP Society sichert die Finanzierung der einzelnen Insti-
tutionen.

günstig sind. Die gewählte kommuna-
le Selbstverwaltung KMC (Karachi
Municipal Corporation) – erst 1979
eingerichtet – wurde bereits 1992 wie-
der aufgelöst. An die Stelle eines
gewählten Bürgermeisters trat ein
Kommissar der Provinzregierung von
Sindh. 

Implementierung

Das Fallbeispiel stellt nur die Aktivitä-
ten des OPP-RTI im Bereich Abwas-
sermanagement dar. Die Planung von
OPP umfasst die gesamte Siedlung,
d.h. ein Areal von etwa 3.250 Hektar.
Seit Arbeitsbeginn 1981 bis Februar
2000 erhielten ca. 90% der ca. 104.000
Häuser einen Anschluss an das Abwas-
sersystem.

Das für und in Orangi entwickelte
Konzept wird gegenwärtig in 49 Sied-
lungen Karachis und 5 weiteren Städ-
ten Pakistans repliziert. Es wurde
unter anderem von der Provinzbehör-
de SKAA (Sindh Katchi Abadi Authori-
ty) und der KMC (Karachi Municipal
Corporation) übernommen, mit
denen OPP inzwischen erfolgreich
zusammenarbeitet. Neben einigen
Sozialarbeitern ist eine Kerngruppe
von 13 Technikern für die Forschung,
Planung und Entwicklung neuer Syste-
me zuständig. Bei der Analyse werden
partizipative Erhebungstechniken ein-
gesetzt.

1998 wurde selbst die bis dahin noch
demokratisch gewählte Provinzregie-
rung aufgelöst und einem Gouverneur
unterstellt. Auch die politische Instabi-
lität in den Jahren 1986 bis 1997 trug
dazu bei, die Distanz zwischen der
Stadtverwaltung und den Bewohnern
der informellen Siedlungen zu ver-
größern. 



Vor der Sanierung: offener Drainageka-
nal, als Mülldeponie genutzt /26/

Nach der Sanierung: Wegeerschließung
auf abgedecktem Drainagekanal /27/
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Betriebsorganisation

OPP betrachtet sich als Forschungs-
und Unterstützungsorganisation für
Verbesserungsmaßnahmen in Armen-
siedlungen. Weder die Finanzierung
der Maßnahmen noch Lobbying ge-
genüber Politik und Verwaltung ge-
hören zu den erklärten Aufgaben.
Durch diese Selbstbeschränkung ge-
lang es OPP, auch in Zeiten politischer
Instabilität und ethnischer Konflikte,
seine Aktivitäten praktisch unbehin-
dert fortzuführen.

Sowohl die Organisation als auch die
Finanzierung basieren auf dem Kon-
zept der konsequenten Teilung der
Verantwortung zwischen Bewohnern
im Quartier und der Stadtverwaltung.
Bewohner planen, bauen, finanzieren
und unterhalten die Quartiersinfra-
strukur, die Stadtverwaltung ist für die
Abwasserhauptkanäle zuständig.

OPP mobilisiert die Bewohner in
Nachbarschaften von 30 bis maximal
40 Häusern (lanes), die jeweils durch
einen lokalen Führer, den sog. lane

manager, vertreten werden. Diese
Gruppe von Bewohnern wird durch
Ausbildung, Betreuung und techni-
sche Unterstützung durch Mitarbeiter
des OPP befähigt, alle erforderlichen
Arbeiten in ihrem Straßenabschnitt für
die Verlegung eines Abwasserkanals
und die Hausanschlüsse durchzu-
führen. Auch die Unterhaltung der
neuen Einrichtungen wird durch die
Nachbarschaftsgruppe wahrgenom-
men. Bei der Bildung der Nachbar-
schaften wird auf vorhandene soziale
und ethnische Strukturen geachtet.
Wesentlicher Beitrag von OPP ist eine
professionelle Planung unter Verwen-
dung angepasster Standards.

Zunehmend wird die Arbeit der Pla-
nung, Koordination und Bauüberwa-
chung in den Hausgruppen (lanes)
nicht mehr von OPP-Mitarbeitern
durchgeführt, sondern von lane
managern übernommen. Die Replika-
tion der bewährten Lösungen
geschieht inzwischen eigenständig, da
das technische Wissen und die Admi-
nistration im Verlauf des Projekts auf
die Bewohner übertragen wurde.

OPP legt keinen Wert auf eine formel-
le Bewohnerorganisation. Der Erfolg
beruht auf der Initiierung von zweck-
gebundenen Zusammenschlüssen der
Bewohner einer Straße. Dabei spielen
die lokalen Führer (lane manager)
eine wichtige Rolle. Sie besitzen das
Vertrauen der Bevölkerung und über-
nehmen die Organisation im Quartier.

Technische Lösungen

Das erfolgreiche Konzept besteht im
Grundsatz aus zwei Komponenten: 

• den bereits als Abwassersammler
benutzten Drainage-Kanälen, die in
überdeckte Abwasserkanäle umge-
wandelt wurden als Komponente
der Stadtverwaltung und

• dem System der neuen Abwasserlei-
tungen, die von den Bewohnern
nach dem natürlichen Gefälle in
den Quartiersstraßen verlegt wur-
den.

Im Vergleich zu den städtischen Stan-
dards sind die von den Bewohnern
verlegten Betonrohre in geringerer
Tiefe verlegt und haben einen verrin-
gerten Querschnitt. Auch die Form
und Dimension der Kontrollschächte
wurde optimiert. Die Nutzung vorhan-
dener Systeme und der angepassten
Standards ermöglicht gegenüber der
offiziellen Praxis des Baus neuer
Haupt- und Nebensammler, Pumpen
etc. Einsparungen von bis zu 80%. 



Problem: Stehendes Wasser auf den Straßen von Orangi /28/

39

ABWASSERENTSORGUNG

Finanzierung

Wie die Organisation ist auch die Fi-
nanzierung der Komponenten strikt
getrennt: Maßnahmen im Quartier
werden durch die Bewohner finan-
ziert, Maßnahmen der Makroinfra-
struktur (Hauptkanäle, Kläranlagen)
durch die Stadtverwaltung. Im Quar-
tier übernimmt der von der Bewoh-
nergruppe bestimmte lane manager
die Organisation des kollektiven Spa-
rens, der finanziellen Abwicklung und
der Aufsicht der Arbeiten. 

Sämtliche Maßnahmen im Quartier
sind durch die Bewohner finanziert.
Für US$ 25 erhalten die Teilnehmer
am Programm eine Toilette im Haus,
den Anschluss an das Kanalsystem
und den entsprechenden Straßenab-
schnitt der Abwasserleitung in der
Straße. Auch die nach der Fertigstel-
lung erhobene Gebühr, die der Erhal-
tung des Systems dient, wird durch
die lane manager verwaltet. Durch
intensive Beteiligung der Bewohner
an den ausführenden Arbeiten wurden
die Kosten drastisch gesenkt; die vor-
geschaltete Sparphase hilft, Probleme
bei der Rückzahlung zu vermeiden.

Der Bau und die Unterhaltung der
Hauptkanäle liegen in der Verantwor-
tung der Stadtverwaltung. Nach an-
fänglichen Schwierigkeiten kommt die
Stadtverwaltung inzwischen ihren Ver-
pflichtungen nach. Der Finanzierungs-
anteil der Nachbarschaften wird auf
US$ 1,7 Mio geschätzt, der Anteil der
Stadtverwaltung liegt mit US$ 750.000
bei weniger als der Hälfte.

OPP selbst ist überwiegend aus exter-
nen Zuwendungen finanziert. Auf-
grund seiner Erfahrung wird OPP
jedoch zunehmend als Consultant bei
der Planung der Abwassersysteme der
Gesamtstadt Karachi sowie zur Bera-
tung und Durchführung von Trai-

ningsveranstaltungen in anderen Städ-
ten – u.a. finanziert durch das UNDP-
LIFE-Programm (siehe Fallbeispiel
Ägypten) – engagiert. 

Lessons Learned

OPP gilt als eines der erfolgreichsten
Beispiele für eine professionelle Bera-
ter-NRO, deren Ansatz seit Beginn auf
die Befähigung der Bevölkerung zur
Selbsthilfe gerichtet war. Der tech-
nisch orientierte Beratungsansatz
wurde mit der Ausweitung der Akti-
vitäten auf die Ausbildung von Multi-
plikatoren ausgedehnt, die die Ergeb-
nisse der Forschung und Entwicklung
anwenden und weiterverbreiten. 

Multiplikatoren sind vor allem die in
die Maßnahmen involvierten Arbeiter
und lane manager. Das Konzept hat
sich auch in Zeiten politischer Instabi-
lität bewährt. Mit der geografischen
Ausweitung des Ansatzes in andere
Provinzen werden allerdings auch die
Kapazitätsgrenzen von OPP deutlich. 

Problematisch ist–- trotz der nachge-
wiesenen Erfolge des OPP – immer
noch die Zusammenarbeit mit der

staatlichen Water and Sewerage Cor-
poration, die informelle Siedlungen
nach wie vor ignoriert und unbezahl-
bare Lösungen mit überzogenen Stan-
dards anbietet.

Kontakte

OPP – Research and Training
Institute
ST-4, 5-A, Qasba Colony, Manghopir
Road, Karachi, Pakistan
Ms. Perween Rahman, Director
Tel: +92-21-665 22 97

+92-21-665 80 21
E-mail: opprti@digicom.net.pk

Quellen

UNDP: Orangi Pilot Project: 82nd
Quarterly Report, April, May, June 2000
Hasan, Arif (1999): Understanding
Karachi. Planning and Reform for the
Future. Karachi
Hasan, Arif (1993):Scaling-up of the
OPP's Low-cost Sanitation Programme.
OPP-RTI Publication. Karachi
Hasan, Arif (1992): Manual for rehabili-
tation programme for informal settle-
ments based on the Orangi Pilot Pro-
ject Model, Karachi
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ABFALLSAMMLUNG UND STADTHYGIENE AN DER PERIPHERIE

Rosario – Argentinien

32,92° S; 60,70° W; 
25 m über NN
ø Jahrestemperatur: 16,9° C
ø Jahresniederschlag: 980,8 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 1.005.300

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

Argentinien hat im vergangenen Jahrzehnt starke Umgestaltungsprozesse erlebt,
beinahe alle staatlichen Unternehmen sind inzwischen privatisiert worden. Auch
die staatliche Ver- und Entsorgung wurde zunehmend an private Unternehmen
konzessioniert. Das hat zwar größere Freiräume für private lokale Initiativen
geschaffen, allerdings wird der Wettbewerb in den Großstädten oft zugunsten
kapitalkräftiger internationaler Unternehmen entschieden.

Unter Abfallwirtschaft wird in vielen Städten Argentiniens vor allem die Abfall-
sammlung verstanden, während integrierte Ansätze einer Abfallwirtschaftspla-
nung noch weitgehend fehlen. Da die Stadtverwaltungen selbst wenig Erfahrun-
gen in diesem Bereich besitzen, schreiben sie bei der Privatisierung abfallwirt-
schaftlicher Dienstleistungen meist nur Sammlung und Abtransport aus. Sie for-
dern keine differenzierten Entsorgungslösungen von den Privatunternehmen, die
an der stadtteilspezifischen Situation und der Siedlungsstruktur orientiert sind. 
Die überwiegend aus Industrieländern übertragenen "Standardlösungen" erzielen
jedoch oftmals nicht die erwünschten Ergebnisse. Aufgrund hoher Anfangsinve-
stitionen für den Fuhrpark u.ä. werden die Ausschreibungen zudem fast aus-
schließlich von großen international verflochtenen Unternehmen gewonnen.

So hat auch die Verwaltung der Großstadt Rosario, einem über die Region hinaus
wichtigen Industrie- und Handelszentrum, zwei internationale Privatunterneh-
men für die Müllsammlung, Stadthygiene und Straßenreinigung der insgesamt
sechs Stadtbezirke unter Vertrag genommen. Die Probleme der unterschiedli-
chen Stadtteile sind aber vielschichtiger als die bisher angebotenen Lösungen.

Die Abfallsammlung erfolgt in großen Teilen der Stadt als Holsystem. Die Ein-
wohner stellen täglich ihren Hausmüll in Tüten vor die Tür, von wo sie die Müll-
werker der Unternehmen aufsammeln und direkt auf große Sammelfahrzeuge,
die Kompaktoren, laden. Diese transportieren den Abfall ohne weiteren Um-
schlag zur Deponie.

In ärmeren Stadtteilen, mit meist mittleren Bebauungsdichten und unterschiedli-
chen Konsolidierungsgraden, kommen die Kompaktoren nicht durch die unbefe-

Projektprofil
Verbesserung von Hygiene und Entsorgung
in vernachlässigten Stadtteilen; in Kombina-
tion mit Maßnahmen zur Einkommensför-
derung und zur Unterstützung lokaler
Initiativen/Kleinunternehmen.

Projektdaten 
• Mit Unterstützung der GTZ wird eine

Kooperative gegründet, die 1999 mit der
Hausmüllsammlung, Straßen- und Abwas-
sergrabenreinigung, Rasenschnitt und
Maßnahmen der Umwelterziehung im
Auftrag der Stadt ihre Arbeit aufnimmt.

• Das Entsorgungsgebiet umfasst ca.
11.000 Bewohner. 

Akteure
• Kooperative von 12 Bewohnern der zu

entsorgenden Stadtteile (übernimmt als
kleines Dienstleistungsunternehmen die
Müllentsorgung)

• Stadtverwaltung (unterstützte die Koope-
rative bei Gründung und durch Unter-
vertragnahme) 

• GTZ (begleitet das Pilotprojekt bei der
Planung durch fachliche Beratung v.a.
im Bereich Organisation und Finanzie-
rung)

Siedlungstyp
Stadtrandsiedlungen mit mittleren Bebau-
ungsdichten; unterschiedlichem Grad der
Konsolidierung und mangelhafter Ver-
kehrserschließung.

/29/



Umladen vom Handkarren in eine Mulde
/30/
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EIN VON BEWOHNERN GEFÜHRTES KLEINUNTERNEHMEN 

Implementierung

Das Projekt zur Kommunalen Abfall-
wirtschaft Rosario, führt die Stadtver-
waltung von Rosario gemeinsam mit
der GTZ durch. Zu Projektbeginn wur-
de eine Fortbildungsreise für die An-
gestellten der städtischen Umweltbe-
hörde nach Bolivien organisiert, um
dort Kleinunternehmen zu besuchen,
die den Abfall in Stadtrandgebieten
sammeln, die aufgrund ihrer Topogra-
fie schwer zugänglich für Transport-
fahrzeuge sind. Als Ergebnis der Reise
sollte in einem Pilotversuch das boli-
vianische Modell für einen unzurei-
chend entsorgten Stadtteil in Rosario
angepasst werden. In dem ausgewähl-
ten Gebiet gab es eine Gruppe von
Personen, die im Rahmen von Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen im Bereich
der Hygieneerziehung tätig waren.
Außerdem unterstützte das Arbeitsamt
dort aktiv Kleinunternehmen u.a. für
Baumaßnahmen, Tischler- und Nähar-
beiten. 

Als die Arbeitsbeschaffungsmaßnah-
men ausliefen, wurde die Gruppe
dazu motiviert, sich direkt der Abfall-
sammlung und der hygienischen Si-
tuation im Stadtteil anzunehmen. Um
eine Nachhaltigkeit der Aktivitäten zu
ermöglichen, wurde hierzu eine unter-
nehmerische Initiative empfohlen. 

Die Gruppe wurde bei der Gründung
einer Kooperative von der GTZ geför-
dert. Die von der Kooperative angebo-
tenen Dienstleistungen erstrecken
sich von einem angepassten System
der Hausmüllsammlung über die Rei-
nigung der Straßen und offenen Ab-
wasserkanäle von Abfällen bis hin zum
Rasenschnitt. 

Dem ursprünglich zuständigen Entsor-
gungsunternehmen wurde im Rahmen
einer Vertragsänderung die Abfall-
sammlung in dem Gebiet entzogen. Es

stigten und teilweise zu engen Stra-
ßen. Die Bewohner müssen daher die
Abfälle zu Containern bringen, die von
den Entsorgungsunternehmen aufge-
stellt werden.

Zusätzlich zu dem Mehraufwand die-
ses Bringsystems müssen die Bewoh-
ner auch einen Teil Verantwortung für
das Funktionieren des Entsorgungs-
systems übernehmen. Besonders in
Stadtrandlagen gibt es daher viele Pro-
bleme, die die Hygiene des Stadtteils
beeinträchtigen. Die Containerstell-
plätze sind beispielsweise oft ver-
schmutzt. Häufig ist auch die Bereit-
schaft für einen sachgemäßen Um-
gang mit Abfällen gering. Die negati-
ven Auswirkungen einer schlechten
Entsorgung sind den Menschen oft
nicht unmittelbar bewusst. 

Informelle Wertstoffsammler verschär-
fen die Problematik: Sie sammeln re-
cyclingfähige Materialien und Abfalltü-
ten in den Stadt- und Geschäftszen-
tren und bringen sie zur Sortierung
und Verarbeitung in ihre Wohnviertel
am Stadtrand. Trotz einer relativ gerin-
gen Einwohnerdichte haben diese ein
sehr hohes Abfallaufkommen, da die
nicht verwertbaren Anteile nach der
Sortierung oft unsachgemäß entsorgt
werden. So entstehen viele kleine Ab-
fallkippen am Rand dieser Stadtteile,
und die offenen Kanäle sind oft mit
Abfällen verunreinigt.

Die Stadtverwaltung war bisher nicht
in der Lage, mit Bewohnern und priva-
ten Firmen gemeinsam der besonde-
ren Problematik angepasste Lösungen
zu entwickeln. Gerade ärmere Bevöl-
kerungsgruppen werden oft schlech-
ter informiert, wie sie ihre Interessen
in planerische Entscheidungen der
Abfallwirtschaft oder Stadtteilplanung
einbringen können.

ist nun nur noch für den Transport
der Container zur Deponie zuständig.

Als zu entsorgendes Gebiet wurde ein
Stadtteil an der Peripherie mit über-
wiegend ärmeren Bewohnern gewählt,
die im informellen Bereich, beispiels-
weise als Wertstoffsammler, tätig sind. 

Um die Erfolgschancen des Pilotansat-
zes zu erhöhen, wurde das Projekt
jedoch nicht in den allerärmsten Ge-
bieten implementiert, sondern in ei-
ner Siedlung, in der es bereits Erfah-
rungen in der Zusammenarbeit mit
den Mitgliedern der späteren Koope-
rative gab.
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Betriebsorganisation

Ziel war es, ein Kleinunternehmen zu
gründen, um die Initiative offiziell
durch die Stadtverwaltung unter Ver-
trag zu nehmen. Hierzu wurde eine
vertragliche Lösung gefunden, die
ohne neue Ausschreibung der Entsor-
gungsleistungen auskam.

Die Gründer der Kooperative waren
zuvor in einem eineinhalbjährigen
Arbeitsbeschaffungsprogramm tätig.
Zu ihren Aufgaben hatte dabei gehört,
die Bevölkerung über Maßnahmen der
Stadthygiene aufzuklären und einmali-
ge Aufräumaktionen für bestimmte
Plätze zu organisieren.

Die Voruntersuchungen zur Festle-
gung der Größe des Entsorgungsge-
bietes und zur Unternehmensgrün-
dung wurden von dem kommunalen
Abfallprojekt Rosario der GTZ über-
nommen. Die Funktion und Rentabi-
lität des Unternehmens hatte das Ar-
beitsamt untersucht. Nach der Unter-
nehmensgründung, wurde ein Vertrag
zwischen dem städtischen Umwelt-
amt, zuständig für die Auftragsvergabe
der Abfallsammlung, und der Koope-
rative geschlossen.

Das Training der Unternehmensgrün-
der wurde im Rahmen eines überre-
gionalen GTZ Projektes finanziert. Die
Verteilung der Aufgaben organisierten
die Mitglieder der Kooperative selb-
ständig. Bei der Ausarbeitung eines
Kostenvoranschlags für die Umset-
zung der Dienstleistungen unterstütz-
te sie die GTZ.

ABFALLENTSORGUNG

Technische Lösungen

Die Abfallsammlung erfolgt als Holsys-
tem. Die Müllbeutel werden von den
Mitarbeitern der Kooperative vor den
Haustüren eingesammelt und auf
einen dafür konstruierten Handkarren
geladen, der durch den Stadtteil
geschoben wird. So sind auch die
Zonen erreichbar, die nur über unbe-
festigte Fußwege verfügen. 

Gleichzeitig werden offene Abwasser-
gräben und die Straße von herumlie-
genden Abfällen befreit. 

Ein persönlicher Kontakt zwischen
Bevölkerung und Müllwerkern erlaubt
Absprachen über den Zeitpunkt, zu
dem die Abfalltüten auf die Straße

gestellt werden sollen. So lässt sich
vermeiden, dass beispielsweise streu-
nende Hunde die herumstehenden
Tüten durchwühlen, den Abfall zer-
streuen und der Wind ihn verweht. 

Der Abfall wird aus dem Handkarren
auf die am Rand des Stadtteils bereit-
gestellten Container – eigentlich: Mul-
den – umgeladen. Von hier aus wird
er durch private Entsorgungsunter-
nehmen mit einem entsprechenden
LKW abgeholt und zur Deponie trans-
portiert. Die Pflege und das Sauberhal-
ten der Umschlagplätze ist Aufgabe
der Kooperative.

In 18 Monaten Erfahrung mit der microempresa, dem Kleinstun-
ternehmen, ließ sich hinsichtlich der technischen Lösungen fol-
gendes beobachten:

Die Arbeit ist insbesondere für Frauen körperlich anstrengend.
Vor allem das Schieben des beladenen Handkarrens und der
Umschlag des Abfalls in die Mulde erfordert einen erheblichen
Kraftaufwand. Es wird derzeit erwogen, den bisher verwendeten
Handkarren gegen eine robuste, rollende Abfalltonne auszutau-
schen und statt der Mulden einen Kleintransporter einzusetzen,
der ein hydraulisches Heben der Abfalltonne erlaubt.

Der Transport zur Deponie durch die Muldenkipper des großen
Unternehmens macht das Kleinstunternehmen von diesem abhän-
gig. Außerdem erfordert er die Zwischenlagerung des Mülls im
Viertel. Es wäre sinnvoll, die Zuständigkeit für den Gesamtablauf
der Kooperative zu übertragen.

Damit die Kooperative neben den bestehenden Dienstleistungen
auch den Abfalltransport zur Deponie unter wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen anbieten und die Anschaffung eines Kleintrans-
porters finanzieren kann, müsste das Entsorgungsgebiet noch auf
etwa 30.000 Einwohner erweitert werden. Dazu müsste erneut mit
dem großen Entsorgungsunternehmen verhandelt werden, um
weitere 19.000 Einwohner aus dessen Zuständigkeitsbereich zu
nehmen – ein Schritt, zu dem sich die Stadtverwaltung bislang
noch nicht entschließen konnte.



Reinigung des Sammelplatzes
/31/

Sammlung der Mülltüten mit gleichzeiti-
ger Straßenreinigung /32/
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Finanzierung

Die Bürger Rosarios zahlen abhängig
von Größe und Lage ihres Grund-
stücks eine Immobiliensteuer. Diese
Steuer, die zur Finanzierung kommu-
naler Dienstleistungen genutzt wird,
wird auch in „informellen“ Gebieten
erhoben. Für die Abfallentsorgung
müssen daher keine getrennten Ge-
bühren bezahlt werden. Sie wird viel-
mehr direkt aus dem Stadthaushalt
finanziert.

Die Grundausstattung der Kooperati-
ve wurde mit einem zinslosen, inner-
halb von drei Jahren rückzahlbaren
Kredit (US$ 3.000) der GTZ finanziert.
Es wurden Schubkarren, Uniformen
und Werkzeuge angeschafft. Nach 18
Monaten Betrieb war bereits die Hälfte
des Kredites getilgt. Die Regierung der
Provinz Santa Fe gab einen Zuschuss
von US$ 2.500. Das städtische Um-
weltamt ist der Vertragspartner.

Lessons Learned

Das Projekt konnte die Hygiene- und
Lebensbedingungen im Stadtteil ver-
bessern. Dies wurde durch eine Um-
frage in der Bevölkerung 18 Monate
nach Arbeitsaufnahme der Kooperati-
ve bestätigt.

Da in der Kooperative Bewohner der
Viertel in die Maßnahmen integriert
sind, besteht eine große Nähe zwi-
schen Abfallsammlern und Bevölke-
rung, die Aufklärungsarbeit und Maß-
nahmen zur Umwelterziehung erleich-
tert. Dies ist in der konventionellen
Abfallsammlung meist nicht möglich.

Die kleine Kooperative bietet der
Stadtverwaltung auch eine auf den
Stadtteil zugeschnittene Entsorgung.
Zur Zeit entstehen den städtischen
Behörden jedoch noch ein höherer
Verwaltungsaufwand und höhere Kos-
ten, da noch keine ideale Vertrags-
form zwischen Kooperative und Stadt-
verwaltung gefunden wurde: Aus
Wettbewerbsgründen ist bisher kein
langfristiger Vertrag möglich; er muss
vielmehr monatlich verlängert wer-
den, so dass vorgesehene technische
Optimierungen noch verhindert wer-
den. Auch kann die Kooperative nicht
langfristig planen und zum Beispiel in
einen Kleintransporter investieren.

Die Vorteile eines kleinen, lokalen Un-
ternehmens und dessen Wirtschafts-
kraft kommen dem Stadtteil zu Gute.
Das Kleinunternehmen erfährt aber
auf anderen Ebenen nur geringe Aner-
kennung. Die Mitarbeiter sind bislang

nicht in die Gewerkschaft der Abfall-
werker aufgenommen worden, und
ihre wirtschaftliche Bedeutung ist im
Vergleich zu den großen, international
organisierten Entsorgungsunterneh-
men nur minimal. Gerade in der Start-
phase bedeutet dies eine hohe Abhän-
gigkeit von der Stadtverwaltung mit
der Gefahr von Paternalismus und Ein-
flussnahme.

Die Bedeutung der Stadtverwaltung
für Entsorgungsprojekte zeigt sich
auch bei der Gestaltung der Ausschrei-
bungen zur Abfallsammlung. Obwohl
die Kooperative durch ihre Spezialisie-
rung konkurrieren könnte, wird ihre
Dienstleistung den privaten Unterneh-
men gegenüber noch durch Art und
Weise der Ausschreibung benachtei-
ligt.

Um die Wirtschaftlichkeit und Konkur-
renzfähigkeit zu den Großunterneh-
men zu verbessern, könnte anderer-
seits aber auch die Auslegung von Ent-
sorgungsgebiet, technischer Ausstat-
tung und Mitarbeiterzahl der Koopera-
tive noch optimiert werden. Gerade
bei solch kleinteiligen und variablen
Projekten ist hierzu eine pragmatische
Herangehensweise notwendig.

Kontakte und Quellen:

Anja Wucke/Silvia Trevizan
GTZ "Proyecto Residuos Rosario"
Ovidio Lagos 1406
2000 Rosario
Argentina
Tel./Fax: 0054-341-4351388 oder -
4350030
Email: prrgtz@ciudad.com.ar 

ABFALLENTSORGUNG
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ABFALLENTSORGUNG

MÜLLBESEITIGUNG IN PERI-URBANEN SIEDLUNGEN BEI KAIRO

Qanater City bei Kairo –
Ägypten

30,13° N; 31,40° O; 
64 m über NN
ø Jahrestemperatur: 21,9° C
ø Jahresniederschlag: 24,8 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 10.800.000
MZ: 15.000.000

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

Als deutscher Beitrag zum UNDP/LIFE-Projekt (Local Initiative Facility for the
Urban Environment) werden an verschiedenen Standorten im Großraum Kairo
und Fayum Entsorgungsprojekte gefördert. Geziret El Sheir ist das bisher erfolg-
reichste der Projektgebiete. Es handelt sich um eine Nilinsel etwa 30 Kilometer
nördlich von Kairo, die administrativ zu Qanater City, einer Kleinstadt im Einzugs-
gebiet der ägyptischen Metropole, gehört. Sozial sind die Bewohner der Insel
gemischt. Der überwiegende Teil der etwa 7.300 Bewohner verfügt nur über
geringe Einkommen, der Anteil an sehr armen Familien beträgt jedoch lediglich
ein Zehntel.

Da die Insel außerhalb der eigentlichen Stadt liegt, wurde das Gebiet nicht oder
nur sporadisch von der städtischen Müllabfuhr entsorgt. Der Abfall wurde von
den Bewohnern am Flussufer deponiert. Während des Nilhochwassers über-
schwemmte der Inhalt der Klärgruben Häuser und öffentliche Flächen. Die
schlechten Umweltbedingungen betrafen alle fünf semi-urbanen Siedlungen von
Geziret El Sheir gleichermaßen und waren der Auslöser von Krankheiten und
hoher Kindersterblichkeit.

Das Projekt knüpft an eine lokale Basisorganisation, eine sog. Community Deve-
lopment Association (CDA) an. CDAs können laut Gesetz eine Vielzahl von Auf-
gaben im Quartier wahrnehmen, in der Regel beschränken sie sich jedoch –
sofern sie überhaupt aktiv sind – auf karitative und soziale Maßnahmen. Das poli-
tisch-adminstrative System ist stark zentralisiert und gibt den Stadtverwaltungen
kaum einen Spielraum für eine eigene Politik. Die gewählten Vertreter auf der
städtischen Ebene verstehen sich als Lobbyisten für ihre eigene Klientel und
haben im Allgemeinen wenig Interesse an den Problemen in den Wohnquartieren
der ärmeren Stadtbevölkerung. Als schwer erreichbares, von Armen bewohntes
Gebiet war Geziret El Sheir vor Beginn des Projekts trotz der formalen Pflicht der
Stadtverwaltung von der städtischen Müllentsorgung nicht erfasst.

Projektprofil
TZ-Projekt zum Aufbau eines Abfallmana-
gements durch Basisorganisationen in
Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung.

Projektdaten 
• 1997: Beginn des TZ-Projekts;
• 1999: Ende der Förderung durch die

GTZ;
• Zielbevölkerung: 7.300 Einwohner.

Akteure
• Internationale und bilaterale Organisa-

tionen (GTZ/UNDP); 
• Stadtverwaltung Qanater City
• CDA (Community Development Asso-

ciation);
• Freiwillige aus den Quartieren.

Siedlungstyp
Peri-urbane Siedlung;
durchschnittliche Dichte: 500-700 E/ha;
ca. 7.300 Einwohner.

/33/



Der zum Müllfahrzeug umgebaute Pick-
up in Kohafa (Fayum) kommt selbst in
enge Gassen. /35/

Wohnstraße auf Geziret El Sheir

/34/
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ABFALLENTSORGUNG

Technische Lösungen

Bei der Müllbeseitigung handelt es
sich um ein Bringsystem mit sehr kur-
zen Distanzen vom Haus zum Sam-
melplatz für Müllsäcke. Von dort wer-
den sie mit einem umgebauten Klein-
LKW (Pick- up) zur städtischen Depo-
nie gebracht. Die kurzen Distanzen
sind möglich durch die Verwendung
kleiner Fahrzeuge, die auch in den
relativ engen Straßen der Siedlungen
gut rangieren können.

Ein CDA-eigenes Pumpfahrzeug leert
gegen eine marktübliche Gebühr die
privaten Latrinen.

Implementierung

Das TZ-Projekt hat innerhalb seiner
zweieinhalb Jahre Laufzeit an insge-
samt vier Standorten in vergleichswei-
se kleinen Gebieten (Kohafa /Fayum,
Qanater City, Kassabgy /Gizeh und
Boulaq el Dakrour /Gizeh) versucht,
über die vorhandenen community
associations und die Mobilisierung
von jugendlichen Freiwilligen, dezen-
trale Systeme des Müllmanagements
in Armutsgebieten einzurichten.

Am erfolgreichsten war das Projekt in
Qanater City, wo auf der Nilinsel Gezi-
ret El Sheir sowohl ein Müllentsor-
gungs- als auch ein Abwasserentsor-
gungssystem etabliert wurde. Nur die
Maßnahmen in diesem Gebiet sind
hier als Fallbeispiel präsentiert. Das
Projekt wurde durch die folgenden
Komponenten implementiert:

• Mobilisierung der lokalen Commu-
nity Development Association
(CDA);

• Ausbildung und Aktivierung von
Freiwilligen für die Mobilisierung
der Bevölkerung;

• Finanzierung eines kleinen Müllfahr-
zeugs und eines Pumpwagens für
die Fäkalienentsorgung;

• Partizipative Entwicklung von Orga-
nisations- und Finanzierungskon-
zepten unter Einbeziehung der
Stadtverwaltung.

Der Hausmüll wird zweimal wöchent-
lich von städtischen Arbeitern an
bestimmten Standorten eingesammelt
und mit dem CDA-eigenen Müllfahr-
zeug zur städtischen Deponie ge-
bracht. Nach Schätzungen der Verant-
wortlichen beteiligen sich etwa 80%
der Einwohner aktiv an der Müll-
sammlung und bezahlen auch die ver-
langten Gebühren.

LOCAL - LOCAL DIALOGUE 



Die engen Gassen der Wohnsiedlungen auf Geziret El Sheir waren vor Einführung der
Entsorgungssysteme mit Müll bedeckt und saisonal von Fäkalien überflutet. /36/
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Betriebsorganisation

Innovativ an diesem Projekt ist vor
allem der arbeitsteilige Ansatz, der
eine Reihe von Akteuren einbindet:
Zentraler Ansatzpunkt für die Mobili-
sierung der Bevölkerung ist zunächst
die Befähigung der lokalen CDA
(Community Development Associati-
on). Als eine Art staatlich kontrollierte
CBO spielt sie die Rolle des lokalen
Trägers und gleichzeitig Projekt-Coun-
terparts.

Einen wichtigen Beitrag zum Erfolg
leistet die Gruppe der Jugendlichen.
Sie sind die Mittlergruppe zu den
Bewohnern, indem sie Gebühren ein-
sammeln (durch den Haus-zu-Haus-
Verkauf von Plastiksäcken) und die
Bevölkerung motivieren, sich an dem
Projekt zu beteiligen. Insgesamt 32
Jugendliche engagieren sich kontinu-

ierlich in den verschiedenen Siedlung-
en. Mit dieser Lösung, die auf perso-
nalisierten Abhängigkeits- und Loya-
litätsbeziehungen beruht, ist Korrupti-
on bei der Gebührenerhebung prak-
tisch ausgeschaltet. 

Schließlich basiert das System auf der
Zusammenarbeit mit der Stadtverwal-
tung, die den Fahrer und die Arbeiter
der Müllfahrzeuge finanziert und als
Gegenleistung dafür von der (formel-
len) Pflicht zur Straßenreinigung
befreit ist. Die Zusammenarbeit mit
der Stadtverwaltung wurde durch
einen intensiven Dialog erreicht, der
auch Politiker mit einbezieht und als
local-local-dialogue konzeptioneller
Bestandteil des UNDP/LIFE-Projektan-
satzes ist. 

Insgesamt wurde so eine lückenlose
Kette von Akteuren in das System
integriert, die folgende Gruppen
umfasst: 

• Stadtverwaltung und politische Ver-
treter;

• die lokale CDA;

• freiwillig mitwirkende Jugendliche
zur Durchführung von Kampagnen,
zur Gebührenliquidation und parti-
zipativen Erhebungen und 

• die Bevölkerung. 

ABFALLENTSORGUNG
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Finanzierung

Der Lastwagen für den Mülltransport
und das Tankfahrzeug für die Fäkalie-
nentsorgung wurden aus GTZ – Mit-
teln finanziert. Die CDA sorgte für
einen gesicherten Einstellplatz.

Vier Arbeiter sind von der Stadtverwal-
tung zum Einsammeln der Müllsäcke
abgestellt. Sie erhalten von der CDA
eine Aufbezahlung von ca EUR 3,00
pro Monat auf ihr mageres Gehalt. Ein
Manager wird von der CDA für die
Organisation der Müllsammlung
beschäftigt, ein weiterer Supervisor
wird diesem von der Stadtverwaltung
zugeteilt. Damit ist das Projekt zur
Zeit (März 2000) personell gut ausge-
stattet.

Alle Leistungen der CDA werden
durch eine Gebühr von umgerechnet
EUR 0,6 pro Haushalt und Monat
finanziert. Sie wird beim "Verkauf" der
Plastiksäcke durch die Freiwilligen aus
dem Quartier erhoben. Mit dieser
Gebühr sind die Betriebskosten ein-
schließlich der Aufbezahlung der städ-
tischen Bediensteten gedeckt. Für
Wartung und den Ersatz der Müllfahr-
zeuge können aus diesen Einnahmen
sogar Rücklagen gebildet werden, die
immerhin etwa 50 % der Abschrei-
bungskosten des Müllfahrzeugs
abdecken. Damit ist die finanzielle
Nachhaltigkeit zumindest teilweise
gesichert. Dieses für ägyptischeVer-
hältnisse ungewöhnliche Maß an
finanzieller Vorsorge ist auf die be-
wusste Wahrnehmung der Vorteile
des durch das Projekt etablierten
Systems zurückzuführen. 

Im Gegenzug zum ”Entgegenkom-
men“ der Stadtverwaltung wurde
diese von ihrer formellen Pflicht zur
Straßenreinigung befreit. Auch diese
wird von der CDA organisiert und von
den Bewohnern durchgeführt.

Lessons Learned

Im Rahmen des GTZ Beitrags zum
UNDP/LIFE-Projekt wurden lokale
CDAs (Community Development Asso-
ciations) zu einem leistungsfähigen
Träger der Entsorgung entwickelt, die
einerseits mit Freiwilligen im Quartier
und andererseits mit der Stadtverwal-
tung zusammenarbeiten.

Das Projekt ist erfolgreich, weil es für
alle Beteiligten Vorteile bringt: 

• eine Entlastung für die Stadtverwal-
tung;

• die Lösung sanitärer Probleme für
die Bewohner und 

• eine Stärkung des Gemeinwesens
für die lokale CDA.

Mit der Befähigungsstrategie des Pro-
jekts wurde erreicht, dass die CDA
nunmehr eine Reihe eigener Projekte
durchführt und auch von anderen
internationalen Gebern erfolgreich
finanzielle Unterstützung akquiriert.

An anderen Projektstandorten des
GTZ-Projekts wurden mit Erfolg auch
andere Akteurskonstellationen ange-
wendet: z.B. in Kassabgy (Gizeh) die
Beteiligung von privaten Unterneh-
mern oder in Kohafa (Fayum) die
Kooperation mit einer internationalen
NRO (CARE).

Kontakte 

Mohamed Haseeb 
LIFE Büro
Abul Mahassen El - Shazly St. 
Mohandeseen
Kairo, Ägypten
Tel: +20-2 305 27 93
E-mail: aoye@ritsec1.com 

Quellen

UNDP/ LIFE (1999): Geziret El Sheir
Case Study – Promotion of Urban
NGO Projects
Cairo

GTZ (1999): Report on the FINAL
PROJECT REVIEW. Eschborn

ABFALLENTSORGUNG
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ABFALLVERWERTUNG UND RECYCLING

INNOVATIVES MÜLLMANAGEMENT

Cotonou – Benin

23,00° N; 72,80° O; 
53 m über NN
ø Jahrestemperatur: 28,6° C
ø Jahresniederschlag: 870,8 mm

Einwohner (1999):
Stadt: 500.000
MZ: ca. 1.000.000

Ausgangssituation und Rahmenbedingungen

Cotonou, die wichtigste Hafenstadt Benins, ist gleichzeitig das wirtschaftliche und
industrielle Zentrum des Landes. Durch demokratische Reformen, die mit politi-
schen und ökonomischen Umgestaltungsprozessen einhergingen, setzte mit
Beginn der 90er Jahre ein relatives Wirtschaftswachstum ein, durch welches das
ökonomische Ungleichgewicht in der Bevölkerung zunahm.

Fehlende Ressourcen führten gleichzeitig dazu, dass die Verwaltungen vieler be-
ninischer Städte nicht mehr in der Lage sind, die Grundver- und Entsorgung der
Stadtbewohner zu gewährleisten. Im Wesentlichen sind es NRO wie die Organi-
sation Confessionelle de Développement (OCD), die hier die entstandene Lücke
zu füllen versuchen. Diese NRO wird von der protestantischen Kirche des Landes
getragen und verwaltet ein Hospital (Centre de Santé de Bethesda) im Stadtteil
St. Rita.

Die hygienische Situation in diesem städtischen Gebiet ist prekär und wurde als
eine der Ursachen für den schlechten Gesundheitszustand in der Bevölkerung
und somit als ein Entwicklungshemmnis identifiziert. Der verrottende Müll auf
den Straßen verpestete die Luft und führte zur Ausbreitung von Seuchen und
Infektionen.

Projektprofil
Maßnahmen zur Entsorgung von Stadt-
quartieren und Verbesserung der Wieder-
verwertung. 

Projektdaten 
• 1993: Holsystem für die Haushaltsmüll-

entsorgung wird begonnen;
• 1995: DCAM übernimmt Entsorgung

und Trennung;
• 1999-2000: Aufbau und Betrieb von

Recyclingaktivitäten (Kunststoff, Kom-
post, Papierbriketts)

Akteure
• Örtliche NRO in Zusammenarbeit mit

der Stadtverwaltung, unterstützt durch
die EZE (Evangelische Zentralstelle für
Entwicklungshilfe).

Siedlungstyp
Formelle Stadtrandsiedlung mit geringer
Bebauungsdichte in einem von Über-
schwemmung bedrohten Gebiet.

/37/



Sieben des Mülls für die Kompostierung
/39/

Müllsammel- und Sortierstelle
/38/
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Implementierung

Bereits 1993 begann man daher mit
einer einfachen Tür-zu-Tür-Hausmüll-
sammlung, unterstützt durch einen
finanziellen Zuschuss der französi-
schen Entwicklungshilfe von etwa US$
115.000. Ein Teil des Geldes wurde
auch zur Verbesserung der benötigten
Infrastruktur und der Einrichtung
einer Landverfüllungsstätte verwendet.
Als Folge der Initialfinanzierung wurde
1995 durch die OCD die Initiative
Développement Communautaire et
Assaisissement du Millieu (DCAM)
gegründet, um die Entsorgungsaufga-
ben zu übernehmen. DCAM über-
nahm die Organisation der Tür-zu-
Tür-Haussammlung, für die sie etwa
20 Müllsammler unter Vertrag nahm,
ihnen die notwendigen Sammelkarren
zur Verfügung stellte, ihre Arbeit kon-
trollierte und für den Abtransport des
gesammelten Abfalls sorgte. Sie wurde
durch Abonnentengebühren teilfinan-
ziert und rekrutierte ihre Arbeiter aus
dem Viertel.

Als der Zuschuss aufgebraucht worden
war, konnte DCAM zwar die Samm-
lung im Stadtteil fortsetzen, die Trans-
portkosten für den Müll zur Deponie
aber nicht mehr tragen, so dass er am
Rand der Siedlungen gelagert werden
musste.

Ein Zuschuss der Evangelischen Zen-
tralstelle für Entwicklungshilfe (EZE)
sollte 1997 dem Projekt zu mehr
Selbständigkeit verhelfen. Mit den
Stadtteilvertretern und der lokalen
Verwaltung sollte die Bevölkerung
sensibilisiert und stärker einbezogen
werden. Die Ausweitung der Sammel-
aktivitäten sollte neue Arbeitsplätze
schaffen. Bildungsmaßnahmen stellten
einen wichtigen Teil der Arbeit dar.
Nach dem erfolgreichen Aufbau eines
Sammelsystems im Stadtteil St. Rita
zeigte sich, dass es sich durch die
erhobenen Müllgebühren finanziell
selbst trug, so dass die Sammelakti-
vitäten teilprivatisiert werden konn-
ten. Den ehemals angestellten Müll-
sammlern wurden Bezirke zugeord-
net, die sie in eigener Regie bewirt-
schaften. Sie sammeln nun auch die
Müllgebühren ein, die sie – nach
Abzug der Lizenzabgaben an DCAM
und der Abzahlung des Finanzierungs-
kredits für den Müllkarren – als Ver-
dienst behalten können. DCAM selbst
überwacht weiterhin die ordnungs-
gemäße Durchführung der Arbeiten,
vergibt die Lizenzen und verwaltet
eine kleine Rücklage der Müllsammler
für die Anschaffung neuer Sammelkar-
ren für den Fall, dass alte Karren er-
setzt werden müssen.

ZUSAMMENARBEIT EINER NRO MIT PRIVATEN MÜLLSAMMLERN UND KOMMUNE

Lag der Schwerpunkt der Arbeit in der
ersten Phase im Wesentlichen im Auf-
bau des Sammelsystems, so liegt er
nun in der Mülltrennung und der Wie-
derverwendung von Wertstoffen aus
dem Müll. Dazu wurden Verarbei-
tungskapazitäten für Plastikabfälle,
Papierabfälle, Altöl und Kompost ein-
gerichtet. Der gute Erfolg dieser Maß-
nahmen führte zum Abschluss eines
Vertrags zwischen DCAM und der
Stadtverwaltung von Cotonou, der die
Übernahme des gesamten auf kom-
munaler Ebene gesammelten Mülls
beinhaltet. Die täglich anfallenden 400
Kubikmeter werden von über 100 Per-
sonen sortiert und verschiedenen Wei-
terverarbeitungsstätten zugeführt. Die
Kosten werden von der Stadtverwal-
tung getragen.



Für die Müllsammlung benutzte Handkarren /40/
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Betriebsorganisation

DCAM nahm 1995 seine Arbeit auf.
Die Verbindung über die Dachorgani-
sation OCD zu den kirchlichen Ge-
meinden schuf ein Vertrauensverhält-
nis und erleichterte den Einstieg in
die Arbeit. Die Bewusstseinsbildung
und Umwelterziehung fand sowohl
auf der Ebene der Adressaten bei der
Hausmüllsammlung und in den Schu-
len, als auch auf der Ebene der loka-
len Autoritäten statt.

Ohne die bereitwillige Unterstützung
der Arbeit von DCAM durch die Stadt-
teilvertreter wäre das Projekt nicht
zustande gekommen. Die Teilnahme
am Projekt ist freiwillig und mit
Gebühren verbunden.

Im Durchschnitt sind über 60% aller
Haushalte als Abonnent dem Müllsam-
melsystem von DCAM angeschlossen,
allerdings mit teils erheblichen Unter-
schieden in Hinsicht auf die Dichte
der beteiligten Haushalte. Die Zahlen
variieren von Siedlung zu Siedlung
von etwa 30 bis zu fast 90%.

Fast 80% der teilnehmenden Haushal-
te zahlen regelmäßig die monatliche
Gebühr von 1000 FCFA, etwa US$ 1,4.
DCAM ist inzwischen eine in ihrem
Bereich hochprofessionalisierte NRO
mit fast 130 Beschäftigten.

Technische Lösungen

Der Transport des gesamten Haus-
mülls mit Karren durch die unbefestig-
ten, teils verschlammten Straßen,
gestaltete sich schwierig, ein weiteres
Problem bestand in den hohen Kosten
des anschließenden Abtransports zur
zentralen Sortierung bzw. zur Depo-
nie. DCAM versuchte deshalb, durch
eine erste Trennung des Mülls in den
Haushalten die abzutransportierende
Menge zu verringern.

Getrennt gesammelt werden: Papier,
Plastik, Metall, Glas, organische Be-
standteile und – aus ökologischen
Gesichtspunkten – Batterien. Wegen
der großen Mengen Mülls, die trotz-
dem noch unsortiert am zentralen
Sortierplatz ankommen, wird der Ein-
satz von Geräten wie Radladern, Sieb-
trommeln und Lesebändern für die
Zukunft erwogen. Für die Entsorgung
des Restmülls werden geeignete
Deponieverfahren untersucht.

Für den Sondermüll des lokalen Kran-
kenhauses gab es eine kleine Müllver-
brennungsanlage, deren Betrieb je-
doch nicht umweltfreundlich und für
das Bedienungspersonal gesundheits-
gefährdend war. Es wurde daher ein
Vertrag mit dem größten Krankenhaus
der Stadt vereinbart, um in dem dort
vorhandenen modernen Verbren-
nungsofen auch den Sondermüll der
anderen Krankenhäuser zu verbren-
nen. Inzwischen sammelt DCAM den
Krankenhausabfall der gesamten
Stadt.
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Finanzierung

Der Transport zur Deponie stellt auf-
grund der Entfernung und der erfor-
derlichen Fahrzeuge, deren Verbrauch
und Wartung, einen erheblichen
Kostenfaktor dar, der in der Anfangs-
phase der Aktivitäten nicht zu finan-
zieren war. Etwa US$ 1.750 waren auf-
zubringen, um die damals pro Monat
anfallenden 1.300 m3 Müll abzutrans-
portieren. Nachdem DCAM nun den
gesamten, von kommunalen Trägern
gesammelten Müll in seinem Aufberei-
tungszentrum ca. 25 km außerhalb der
Stadt sortiert, übernimmt die Stadtver-
waltung die anfallenden Transportko-
sten und bezahlt darüber hinaus für
Sortierung und Weiterverarbeitung
etwa US$ 10 pro Kubikmeter.

Die Zahlungsmoral der Stadtverwal-
tung von Cotonou erwies sich in letz-
ter Zeit jedoch als schlecht. So ist sie
über Monate ihren Verpflichtungen
nicht nachgekommen. Erst durch mas-
siven Protest der Arbeiter konnte sie
zur Zahlung der versprochenen Gel-
der bewegt werden.

Weitere Mittel werden durch den Ver-
kauf von Recyclinggütern oder sekun-
dären Rohstoffen (Metallschrott, Kno-

Lessons Learned

Es hat sich gezeigt, dass die Bevölke-
rung durch entsprechende Aufklärung
dazu motiviert werden kann, einen
kostendeckenden Beitrag für die Müll-
sammlung zu entrichten.

Die Übernahme des Entsorgungsma-
nagements durch die Selbstverwal-
tungsorgane des Stadtteils hingegen –
wie ursprünglich vorgesehen – war
nicht möglich, da diese aus organisa-
torischen Gründen dazu nicht in der
Lage waren. Es erscheint erforderlich,
auf eine zentrale Institution wie DCAM
zurückzugreifen. Eine solche Organi-
sation sollte jedoch nicht selbst zum
lokalen Entsorger werden, sondern
ihre Aktivitäten nach einer Erpro-
bungsphase privatisieren. Damit könn-
te diese NRO wieder verstärkt im
Bereich der Aufklärung und Bildung
tätig sein, während parallel dazu das
Projekt auf andere Stadtteile übertra-
gen wird. 

Es hat sich gezeigt, dass durch konse-
quente Verwertung der Wertstoffe aus
dem Müll finanziell selbsttragende
Strukturen aufgebaut werden können,
die so attraktiv sind, dass sie durchaus
auf weitere Stadtteile oder andere
Städte ausgedehnt werden können.
Der NRO kommt in Zukunft die Aufga-
be der Verbreitung dieser Konzepte
zu.

Kontakte 

Raphael Edou, 
Direktor von DCAM
E-mail: Bethesda@intnet.bj

Probleme für den Aufbau eines effektiven Müllsam-
melsystems

In Cotonou dient Hausmüll im kleinen Rahmen zur Landverfül-
lung und Einebnung von Grundstücken, die wegen ihrer tiefen
Lage und Nähe zur Lagune regelmäßig überschwemmt werden.
Der Besitzer eines solchen Grundstücks fordert beispielsweise die
Nachbarn oder Müllsammelinitiativen auf, ihren Abfall bei ihm
abzuladen, um sein Grundstück anzuheben.

Aufgrund dieses Umstands ist es in der Nähe solche privater Kip-
pen schwierig, von der Bevölkerung Entsorgungsgebühren einzu-
fordern.

chen, Kompost, Plastikchips, Plastikag-
glomerat, Brennstoffbriketts, etc.)
erwirtschaftet. Es wird erwartet, dass
das Projekt sich nach einer einjährigen
Anlaufphase selbständig finanziert.
Das impliziert jedoch, dass neben der
Effizienzsteigerung und der Auswei-
tung des Projektgebiets vor allem
Märkte für recycelte Rohstoffe er-
schlossen werden. Wirtschaftliche Ei-
genständigkeit ist zudem die Voraus-
setzung für eine mögliche zukünftige
Privatisierung zugunsten der jetzt im
Unternehmen angestellten Arbeiter.
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AUSWERTUNG 3
Die nachfolgenden Tabellen ermöglichen eine vergleichende
Betrachtung der dargestellten Fallbeispiele. Es werden die
Aspekte Organisation, Finanzierung und technische Lösungen
unter Verwendung eines einfachen Kriterienrasters dargestellt.
Die Gliederung der Tabellen hat Bezug zu den drei Themen-
blöcken der Bausteine: Partizipation, Finanzierung und tech-
nische Lösungen. 

• In der Tabelle technische Lösungen werden die spezifi-
schen örtlichen Rahmenbedingungen und die eingesetzten
Techniken verglichen.

• In der Tabelle Organisation werden die besonderen Rol-
len der Beteiligten und die Organisationsleistung der Pro-
jekte gegenübergestellt.

• Die Tabelle Finanzierung weist die jeweils eingesetzten
Finanzierungsmodelle und den Grad der Kostendeckung
aus.
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TECHNISCHE LÖSUNGEN

Physische Rahmen-
bedingungen

Technische Lösung

Anmerkungen/Pro-
bleme

- innerstädtische, z.T. sehr
verdichtete Slumgebiete

- Standorte teilweise für
eine dauerhafte Besied-
lung ungeeignet 

- Abwasserkanalisation
(einfache Schwerkraftsy-
steme ohne Pumpen) mit
individuellen Haus-
anschlüssen

- Abfallentsorgung durch
die Aufstellung von Ton-
nen (Bringsystem)

- unversiegelte Flächen zur
Versickerung des Regen-
wassers

- keine besonders innovati-
ven technischen Lösun-
gen, sondern bewährte
technische Standardlö-
sungen (Kanalisation)

- relativ geringe Kosten der
individuellen Sanitäran-
schlüsse durch Ausnut-
zung des natürlichen
Gefälles 

- relativ konsolidierte
Gebiete mit mittleren Be-
bauungsdichten
(favelas), vorwiegend in
städtischen Randlagen

- das städtische Abwas-
ser(klär)system ist teil-
weise weit von den Sied-
lungsstandorten entfernt

- Abwasserkanalnetze; für
abgelegene Gebiete
Anschluss an Sammel-
tanks (anaerobische Fil-
tertanks) für je 100 Haus-
halte

- Einführung einer Haus-
mülltrennung (Holsy-
stem), in einer Favela
auch Kompostierung des
organischen Abfalls

- Nutzung des Komposts
für eine bewohnereigene
Gärtnerei 

- ergänzende Maßnahmen
der Hygiene- und
Umwelterziehung 

- dicht besiedelte, bereits
weitgehend konsolidierte,
ca. 50 Jahre alte, inner-
städtische, informelle
Siedlung (Wohnrechte
bereits von Stadt und
Regierung anerkannt)

- schwierige topografische
Situation in erosions- und
erdrutschgefährdeter
Hanglage; Teilbereiche
auch überschwemmungs-
gefährdet

- Bau eines neuen Abwas-
sernetzes (zur Kosten-
senkung mit reduzierten
Leitungsquerschnitten) 

- Ersatz bestehender Latri-
nen durch individuelle
Hausanschlüsse und neue
Toiletten in den Häusern

- Bau von Stützmauern und
Regenwasserdrainage

- Anschluss der Siedlung an
städtische Müllabfuhr
(Bringsystem)

- komplementär zu den
Entsorgungsmaßnahmen
auch Wasserversorgung,
soziale Einrichtungen und
Legalisierung der Sied-
lung (Vergabe von indivi-
duellen Grundtiteln)

- Notwendigkeit der
Umsiedlung von etwa 5-
10% der Bewohner aus
überschwemmungs- und
erosionsgefährdeten
Bereichen (Bau von Aus-
weichwohnungen inner-
halb des Projektgebiets)

Entsorgung als
Komponente eines
stadtweiten Sanie-
rungsprogramms in
Ahmedabad, Indien

Projektbezeich-
nung/Ort

Thema

Entsorgung als
Schwerpunkt eines
Sanierungspro-
gramms für Favelas
in Fortaleza, Brasili-
en

Entsorgung als
Komponente eines
Stadtteilsanierungs-
projekts in San Sal-
vador, El Salvador
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- mittlere bis hohe Dichte
- hygienisch prekäre Aus-

gangssituation
- großes, weitgehend

homogenes Gebiet 
- natürliche Kanäle werden

als Abwassersammler
benutzt

- Planung einer Gesamtlö-
sung für das Gebiet unter
Ausnutzung der Kanäle,
Gefälle und vorhandenen
Leitungen durch OPP* 

- Ausbau natürlicher Kanäle
zu abgedeckten Abwasser-
sammlern durch die
Stadtverwaltung

- Entwicklung einfacher
angepasster Standards für
Straßenkanäle, Kontroll-
schächte und Anschlüsse

- praktische Selbsthilfe
durch die Bewohner (Erd-
arbeiten)

- Bauüberwachung durch
die Bewohner

- Kosteneinsparung von bis
zu 80% durch Ausnutzung
bestehender Systeme und
angepasste Standards
(geringe Leitungsquer-
schnitte, flache Verle-
gung)

*NRO Orangi Pilot Project

- vorwiegend mittlere
Bebauungsdichten

- informelle Gebiete in
peripherer Lage

- unterschiedlicher
Zustand der Häuser

- unbefestigte und enge
Straßen, für LKW nur
bedingt zugänglich

- Abfallsammlung mit
Handkarren und
Umschlag in Mulden

- Pflege und Reinigung der
Muldenstandorte

- Grasschnitt auf unbe-
wohnten Standorten

- Abwassergrabenreini-
gung

- Umwelterziehung

- Abfallsammlung und
Maßnahmen der Stadthy-
giene in einem Entsor-
gungsgebiet von 11.000
Einwohnern durch die
Kooperative

- Abtransport des Abfalls
abhängig von motorisier-
ten Unternehmen

- mittlere Bebauungsdichte
- hoher Grundwasserspie-

gel
- Lage auf einer Nilinsel,

daher Gefahr der Verun-
reinigung durch unkon-
trollierte Entsorgung in
den Fluss

- Schlechte Erreichbarkeit
durch die städtischen
Müllfahrzeuge

- lokales Müllsammelsys-
tem mit Haus-zu-Haus-
Sammlung in Plastik-
säcken (Holsystem)

- Verbringung des Mülls auf
städtische Deponie

- parallele Einführung einer
Abwasserentsorgung
durch regelmäßige
kostenpflichtige Entlee-
rung der Sickergruben

- formelle Stadtrandsied-
lung eher geringer Bebau-
ungsdichte

- am Rande einer Lagune
gelegen; deshalb öfters
teilweise überschwemmt

- Müll wird auch zur Anhe-
bung des Baugrunds ver-
wendet

- Aufbau einer über Müllge-
bühren (Abonnentensy-
stem) finanzierten Tür-zu-
Tür- Haussammlung

- Müllsammlung mit Hand-
karren und Abtransport
durch betreuende NRO

- zentrale Müllsortierung
und Rückgewinnung von
Wertstoffen

- Aufbau von Recyclingakti-
vitäten zur Finanzierung
des Systems

- nicht alle Anwohner dem
Abosystem beigetreten

- nach wie vor wilde Müll-
kippen benutzt

- Abtransport des Mülls aus
der Stadt zu teuer, um
ihn mit Müllsammelge-
bühren zu decken, daher
Recyclingmaßnahmen
notwendig

- mittlerweile Modellcha-
rakter des Projekts: Über-
nahme von Müll anderer
Stadtteile zu Sortierung
und Recycling

Abwassersystem im
Selbstbau in 
Karachi, Pakistan

Abfallsammlung
und Stadthygiene
an der Peripherie
von Rosario, Argen-
tinien

Abfallentsorgung in
Geziret el Sheir,
Ägypten

Innovatives Müllma-
nagement in Coto-
nou, Benin
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Beteiligte und deren
Rollen

Organisationspro-
bleme

Organisationslei-
stungen

- Stadtverwaltung (Organi-
sation und Aufbau der
Kooperation, Durch-
führung der technischen
Maßnahmen) 

- NRO (Bewohnerbeteili-
gung, soziale Dienstlei-
stungen, Mikrokredite,
Befragungen)

- Basisorganisationen (lo-
kale Partner der Stadtver-
waltungen) 

- Privater Sektor (Kofinan-
zierung der technischen
Maßnahmen)

- Kooperationsschwierig-
keiten zwischen sehr
unterschiedlichen Trä-
gern

- ungeklärte Bodenbesitz-
verhältnisse erschwerten
anfangs Verbesserungs-
maßnahmen

- Unsicherheit und Miss-
trauen seitens der Be-
wohner

- umfassender Ansatz zur
Stadtsanierung, Verbesse-
rung der Lebensbedin-
gungen insgesamt

- Koordinierung einer Viel-
zahl von Beteiligten

- auf alle Beteiligten ausge-
richtetes Trainingspro-
gramm förderte die Zu-
sammenarbeit

- horizontaler und vertika-
ler Austausch von Erfah-
rungen

- Stadtverwaltung, Bundes-
staat (vorbereitende
Untersuchungen, Finan-
zierung) 

- Organisation der EZ
(GTZ); Träger über PRO-
RENDA Urbano

- Bewohnerräte (Einbezie-
hung in Planung, Umset-
zung, Verwaltung der Ein-
richtungen) 

- hohe Fluktuation freiwilli-
ger Mitarbeiter 

- zunächst geringe Identifi-
kation der Bewohner mit
ihrem Viertel und geringe
Bereitschaft zur Beteili-
gung

- Förderung der Partizipati-
on der Bewohner durch
die Gründung lokaler Ent-
wicklungsräte auf Quar-
tiersebene sowie eines
übergeordneten Dachver-
bands auf Stadtebene

- Institutionalisierung der
Zusammenarbeit der
beteiligten Akteure

- Trainingsprogramme für
Bewohner

- Einrichtung eines Mikro-
kreditprogramms 

- NRO FUNDASAL als Pro-
jektträger 

- Bewohnerverein und
Nachbarschaftshilfegrup-
pen der Bewohner 

- Stadtverwaltung San Sal-
vador

- Sektorinstitutionen für
Wasser, Abwasser und
Strom

- relativ hoher Aufwand für
die Schulung und Betreu-
ung der Nachbarschafts-
hilfegruppen 

- Bildung, Schulung und
Betreuung von Nachbar-
schaftshilfegruppen durch
Sozialarbeiter und techni-
sches Personal des Trä-
gers

- Einbindung der Stadtver-
waltung und der zuständi-
gen Sektorinstitutionen in
die Planung und Umset-
zung der Maßnahmen

Entsorgung als
Komponente eines
stadtweiten Sanie-
rungsprogramms in
Ahmedabad, Indien

Projektbezeich-
nung/Ort

Thema

Entsorgung als
Schwerpunkt eines
Sanierungspro-
gramms für Favelas
in Fortaleza, Brasili-
en

Entsorgung als
Komponente eines
Stadtteilsanierungs-
projekts in San Sal-
vador, El Salvador
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- Träger ist die NRO OPP
(Initiator, Planung, Ausbil-
dung, Organisation, Bera-
tung)

- Bewohner (Umsetzung,
Wartung und Verbreitung
des Systems)

- Stadtverwaltung (Um-
wandlung der bestehen-
den Kanäle in Haupt-
sammler)

- große, von der städti-
schen Verwaltung ver-
nachlässigte informelle
Siedlung

- bislang keine konstruktive
Zusammenarbeit mit der
zuständigen Behörde
(Water and Sewerage
Corporation – WSC)
möglich

- Erstellung eines Gesamt-
plans für Orangi durch
OPP

- dezentrale, stark partizi-
pative Organisation der
Bauarbeiten und des
Managements

- Hausgruppen verantwort-
lich für je einen Kanalab-
schnitt 

- Verbreitung des Konzepts
durch Training von
Schlüsselpersonen

- Stadtverwaltung (Auftrag-
geber und Berater bei der
Kooperativengründung)

- Organisation der EZ
(GTZ); Beratung bei der
Planung und Dimensio-
nierung des Entsorgungs-
gebietes, sowie Anschub-
finanzierung d. zinslosen
Kredits

- Mitglieder der Kooperati-
ve als Dienstleistungsun-
ternehmen

- aufwändige Organisati-
onsform (als Kooperati-
ve) in Bezug auf Vertrags-
abschluss mit Stadtver-
waltung und Sozialabga-
ben 

- soll an die Privatwirtschaft
abgegeben werden 

- monatliche Vertragser-
neuerung durch die
Stadtverwaltung, die zu
einer Gefährdung der
Nachhaltigkeit führen
kann, wenn es nicht zu
einer Optimierung der
Vertragsgestaltung und/
oder Wahl einer geeigne-
teren Organisationsform
der Kooperative kommt

- Stadtverwaltung (Trans-
port des Mülls zur Depo-
nie, administrative Unter-
stützung, Finanzierung
der Fahrer der Müllfahr-
zeuge)

- CBO, lokale Bewohner-
organisationen (CDA):
Träger aller Maßnahmen,
Betrieb der Müllfahrzeu-
ge

- jugendliche Freiwillige
(Gebührensammlung,
Straßenreinigung, Reini-
gungskampagnen)

- Abhängigkeit des
Systems von freiwilligen
Leistungen der Jugendli-
chen

- Probleme bei der Festle-
gung der Gebühren für
große Haushalte und tie-
rische Abfälle

- starke Identifikation der
Bewohner mit dem Sys-
tem (local ownership)

- freiwillige Leistungen im
Zusammenhang einer
”modernen“ Organisati-
onsform (CDA)

- funktionierendes Müll-
sammelsystem

- weitgehende Refinanzie-
rung der Kosten durch
Gebühren

- gute Kooperation mit
städtischen Behörden
(local-local dialogue)

- Motivation der Bevölke-
rung zur Teilnahme und
organisatorische Durch-
führung der Abfallentsor-
gung durch lokale NRO

- Bevölkerung zahlt für das
Einsammeln des Mülls;
Stadtverwaltung finanziert
Transport zur zentralen
Sortieranlage und bezahlt
für Sortierung des Mülls
aus anderen Stadtteilen;
ausländische Geber finan-
zieren Startphase 

- Bewohnergemeinschaft
mit der ursprünglich
geplanten Übernahme
des Müllsammelsystem
überfordert

- nicht sehr effiziente
Gebührensammlung 

- Abstimmungsprobleme
mit der Stadtverwaltung

- z. T. Überforderung der
NRO durch zu schnelle
Ausweitung der Aktivitä-
ten 

- Aufbau eines selbstfinan-
zierten Müllsammelsys-
tems

- Teilprivatisierung der
Müllsammlung

- Übernahme großer Men-
gen von Müll aus anderen
Stadtteilen zur Sortierung
und zum Recycling

- Aufbau von Recyclingka-
pazitäten verlangte die
Aneignung neuer Kennt-
nisse und Technologien

Abwassersystem im
Selbstbau in Kara-
chi, Pakistan

Abfallsammlung
und Stadthygiene
an der Peripherie
von Rosario, Argen-
tinien

Abfallentsorgung in
Geziret el Sheir,
Ägypten

Innovatives Müllma-
nagement in Coto-
nou, Benin
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FINANZIERUNG

Finanzierungsmodell

Kostendeckung und
Refinanzierung

Anmerkungen/Pro-
bleme

- Stadtverwaltung, Bewoh-
ner und der private Sek-
tor tragen jeweils ein Drit-
tel an den Investitionsko-
sten für die technische
Infrastruktur (Gesamtko-
sten pro Haushalt: ca.
US$ 150)

- obligatorisches Ansparen
zur Erbringung der Be-
wohnerbeiträge (das
Sparprogramm wird von
von einer NRO-Bank ver-
waltet)

- externe Unterstützung
der Stadtverwaltung
durch Weltbank und
andere Geber

- Spenden der lokalen
Industrie

- Unterhaltung der Anlagen
in den Quartieren durch
Beiträge der Bewohner

- Müllentsorgung durch
private Dienstleister, die
dafür Gebühren erheben

- Entsorgung als “Gemein-
schaftsaufgabe” von Ver-
waltung, Privatsektor,
Bewohnern

- Finanzierungsbereitschaft
der Privatwirtschaft ist
konjunkturabhängig

- in einigen Fällen Proble-
me der Bewohner, die
vereinbarten Eigenbeiträ-
ge zu erbringen

- NRO-Bank SEWA bewähr-
ter Intermediär für die Fi-
nanzierung der Bewoh-
nerbeiträge  

- Finanzierung des Pro-
gramms durch GTZ,
Stadtverwaltung und Bun-
desstaat (in der letzten
Phase)

- Finanzierung mit Ei-
genanteil der Bewohner 

- Übernahme der Instand-
haltungskosten der Ab-
wassersysteme durch die
Bewohner (ca. US$ 1 pro
Haushalt und Monat)

- durch angepasste techni-
sche Standards relativ ge-
ringer Sanierungsaufwand
für die Abwasser-
entsorgung (US$ 750-
1.000 pro Haushalt;
üblich sind sonst US$
1.000-1.500) 

- trotzdem relativ hohe
Kosten für Bundesstaat,
Stadt und externen Geber
(GTZ) für die Finanzie-
rung der einzelnen
Abwassersysteme

- Finanzierung des größten
Teils der Projektkosten
als Zuschuss durch exter-
nen Geber (KfW, deut-
sche FZ)

- nur geringe Eigenbeiträge
der Zielgruppen; Kredite
lediglich für Anschlüsse
an das Abwassernetz 

- bei Übergabe der Entsor-
gungsaufgaben an zustän-
dige Sektorinstitutionen
nur landesübliche (sub-
ventionierte) Gebühren

- Instandhaltung der Kana-
lisation durch Bewohner-
gruppen

- wenig innovatives Finan-
zierungskonzept, das
weitgehend auf externer
Geberfinanzierung beruht 

- vor allem durch hohen
Aufwand für Stützmauern
und Erosionsschutz  recht
hohe Gesamtkosten pro
Haushalt (ca. US$ 4.000,
einschließlich der Wasser-
versorgung)

Entsorgung als
Komponente eines
stadtweiten Sanie-
rungsprogramms in
Ahmedabad, Indien

Projektbezeich-
nung/Ort

Thema

Entsorgung als
Schwerpunkt eines
Sanierungspro-
gramms für Favelas
in Fortaleza, Brasili-
en

Entsorgung als
Komponente eines
Stadtteilsanierungs-
projekts in San Sal-
vador, El Salvador
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VERGLEICHENDE DARSTELLUNG

- OPP plant und berät die
Bewohner kostenlos

- Hauptkanäle werden von
der Stadtverwaltung finan-
ziert und betrieben 

- Bewohner finanzieren
den Hausanschluss,
"ihren" Kanalabschnitt
und Toilette in bar (keine
Kredite)

- Anwohner bezahlen für
ihren Anschluss und für
den korrespondierenden
Kanalabschnitt

- Wartung im Quartier wird
von ihnen übernommen,
Reparaturen mit geringen
Gebühren finanziert 

- keine direkte Refinanzie-
rung der kommunalen
Investitionen in die
Hauptsammler

- kaum externe Finanzie-
rung

- Beispiel für wirtschaftlich
tragbare Lösungen in sehr
armen Gebieten 

- Stadtverwaltung finanziert
die Entsorgung der ge-
samten Stadt

- Kooperative entsorgt die
Gebiete als Auftragneh-
mer der Stadt

- Anschub- und Teilfinan-
zierung der Ausrüstung
der Kooperative mit zins-
losem Kredit durch GTZ

- Zuschuss zur Finanzie-
rung der Ausrüstungsgü-
ter durch Provinzregie-
rung

- Refinanzierung durch
Grundstückssteuern 

- Abfallsammlung durch
Kleinstunternehmen zu
gleichen Kosten wie die
Abfallsammlung der
großen Entsorgungsun-
ternehmen

- kurzfristige Verträge er-
schweren Investitionen in
den Ausbau der Aktivitä-
ten (z.B. die Anschaffung
eines Fahrzeugs, um auch
den Abfalltransport zur
Deponie durchzuführen
und damit unabhängig
vom großen Entsorger zu
werden)

- Stadtverwaltung (Trans-
port des Mülls von Sam-
melstellen zur Deponie,
administrative Unterstüt-
zung, Finanzierung der
Fahrer der Müllfahrzeuge)

- CBO, Lokale Bewohner-
organisationen (CDA)
betreiben das System
(Betrieb der Müllfahrzeuge)

- freiwillig tätige Jugendli-
che sammeln Gebühren
durch ”Verkauf“ der Müll-
säcke

- der laufende Betrieb des
lokalen Systems wird
durch Gebühren finan-
ziert

- ca. 80% der Wiederbe-
schaffungskosten der
Müllfahrzeuge werden
aus Gebühren finanziert

- Probleme bei der Festle-
gung der Gebühren für
große Haushalte und tie-
rische Abfälle

- Refinanzierung der Müll-
fahrzeuge ist nicht voll-
ständig gesichert

- Teilsubventionierung
durch die Stadtverwal-
tung 

- Start und Erprobung der
einzelnen Aktivitäten
(Sammeln, Sortieren, Re-
cycling) mit Startkapital
ausländischer Geber

- Überführung der einzel-
nen Aktivitäten in wirt-
schaftlich tragfähige Ein-
heiten und Strukturen

- Teil- bzw. Komplettpriva-
tisierung wirtschaftlich
operierender Einheiten

- Abschließende Beschrän-
kung auf Kontrollfunktion
und Verbreitung der Idee

- Müllsammelsystem arbei-
tet bisher kostendeckend

- Müllsortierung arbeitet
kostendeckend, wenn
Stadtverwaltung regel-
mäßig zahlt

- Recyclingaktivitäten im
Aufbau und in wirtschaft-
licher Erprobung

- unzuverlässige Zahlungen
der Stadtverwaltung,

- schwankende Verkaufs-
preise für Recyclinggüter

- Notwendigkeit der Mark-
terschließung für Recyc-
linggüter

- hohe Anforderungen an
Professionalität der Mitar-
beiter der NRO 

Abwassersystem im
Selbstbau in Kara-
chi, Pakistan

Abfallsammlung
und Stadthygiene
an der Peripherie
von Rosario, Argen-
tinien

Abfallentsorgung in
Geziret el Sheir,
Ägypten

Innovatives Müllma-
nagement in Coto-
nou, Benin
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1. Einige erfolgreiche Projekte finan-
zieren die laufenden Kosten durch
Einnahmen aus Gebühren. Die
Modalitäten der Gebührenerhebung
weichen jedoch beträchtlich von
einander ab. Die direkte und nut-
zungsgebundene Bezahlung einer
Dienstleistung – wie die Müllsamm-
lung in Geziret el Sheir – bildet eher
eine Ausnahme. Häufiger finden
sich Modelle der indirekten Mitfi-
nanzierung über Steuern oder ande-
re Gebühren.

2. Eine vollständige Refinanzierung der
Investitionen ist in keinem der dar-
gestellten Fälle gesichert. Auch im
Fallbeispiel OPP in Karachi sind die
städtischen Anteile der Infrastruktur
und die Beratungsleistungen von
OPP nicht in Ansatz gebracht. 

3. Die Zahlungsbereitschaft hängt
maßgeblich von der Beteiligung der
Bewohner und ihrer Identifikation
mit dem System ab. Ein Nutzen wird
nur dann als persönlich erlebt, wenn
er individuell erfahren wird.
Während beispielsweise die Wichtig-
keit eines funktionierenden Abwas-
sersystems oft nur von der Gemein-
schaft insgesamt empfunden wird,
bietet ein eigener Sanitäranschluss
jedoch einen sehr persönlichen Nut-
zen, in den auch direkt investiert
wird. Eine Verbindung beider Aspek-
te wie in Karachi oder in Geziret El
Sheir fördert die Wahrnehmung des
Gemeinwohls als Eigenwohl.

Erfolgreiche technische Systeme, erfül-
len folgende Grundvoraussetzungen:

1. Sie sind bei vergleichbarer Leistung
billiger als herkömmliche Systeme
oder übertreffen bei gleichem Preis
durch die besondere Qualität diese
Systeme (Geziret el Sheir kostet im
Gegensatz zum städtischen System
Gebühren).

2. Sie sind auf fachliche Kenntnisse
und organisatorische Fähigkeiten
der Bewohner bzw. der anderen am
Projekt beteiligten Akteure abge-
stimmt. Die Anlagen und Einrichtun-
gen müssen einfach zu warten sein.

3. Je größer das Projektgebiet (oder
die vorgesehene spätere Ausbrei-
tung), desto systematischer und
rationeller sind die zur Anwendung
kommenden technischen Lösungen
entwickelt. Für diesen Zusammen-
hang bietet OPP in Karachi ein ein-
druckvolles Beispiel.

4. Praktische Erfahrungen sind eine
Voraussetzung für die erfolgreiche
Anwendung oder Übertragung tech-
nischer Systeme. 

1. Partizipation der Bevölkerung in
den Zielgebieten ist ein entschei-
dender Faktor bei der Initiierung
und beim Betrieb der Systeme. Die
Bevölkerung muss vor allem dann
einbezogen werden, wenn eine
Identifizierung mit dem System not-
wendig ist. In Bereichen der Abfall-
und Abwasserentsorgung spielt
diese Art der ideellen Aneignung
des Systems durch die Bewohner
eine kaum zu unterschätzende
Rolle.

2. Moderne Organisationsformen wie
Klubs, CBO, associations sind in
der Regel bessere Ansatzpunkte für
eine effektive Organisation der Ent-
sorgung als traditionelle (Clans,
Ältestenräte, kastenhomogene
Gruppierungen). Solche modernen
Organisationsformen sind z.B. die
Freiwilligen in Geziret El Sheir, die
neuen Räte in Fortaleza oder die
NRO in Benin.  

3. Wesentlich ist ein umfangreiches,
auf die Bedarfe abgestimmtes Trai-
ning aller Beteiligten und die
Befähigung der Akteure zum Han-
deln und zur Kooperation. Dabei
spielen positive Referenzbeispiele
(Projektbesuche) eine stark motivie-
rende Rolle.

4. Erfolgreiche Projekte haben in der
Regel vertikale und horizontale Ver-
knüpfungen zu anderen Gruppen
und Ebenen der staatlichen Verwal-
tung aufgebaut.

IM HINBLICK AUF 
DIE ORGANISATION 

IM HINBLICK AUF 
DIE FINANZIERUNG 

IM HINBLICK AUF 
TECHNISCHE LÖSUNGEN

ZUSAMMENFASSENDE BEWERTUNG – ALLGEMEINE FOLGERUNGEN 

VERGLEICHENDE AUSWERTUNG DER FALLBEISPIELE
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SCHLUSS-
FOLGERUNGEN4
Dieser Abschnitt stellt die wichtigsten Schlussfolgerungen auf
der Grundlage der bisherigen Praxiserfahrung dar. Neben all-
gemeinen und grundsätzlichen Schlussfolgerungen wird auf
die Bedeutung der politischen und institutionellen, sozio-
kulturellen und technischen Rahmenbedingungen ein-
gegangen.

In diesem Kapitel sind die Schlussfolgerungen aus der
begrenzten Zahl der ausführlich dargestellten Fallbei-
spiele, d.h. ihre zwar detailscharfen aber nicht immer verall-
gemeinerbaren Aussagen, um die Erfahrungen aus den im
Anhang dokumentierten weiteren Projekten ergänzt wor-
den, um sie auf eine breitere Basis zu stellen.
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ALLGEMEINE SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die gezeigten Fallbeispiele verdeutlichen ebenso wie die im Anhang wiedergege-
bene Projektliste die Vielfalt der gegenwärtig entwickelten Lösungen. Dies gilt
besonderes hinsichtlich der Organisation und des Zusammenspiels zwischen ver-
schiedenen Akteuren und Ebenen der Verwaltung. Die Lösungen passen nicht in
das grobe Schema von formellen, städtischen Systemen auf der einen und infor-
mellen lokalen Systemen auf der anderen Seite. Stattdessen gibt es eine große
Bandbreite unterschiedlicher Ansätze, die jeweils an die lokalen politischen,
administrativen und kulturellen Bedingungen angepasst sind. Die Systeme unter-
scheiden sich nach der Anzahl der beteiligten Akteure und deren Rollen, dem
Grad der Beteiligung der Bevölkerung und schließlich hinsichtlich der techni-
schen und finanziellen Modelle.

Die soziale Akzeptanz oder besser: die Identifikation der Bewohner mit dem
System scheint weltweit eine der wichtigsten Bedingungen nicht nur für die Ein-
führung, sondern auch für die Sicherung der finanziellen und organisatorischen
Lebensfähigkeit der Systeme zu sein. Bewohner von Armensiedlungen sind nur
bereit, für "ihr" System finanzielle und andere Leistungen zu erbringen und auch
hier nur dann, wenn diese spürbare Verbesserung bieten. Im Hinblick auf die
Nachhaltigkeit muss der Partizipation als Methode zur Schaffung dieser System-
identifikation ein hoher Stellenwert beigemessen werden.

Die Beispiele zeigen, dass auch in vergleichsweise wenig förderlichen Projektum-
gebungen praktikable und wirkungsvolle Ansätze von Entsorgungssystemen ent-
wickelt wurden.

Von zentraler Bedeutung für die Nachhaltigkeit der Systeme ist neben einer dau-
erhaften Sicherung ihrer Finanzierung auch die organisatorische Einbindung in
horizontale und vertikale Systeme der Gesamtstadt. Eine wirkungsvolle Verknüp-
fung bedarf umfangreicher Trainingsmaßnahmen und Kampagnen für alle betei-
ligten Gruppen. Innerhalb dieser Komponenten wird nicht nur technisches Wis-
sen vermittelt, sondern vor allem Kenntnisse über die Aufgaben der verschiede-
nen Ebenen des kommunalen Managements und ihrer Verknüpfungen.

Projekte der Entsorgung sind aufgrund der Vielzahl an Beteiligten und der Mehr-
dimensionalität des Sachgebiets (technische, finanzielle und organisatorische
Aspekte), in der Regel von langwierigen vorbereitenden Prozessen auf verschie-
denen Wirkungsebenen begleitet. Die nachhaltige Sicherung von Verbesserungen
hat Vorrang vor kurzfristigen Erfolgen. 

Vielfältige formelle und
informelle Lösungen

Breites Spektrum von
Akteuren

Partizipation als Voraus-
setzung für die soziale
Akzeptanz von
Entsorgungsmaßnahmen

Praktikable, wirkungsvolle
Ansätze auch in 
schwierigem Umfeld

Gesicherte Finanzierung der
Betriebskosten und Einbin-
dung in übergeordnete
Systeme auf der Ebene 
der Gesamtstadt als Vor-
aussetzung für nachhaltige
Lösungen

Prozessorientierung und
Nachhaltigkeit wichtiger als
kurzfristige Erfolge



63

ALLGEMEINE SCHLUSSFOLGERUNGEN

Die ausgewerteten Projekte legen den Schluss nahe, dass sozial und ökonomisch
homogene Gebiete größere Erfolgschancen als Projekte in sehr komplexen und
heterogenen Umgebungen haben. Dabei ist die Größe der Gebiete ohne Einfluss
auf den Erfolg bzw. Misserfolg (siehe Karachi). Allerdings ist davon auszugehen,
dass auch Projekte in großen Gebieten oder ganzen Stadtteilen immer abschnitts-
weise, d.h. in überschaubaren sozialräumlichen Einheiten realisiert werden.

Projekte des Abfall-und Abwassermanagements sind insbesondere dann erfolg-
reich, wenn es gelingt, ökonomische Anreize zu schaffen, (z.B. Verkauf von Wert-
stoffen aus dem Müll; Reduzierung von Müllgebühren und/oder Transportkosten
durch Reduzierung des zu entsorgenden Restmülls; Verwendung von
Fäkalien/Abwasser/Brauchwasser zur Bewässerung; Nutzung von Regenwasser,
etc.). Wichtig ist in einem solchen Fall, dass die zu erwartenden Erlöse möglichst
direkt den Personen bzw. Institutionen zufließen, die auch die Hauptlast des
Arbeitsaufwands tragen.

Beim Einsatz von Technologie sollten nach Möglichkeit solche Verfahren und
Geräte zum Einsatz kommen, die lokal hergestellt, gewartet und beherrscht wer-
den können. Manuelle Techniken sind dem Einsatz von Maschinen vorzuziehen.

Größere Erfolgsschancen in
sozial und ökonomisch
homogenen Gebieten

Ökonomische Anreize für
Entsorgungsmaßnahmen

Bevorzugung von an lokale
Bedingungen angepasste
Technologien
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POLITISCHE UND INSTITUTIONELLE RAHMENBEDINGUNGEN

Der politische und administrative Kontext ist für den Erfolg von Entsorgungsmaß-
nahmen von großer Bedeutung. Ausschlaggebend ist dabei jedoch weniger der
Grad der Dezentralisierung oder der Grad der Autonomie einer lokalen Selbstver-
waltung als vielmehr die Bereitschaft der zuständigen Behörden zur Kooperation
mit lokalen Akteuren. Beispiele wie Geziret el Sheir, die in stark zentralisierten
Verwaltungssystemen angesiedelt sind, stützen die These, dass es kaum ein admi-
nistratives Umfeld gibt, indem keine Verbesserungsprojekte möglich sind. Die
genannten Fälle zeigen darüber hinaus, dass unter ungünstigen Verhältnissen
weniger die formellen Strukturen den Erfolg garantieren, als die subtile Einpas-
sung der Maßnahmen in vorgefundene Regelungen und Traditionen und die
geschickte Ausnutzung der darin enthaltenen Spielräume.

Die faktisch zugestandenen Spielräume für lokale Initiativen, und die Anerken-
nung lokaler Akteure (CBOs, NRO) als Partner scheint in allen längerfristig erfolg-
reichen Entsorgungssystemen eine signifikante Rolle zu spielen. In einigen Fällen
wird auch deutlich, dass das Zugeständnis von Durchführungskompetenz an
lokale Organisationen die kommunale Machtstruktur berührt. Die Fallbeispiele
zeigen sehr unterschiedliche Haltungen des kommunalen politischen Systems
gegenüber "lokal", also von unten, initiierten Projekten: Das Spektrum reicht von
engagierter Beteiligung (Ahmedabad) bis zur Duldung (Karachi). Erfolgreiche
Projekte sind aber selbst dort durchgeführt worden, wo sie durch eine offene
Missbilligung des eigenständigen lokalen Handelns gefährdet waren.

Viele Verwaltungen – nicht nur in ehemals autoritär geprägten politischen Syste-
men – sind einseitig auf law-and-order-Aufgaben fixiert. Es gelten die Prinzipien
der Risikovermeidung und Ausgabenminimierung. Demgegenüber verlangen
funktionierende Entsorgungssysteme eine Umorientierung auf ein wirtschaftli-
ches und ausgewogenes Dienstleistungsmodell für alle Bürger als gleichberech-
tigte "Kunden". Die lokalen Verwaltungen sind in der Regel jedoch mit der Rolle
des effizienten Dienstleisters überfordert. In den Fallbeispielen haben sie sich
daher einer Zusammenarbeit mit den betroffenen Bevölkerungsgruppen, inter-
mediären Organisationen und dem privaten Sektor geöffnet. Allerdings verlangen
diese Modelle ein Minimum an gegenseitiger Akzeptanz zwischen Bewohnern
und Behörden, das im Vorfeld von Projekten sorgfältig ausgelotet werden sollte
bzw. bei der Einführung neuer Systeme aufgebaut werden muss. Die Fähigkeit
zur Kooperation mussten sich staatliche Stellen vielerorts erst aneignen. Viele
Fachbehörden sind jedoch – wie z.B. in Karachi – nach wie vor von einer eher
ablehnenden Haltung gegenüber der praktizierten Selbsthilfe geprägt, anderer-
seits aber wegen der geringen eigenen Ressourcen nicht fähig, die nötigen
Dienstleistungen selber zu erbringen.

Bereitschaft der zuständi-
gen Behörden zur Koopera-
tion mit lokalen Akteuren
wichtiger als Grad der
Dezentralisierung oder der
Autonomie

Spielräume für lokale Initia-
tiven 

Dienstleistungsorientierung
und Verständnis der Bürger
als "Kunden"

Fähigkeit zur Kooperation
und Anerkennung von
Selbsthilfeinitiativen
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POLITISCHE UND INSTITUTIONELLE RAHMENBEDINGUNGEN

Das Zusammenspiel zwischen lokaler (Gebiets-) Ebene und der lokalen Verwal-
tung kann unterschiedliche Formen annehmen und ist kaum normierbar. Zwar
können zentrale Stellen die Zusammenarbeit effektiver koordinieren – wie z.B. in
Ahmedabad, wo die Stadtverwaltung selbst die Aufgabe übernommen hat, die
potenziellen Partner für Stadtverbesserungsmaßnahmen zu organisieren, anderer-
seits sind sie in der Regel weit von der Problemebene entfernt und können die
Entfaltung lokaler Organisationspotenziale leicht bremsen. Spätestens bei der
Überwindung bürokratischer und legaler Hürden oder zur Verknüpfung von Teil-
systemen, beispielsweise der Drainage, ist die Einbeziehung der kommunalen
Verwaltung unverzichtbar. Auch für die Wiederholung und Verbreitung erfolgrei-
cher Projektansätze können Verwaltungen eine wichtige Rolle spielen. 

Die Zusammenarbeit zwischen staatlicher Verwaltung und CBOs oder NRO ist
nicht konfliktfrei. So stieß der Kompetenzanspruch von Regierungs- oder Verwal-
tungsvertretern in einer auf Partizipation ausgerichteten Gruppe in Bangalore in
Indien auf Widerstand. Andererseits zeichnen sich dort, wo sich diese Stellen mit
Interesse und ergebnisorientiert einbringen, Erfolge im Projektverlauf ab. Letzt-
endlich scheint die jeweilige Motivation entscheidend dafür, ob sich die vorgege-
benen Ziele auch umsetzen lassen.

Grundsätzlich gilt, dass gesellschaftliche Reformprozesse ohne die Einbeziehung
der lokalen und überlokalen Entscheidungs- und Verwaltungsstrukturen nicht
möglich sind. Die Fallbeispiele machen deutlich, dass langfristige Verbesserungen
im Quartier nur mit den lokalen Verwaltungen möglich sind. Zudem haben neue
Formen demokratischer Legitimation ein Interesse von Politikern an "ihrem"
Wahlbezirk mobilisiert, das auch im Zusammenhang von Projekten der Entsor-
gung von Armutsgebieten operationalisierbar ist. 

Der private Sektor gewinnt zunehmend an Bedeutung für die Entsorgung ver-
nachlässigter Gebiete. In einigen Beispielen wurden schon existierende private
Anbieter einbezogen, wie in der Siedlung Kassabgy in Gizeh (Ägypten), in der
eine private Firma für die Müllentsorgung unter Vertrag genommen wurde; in
anderen, wie in Rosario, Argentinien, wurde eine Kooperative als Kleinstunter-
nehmen (microempresa) gegründet, die mit privatwirtschaftlicher Ausrichtung
der Stadtverwaltung die Müllentsorgung als Dienstleistung anbietet.

Vielfältige Formen der
Zusammenarbeit zwischen
lokalen Initiativen auf
Quartiersebene und Stadt-
verwaltungen

Rolle der lokalen Verwal-
tung

Zusammenarbeit öffentli-
cher Institutionen mit NRO
nicht immer konfliktfrei

Langfristig dauerhafte Ver-
besserung nur unter Einbe-
ziehung der zuständigen
öffentlichen Institutionen
möglich

Wachsende Bedeutung des
Privatsektors
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SOZIO-KULTURELLE RAHMENBEDINGUNGEN

Kulturelle Traditionen sind nicht nur projekthemmende Taburegeln, die gerade
im Umgang mit Fäkalien und Abfall wirksam werden (wie in Indien); sie können
auch besondere Potenziale für Selbsthilfe und das Gemeinwesen bereithalten.
Das Beispiel Geziret el Sheir macht deutlich, dass in den staatlich kontrollierten
Community Development Associations (einer Art staatlich kontrollierter CBO),
ein beträchtliches bisher weithin ungenutztes Organisationspotenzial liegt, das
seine Entsprechung in der Tradition der islamischen Stadtorganisation findet, wo
der Quartiersebene ein hohes Maß an Autonomie zur Regelung lokaler Belange
zugestanden wurde.

Oft sind es soziale oder kulturelle Zugehörigkeiten, die eine Gemeinschaftsorga-
nisation besonders stark werden lässt. So organisieren sich in großen Metropolen
wie Mexiko- Stadt die Bewohner häufig nach ihren Herkunftsregionen und halten
die Kontakte zum Hinterland aufrecht. In vielen Ländern sind es gerade ethni-
sche Gruppen, die sich aufgrund einer stärkeren Repression bewusster organisie-
ren und gemeinsame Ziele verfolgen. 

Die ethnische oder kulturelle Sonderstellung einer Gruppe kann zu einem wich-
tigen Faktor im städtischen Management werden. So ist es den Kopten in Kairo
im Gegensatz zu ihren islamischen Nachbarn möglich, Schweine zu halten und
damit organische Abfälle als Futter zu verwerten.

Nachbarschaftliche Organisationen sind in der Regel nicht in der Lage, das erfor-
derliche Fachwissen zur Einrichtung neuer Entsorgungssysteme vorzuhalten. Sie
haben ihre Bedeutung vor allem für die Mobilisierung der Bewohner und die
Sicherung der Partizipation über längere Zeiträume hinweg.

Kulturelle Traditionen als
Chance 

Bedeutung sozialer und kul-
tureller Bindungen 

Ethnische und kulturelle
Besonderheiten als wichti-
ger Faktor des Stadtmana-
gements

Nachbarschaftsorganisatio-
nen vor allem für die Mobi-
lisierung wichtig
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SOZIO-KULTURELLE RAHMENBEDINGUNGEN

Nichtregierungsorganisationen (NRO) haben sich in vielen Ländern diversifiziert,
professionalisiert und über den engen Kontext religiöser, philanthropischer oder
karitativer Hilfsorganisationen hinaus entwickelt. Viele der im Umweltbereich täti-
gen Organisationen sind auch im Müllmanagement engagiert (z.B. CARE, ENDA )
Die Fallbeispiele zeigen, dass in den meisten erfolgreichen Projekten NRO invol-
viert waren, zum Teil in entscheidenden Funktionen, wie z.B. in Karachi. NRO
spielen ein wichtige Rolle bei der Organisation der Bevölkerung, bei der Imple-
mentierung der Maßnahmen in den Zielgebieten und als Mittler zwischen Bewoh-
nern einerseits und staatlichen und kommunalen Verwaltungsstellen anderer-
seits. Zuweilen übernehmen sie sämtliche Funktionen einer bi- oder multilatera-
len Organisation, wie beispielsweise die internationale NRO ENDA, die von Vor-
untersuchungen bis hin zur Akquisition internationaler Kredite alle Aufgaben
innerhalb eines Projekts in Salé, Marokko, übernahm. Zudem sind NRO häufig
die Initiatoren und Multiplikatoren erfolgreicher Projektkonzepte und haben ein
beträchtliches Detailwissen akkumuliert. 

Spezialisierte und auf sozio-
kulturelle Rahmenbedin-
gungen abgestimmte Erfah-
rungen von NRO
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TECHNISCHE RAHMENBEDINGUNGEN

Die Fallbeispiele zeigen, dass die geografischen Rahmenbedingungen eine unter-
geordnete Rolle für den Projekterfolg spielen. Allerdings sind die Merkmale des
Gebietes nach der in Kapitel 1 vorgestellten Gebietstypologie für die Sanierungs-
fähigkeit von Bedeutung. Sozial und ethnisch heterogene und/oder mit einem
hohen Risiko der Vertreibung behaftete Gebiete bieten geringere Chancen für
die erfolgreiche Durchführung von Verbesserungsmaßnahmen.

Mittelbar kann die geografische Lage einen nicht unerheblichen Einfluss auf Ent-
wicklungsperspektiven eines Gebietes haben. Je nach Lage im Stadtgebiet kön-
nen infrastrukturelle Verbesserungen zu einer Statusaufwertung und Verdrän-
gung armer Stadtbevölkerung durch die Mittelschicht führen. Untersuchungen
auf den Philippinen haben jedoch gezeigt, dass dies selbst bei hohem Wertzu-
wachs verbunden mit einer Legalisierung der Grundstücke dann nicht eintritt,
wenn die Bewohnerschaft im Quartier gut organisiert ist und eine hohe gemein-
schaftliche Identifizierung mit dem Gebiet – bei gegenseitiger sozialer Kontrolle
– vorliegt.

Ein wesentlicher Einfluss auf die Gestaltung der Systeme geht von der Einwoh-
ner- und Bebauungsdichte und dem Konsolidierungsgrad der Siedlung aus. Ein
Kanalsystem für Abwasser in sehr dicht bebauten konsolidierten Gebieten
erschwert die technische Durchführung, da es wegen der erheblichen Eingriffe in
die Parzellenstruktur einen hohen Partizipations- und Organisationsaufwand
erfordert. 

Status der Siedlungen und
ihre Lage in der Stadt
wichtiger als die geografi-
schen Rahmenbedingungen 

Verdrängungsgefahr bei
Aufwertung von Armutssied-
lungen

Wohndichten und Grad der
Konsolidierung als wichtige
Bedingungen für technische
Lösungen
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TECHNISCHE RAHMENBEDINGUNGEN

In extrem gefährdeten Gebieten (z.B. Bahndämme, Böschungen von Drainage-
kanälen, Flussufer, Mülldeponien) können Minimalmaßnahmen der Siedlungshy-
giene – auch wenn sie nicht nachhaltig sein können – eine erhebliche Verminde-
rung der Gesundheitsrisiken für die Bewohner bewirken. Derartige kurzfristige
Linderungsmaßnahmen sind allerdings nicht Gegenstand des vorliegenden Hand-
buchs.

Geografische Faktoren, wie Bodenbeschaffenheit, Niederschläge, Temperatur
und Topografie beeinflussen die technische Gestaltung der Systeme. So sind
Drainagesysteme in geneigtem Gelände einfacher zu realisieren als in tiefliegen-
den und von Überschwemmungen bedrohten Gebieten. Das Aufnahmevermögen
und die Filtereigenschaften des Bodens bestimmen maßgeblich den Einsatz von
On-Site-Abwassersystemen wie Latrinen, Sickergruben oder Infiltrationsgruben.
Die klimatischen Bedingungen beeinflussen und limitieren darüber hinaus die
Möglichkeiten der Hausmüllzwischenlagerung in den Haushalten bzw. an zentra-
len Sammelstätten. 

Bei der Auswahl von Technologien für das Abfall-oder Abwassermanagement soll-
te nach Möglichkeit auf lokale Ressourcen zurückgegriffen werden. Dieses wird
wohl nicht überall so hervorragend gelöst werden können wie im koptischen
Kairoer Stadtteil Manshiet Nasser. Dort wird ein Großteil des Mülls der Millionen-
stadt Kairo nach Wertstoffen sortiert. Die einzelnen Wertstofffraktionen werden
gleich zu Recyclingprodukten weiterverarbeitet, wofür vor Ort entwickelte und
hergestellte Maschinen verwendet werden. Dies ist allerdings gleichzeitig ein
ernsthaftes Problem für die Hygiene in der Siedlung. Andere Entwicklungsländer
können jedoch von solchen lokalen Erfahrungen profitieren, indem sie aus Län-
dern wie Ägypten, Indien, Thailand, Brasilien, etc. Maschinen importieren, die
bedeutend besser an die Einsatzbedingungen in städtischen Armutsgebieten
angepasst sind als solche aus den Industrienationen.

An gefährdeten und risiko-
behafteten Standorten nur
kurzfristig angelegte
Nothilfemaßnahmen sinn-
voll

Geografische, klimatische
und topografische Bedin-
gungen wichtig für die tech-
nische Konzeption

Berücksichtigung lokaler
Ressourcen bei der Auswahl
von Technologien und tech-
nischen Lösungsansätzen
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EMPFEHLUNGEN 5
Das abschließende Kapitel gibt Empfehlungen für die Ge-
staltung von konkreten Projekten zur Verbesserung der
Entsorgungssituation in Armutsgebieten. 

Die Empfehlungen beziehen sich auf Projekte der TZ mit ei-
nem zeitlich begrenzten Rahmen, nicht auf die langwierigen
Reformprozesse, von denen sie häufig ein Teil sind und zu
denen sie beitragen sollen. 

Es werden Hinweise für die Planung und Vorbereitung von
Projekten, die Durchführung von Maßnahmen sowie die
Wirkungsbeobachtung und die Verbreitung der Projekter-
fahrungen gegeben. 

In Form von tabellarischen Übersichten werden weiterhin
wichtige Grundsätze im Hinblick auf technische Lösun-
gen, Partizipation und Selbsthilfe sowie die Finanzie-
rung und betriebliche Organisation von Entsorgungs-
maßnahmen entwickelt, die in den jeweiligen Bausteinen
ausführlicher dargestellt sind.
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EINFÜHRUNG

Die Fallbeispiele zeigen deutlich, dass
sich eine nachhaltige Verbesserung
der Entsorgungssituation in Ar-
mutsgebieten nicht ausschließlich
durch die Lösung technischer
Probleme erreichen lässt. Aspekte
des städtischen Managements müssen
einbezogen werden. Entsorgungsmaß-
nahmen sind oft Teil umfassender
Sanierungsprojekte oder stehen in
Zusammenhang mit Reformen der
kommunalen Verwaltung. 

"Projekte", als zeitlich relativ befristete
Interventionen – häufig im Rahmen
der EZ – können unter günstigen Vor-
aussetzungen strukturelle Verbesse-
rungen initiieren und neue Lösungs-
ansätze testen bzw. deren Verbreitung
unterstützen. Projekte in diesem
Sinne unterliegen jedoch nicht nur
den lokalen Rahmenbedingungen,
sondern auch den Restriktionen des
jeweiligen Gebers bzw. den Projekt-
vereinbarungen. Dabei wird gelegent-
lich raschen, vorzeigbaren Erfolgen
der Vorrang gegenüber langsamer wir-
kenden, aber nachhaltigeren Maßnah-
men eingeräumt. 

Ein Projekt sollte grundsätzlich versu-
chen, auf zwei Ebenen tätig zu wer-
den: 

• auf der lokalen Ebene durch die
exemplarische und spürbare Verbes-
serung der Lebensbedingungen der
Bewohner eines Gebietes; 

• auf der strukturellen Ebene
durch den Test und die Verbreitung
neuer Organisationsformen, Verfah-
ren und Techniken. 

Die Empfehlungen in diesem Ab-
schnitt beziehen sich auf "Projekte" in
diesem Sinne und nur mittelbar auf
den langwierigen Reformprozess, in
den vernetzte Lösungen im Allgemei-
nen eingebunden sind. Dabei wird mit

Drei allgemeine Grundsät-
ze sind besonders wichtig:

1. Eine räumlich oder sekto-
ral verengte Sicht von Ent-
sorgungsprojekten kann
zu unerwarteten und uner-
wünschten Nebeneffekten
führen.

2. Die Einbeziehung von
lokalen Akteuren als Trä-
ger und Partner in Pla-
nung und Implementie-
rung ist eine Vorausset-
zung für die Nachhaltig-
keit der Systeme.

3. Langfristig funktionieren-
de Lösungen verknüpfen
Problemlösungspotenziale
auf Quartiers- und Stadt-
teilebene mit städtischen
Systemen.

Absicht nicht auf die GTZ-Richtlinien
für Projekte der TZ Bezug genommen.
Die nachfolgenden Empfehlungen
können diese weder ersetzen, noch
sind sie allein ausreichend für die
Durchführung. Für die erfolgreiche
Einführung innovativer Entsorgungs-
systeme und ihren nachhaltigen
Betrieb gibt es zwar keine generali-
sierbaren Rezepte, wohl aber sind
allgemeine Empfehlungen formu-
lierbar, die im Kontext von lokalen,
auf Beteiligung ausgerichteten Maß-
nahmen beachtet werden sollten.

Auf den folgenden Seiten werden zu-
sammenfassende Empfehlungen zum
Vorgehen in der Projektplanung und 
-durchführung gegeben. Detaillierte
Hinweise finden sich in den einzelnen
Bausteinen.
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INITIIERUNG UND UNTERSTÜTZUNG

Die dargestellten Fallbeispiele zeigen
eine große Bandbreite von Pro-
jektanlässen und Initiativen von Ent-
sorgungsmaßnahmen:

• Häufige Ursache für die Initiierung
von Verbesserungsmaßnahmen ist
ein Druck von unten. So wird z.B.
eine Basisorganisation während der
Konsolidierung einer Siedlung die
Ver- und Entsorgung des Gebietes
vorantreiben.

• Eines der erfolgreichsten Beispiele
(OPP, Karachi) zeigt, dass weitrei-
chende und replizierbare Verbesse-
rungsmaßnahmen auch durch eine
NRO initiiert werden können, die
sich als Mittlerorganisation zwischen
städtischer Verwaltung und den Be-
wohnern eines Gebietes versteht.

• Schließlich stellen Entsorgungspro-
jekte häufig eine Komponente
umfangreicher Sanierungspro-
gramme dar, in denen im Zuge
einer Legalisierung und infrastruktu-
rellen Aufwertung auch Entsor-
gungsprobleme mit Aussicht auf
Erfolg angegangen werden können.

• Projekte der Entsorgung als Teil der
EZ sind sinnvollerweise nicht nur
auf ein einziges Gebiet oder eine
Nachbarschaft beschränkt, sondern
entwickeln verallgemeinerbare
Systemlösungen.

Empfehlung

Ein neues Projekt sollte an vorhandene Tendenzen, Initiativen
und Potenziale anknüpfen. Projekte, die Reformbestrebungen
nutzen und organisatorisches, finanzielles und technisches know-
how zur deren Umsetzung bereitstellen, haben gute Erfolgsaus-
sichten. Umgekehrt ist es wenig erfolgversprechend, gegen den
Widerstand von Partnern der EZ und wichtiger Akteure neue Ver-
fahren der Entsorgung durchzudrücken. 

Devise für die Projektidentifikation: "Auf den fahrenden Zug auf-
springen!"
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PLANUNG UND VORBEREITUNG

Voraussetzung eines an die lokalen
Verhältnisse angepassten Projekts ist
eine sorgfältige Analyse der Erwar-
tungen, Probleme und Potenziale
der möglichen Partner und Akteu-
re. Zu diesen gehören unter anderem:

• Politische Vertretungen (auf
kommunaler Ebene, auf nationaler
Ebene);

• Ministerien und deren lokale Ver-
tretungen (sog. line ministries) und
technische Abteilungen, die in man-
chen Ländern technische Dienstlei-
stungen und Produkte (z.B. Bau
einer Drainage, Toiletten etc.)
anbieten;

• Stadtverwaltungen bzw. deren
Verwaltungseinheiten, soweit sie für
die Entsorgung von Bedeutung
sind;

• einschlägige Forschungs- und
Entwicklungsinstitute;

• Nichtregierungsorganisationen
(NRO);

• Bewohner und deren Organisa-
tionen (CBO, associations, Nach-
barschaften, etc.);

• die Gruppe der privaten Unter-
nehmer im Entsorgungssektor
(angefangen bei großen Unterneh-
men bis hin zum informellen Sek-
tor);

• lokale Fachleute für Technik, Par-
tizipation, Finanzen, etc.;

• Repräsentanten von "Referenzpro-
jekten" im Land oder der Region.

Leitfragen für die Vorbereitung von Projekten: 

• Welches sind die Probleme? (z.B. spezifische Erkrankungen, saisonale
Überflutung, Beeinträchtigung der Freiflächen, etc.)

• Worin besteht der Handlungsbedarf (Drainage, Kanalisation, Müllsam-
melsystem)? Ein von außen wahrgenommener Bedarf wird möglicherweise
von innen nicht als Priorität wahrgenommen. Es sollte sehr genau auf die
Bedürfnisse der Zielgruppe geachtet werden.

• Welches sind die vorhandenen Möglichkeiten zur Lösung und welches
die zu erwartenden Auswirkungen (Wirkungskettenanalyse)? Dabei interes-
sieren vor allem Lösungen, die finanzierbar und durchführbar sind.

• Welches sind die Potenziale einzelner Akteure (einzeln zu prüfen),
welches die zu erwartenden Schwierigkeiten oder Synergien? Meistens zei-
gen sich diese erst in der Phase der Implementierung, d.h. wenn die orga-
nisatorischen Strukturen bereits verfestigt sind. Deshalb ist eine genaue
Klärung der jeweiligen Aufgaben und der erwarteten Beiträge schon zu
Beginn der Planung empfehlenswert. 

• Welches ist der Trainings- und Fortbildungsbedarf der verschiedenen
Akteure im Hinblick auf ihre Fähigkeit, einen Beitrag im System zu leisten?

• Wie hoch ist die Bereitschaft zur Partizipation in der Bevölkerung für
die Planung und Umsetzung? Wenn ein hohes Maß an Beteiligung (Eigen-
leistung) erwartet wird, sollten die Betroffenen möglichst früh einbezogen
werden.

• Welches sind die Finanzierungsmöglichkeiten? Wie hoch ist die Zah-
lungsfähigkeit und Zahlungsbereitschaft der Bewohner? Dabei ist zu beach-
ten, dass Planung und Vorbereitung aus anderen Quellen als Implementie-
rung und Betrieb finanziert werden.

• Welche Informationen werden benötigt, welche sind zugänglich?

• Welche technischen Lösungen sind unter den gegebenen Bedingungen
einsetzbar?

Empfehlung 

Eine sorgfältige Problem- und Beteiligtenanalyse ist wegen der heterogenen
Zusammensetzung der Gruppe der Akteure und ihrer jeweiligen Problemla-
gen unabdingbar. 

Ziel der Vorbereitung: Potenzielle Partner bzw. realistische Allian-
zen für die Lösung der Probleme identifizieren!
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AUSWAHL GEEIGNETER TRÄGER

Die Wahl des "richtigen" Trägers
ist von zentraler Bedeutung. Häufig
fungieren mehrere Institutionen als
kooperativer Träger von Subsystemen.
(z.B. lokale Bewohnerorganisation für
die Entsorgung im Quartier, städtische
Müllabfuhr für den Transport zur
Deponie).

Im ungünstigen Fall existiert für das
Vorhaben kein geeigneter Träger und
die Situation erfordert die Schaffung
oder gezielte Förderung eines
Trägers. Dies bedeutet eine erhebli-
che Zunahme des Aufwands, die sorg-
fältig kalkuliert werden sollte.

Folgende Kriterien sind bei der Auswahl von Trägern
von Bedeutung:

• Vorhandensein von "Eigeninteresse": Es muss ein vitales Inter-
esse an der Lösung des Problems vorhanden sein, das den Akteur als "trei-
bende Kraft" zur Problemlösung qualifiziert.

• Durchsetzungskapazität: Der Träger muss in der Lage und legiti-
miert sein, Maßnahmen im politisch-administrativen und sozialen Umfeld
auch durchzusetzen. Ein Akteur, der seine Durchsetzungskapazität aus-
schließlich dem Projekt verdankt und auf Dauer davon abhängig ist, bietet
wenig Chancen für die Nachhaltigkeit der Lösung. 

• Kooperationsfähigkeit: Der Träger muss in der Lage sein, das
System partizipativ und kooperativ in einer horizontal und vertikal arbeits-
teilig organisierten Struktur zu betreiben.

• Professionalität in der Durchführung: Der Träger muss über
eine professionelle Mindestqualifikation bzw. Erfahrung verfügen oder er
muss in der Lage sein, sich die fachliche Kompetenz extern einzuholen
(bei privaten Beratern, NRO, Regierungsstellen).

• Akzeptanz: Der Träger muss das Vertrauen der Zielgruppe bzw. der
Bevölkerung haben – oder sich aus ihr rekrutieren.



DURCHFÜHRUNG VON ENTSORGUNGSAKTIVITÄTEN

Stadtregierungen bzw. -verwaltun-
gen sind traditionell für die techni-
sche Infrastruktur im Bereich der
Entsorgung zuständig. In vielen Län-
dern hat ihre Akzeptanz bei der Bevöl-
kerung allerdings durch übermäßige
Bürokratie und Korruption stark gelit-
ten. Besonders ihre Weigerung und
zuweilen auch ihre Inkompetenz, adä-
quate Lösungen anzubieten, hat das
Ansehen der Verwaltungen geschädigt
und dazu beigetragen, dass die Bürger
nur wenig bereit sind, öffentliche Pro-
gramme zu unterstützen und dafür
Steuern oder Gebühren zu zahlen.
Durch zunehmende Kooperation
mit dem privaten Sektor, mit
NRO und mit der Bevölkerung
selbst, hat sich andererseits die domi-
nante Rolle der Kommunen auch rela-
tiviert, in der Regel sind jedoch die
städtischen Behörden noch immer die
zentralen Entscheidungsträger für alle
Entsorgungsmaßnahmen. 

Vor allem im Hinblick auf die Bereit-
stellung der Makroinfrastruktur
sind die lokalen Verwaltungen nicht
zu umgehen, da nur eine starke,
durch Kooperationsfähigkeit und Lei-
stung legitimierte Stadtregierung
effektive Lösungen für die Gesamt-
stadt durchsetzen kann. 

Die städtischen Behörden und Institu-
tionen müssen dazu ihre Effizienz
und Flexibilität erhöhen, ihre
Standards den lokalen Bedingungen
und internationalen Entwicklungen
anpassen und die Stadtbewohner
befähigen, aktiv an der Verbesserung
ihrer Lebensbedingungen mitzuwir-
ken.

Partizipative Ansätze und die Koopera-
tion mit privaten Trägern und NRO
können von der Stadtverwaltung
jedoch auch als Machtverlust erlebt
werden und so – trotz der damit ein-
hergehenden Entlastung von Verant-

Grundsätze für die Zusammenarbeit mit lokalen Ver-
waltungen

• Stadtverwaltungen bzw. -regierungen müssen auf die Zusammenarbeit mit
anderen Trägern vorbereitet werden. Da ein Verständnis für das Pro-
jektanliegen nicht von Anfang an vorausgesetzt werden kann, soll-
ten Trainings- und Sensibilisierungsprogramme sich nicht nur auf Verwal-
tungsmitarbeiter beschränken, sondern auch die politische Führung ein-
beziehen.

• Die Arbeit mit der Stadtverwaltung darf sich nicht auf informelle Treffen
und Absprachen reduzieren, sondern sollte – wenn immer möglich –
ergebnisorientiert formalisiert werden.

• Auch lokale Projekte sollten Prozesse der Dezentralisierung fördern.
Projekte können Einfluss nehmen, indem sie direkt mit den lokalen Auto-
ritäten vor Ort kooperieren, auch dann, wenn gute Kontakte zur zentralen
Ebene bestehen.

• Veröffentlichungen, Richtlinien und Verordnungen sollten möglichst
einfach und verständlich verfasst werden, selbst wenn sie nicht zur
Verbreitung gedacht sind. Dadurch wird die Teilnahme der verschiedenen
Akteure an Entscheidungsprozessen erleichtert.

• Partizipative Ansätze und die Kooperation mit privaten Trägern oder
NRO sollten frühzeitig mit der Stadtverwaltung abgestimmt oder in
geeigneter Form vermittelt werden, damit dies nicht als Machtverlust oder
Konkurrenz verstanden wird und – trotz einer Entlastung von Verantwor-
tung – zu Konflikten in der Beziehung zwischen Verwaltung und Projekt-
führt.

• Wenn die lokale Verwaltung nicht in die Durchführung einbezogen wer-
den soll oder kann, sollte sie zumindest Gelegenheit haben, regelmäßig
Stellung zu beziehen. Ohne ein Minimum an Anerkennung seitens
der Behörden läuft das Engagement der Bewohner ins Leere.

ZUSAMMENARBEIT MIT LOKALEN VERWALTUNGEN UND STADTREGIERUNGEN

wortung – zu Konflikten in der Bezie-
hung der Verwaltung zu dem Projekt
führen. Die Stadtverwaltung sollte an
den dezentralen und partizipativen
Ansätzen in der Entsorgung beteiligt
werden, jedoch nicht mit dem An-
spruch eines primus inter pares, die
neuen Ansätze verwalten zu wollen.

Der Handlungsrahmen städtischer
Träger wird durch ihre Leistungs-

fähigkeit und den Grad ihrer Auto-
nomie bestimmt. In stärker zentrali-
sierten Systemen sind deshalb auch
die lokalen Dienststellen zentraler
Behörden (sog. line ministries) von
Bedeutung. Zu den letztgenannten
gehören z.B. die Public Works De-
partments, die häufig für den Bau von
Drainage und Kanalisation zuständig
sind. 
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DURCHFÜHRUNG VON ENTSORGUNGSAKTIVITÄTEN

In der Organisation und im Betrieb
der Abfallbeseitigung haben NRO
und/oder Basisorganisationen ein
besonderes Potenzial als Träger loka-
ler Systeme. Sowohl bei der Einrich-
tung wie für den laufenden Betrieb
haben sie als Mittlerinstitutionen zwi-
schen der Bevölkerung und den über-
geordneten Organisationen eine
Schlüsselfunktion.

ZUSAMMENARBEIT MIT NRO UND BASISORGANISATIONEN

Abwasserentsorgung ist je nach
technischem System entweder eine
stärker lokale oder aber eine städti-
sche Aufgabe. 

Während eine Kanalisation stärker
zentralisierte Betriebsformen und
funktionierende Hauptsammler ver-
langt, kann die Einrichtung von funk-
tionierenden Latrinen und deren
Leerung aber auch der Bau einer
Kanalisation in der Wohnstraße mit
einem hohen Anteil an Selbsthilfe und
der Beteiligung von lokalen NRO oder
privaten Unternehmen effektiv durch-
geführt werden.

Drainagesysteme sind naturgemäß
stärker in übergeordnete Netze des
Stadtteils oder der Gesamtstadt einge-
bunden. Dies hat Auswirkungen auf
die Planung, die Verantwortung und
die Möglichkeiten der Finanzierung.
Die Finanzierung kann nicht wie bei
Müllsystemen direkt und unmittelbar
an die Leistungserbringung gekoppelt
werden, sondern stammt meist aus
den Steuereinnahmen der Kommune.
NRO und Basisorganisationen können
aber wesentlich zur Mobilisierung der
Bevölkerung beim Bau und möglicher-
weise zur Unterhaltung beitragen, an-
sonsten spielen sie gegenüber den
städtischen Behörden hier eine eher
nachrangige Rolle. 
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Lokale NRO und Basisorganisationen können wichtige Rollen in der Entsorgung übernehmen. Ihre Kenntnis der Gege-
benheiten, vor allem aber ihr unmittelbarer Zugang zur Bevölkerung im Projektgebiet sowie ihre Kontakte zu anderen Trä-
gern und Projekten, sollten genutzt werden. Die Möglichkeiten der Kooperation sind stark von dem jeweiligen System
abhängig:

Nichtregierungsorganisationen (NRO) sind weltweit zunehmend zu Adressaten, Partnern oder Beteiligten in der
Zusammenarbeit bei Sanierungsmaßnahmen und in Projekten der Entsorgung geworden. Sie fungieren als intermediä-
re, professionell arbeitende Organisationen mit beratender, vermittelnder und/oder technisch ausführender Funktion.
Als lokale Partner sind sie unverzichtbar. In einigen Ländern ist die Zusammenarbeit mit NRO allerdings von ihrer feh-
lenden Anerkennung durch den Staat belastet. Zudem können gegensätzliche politische Haltungen der NRO die Zu-
sammenarbeit mit der Verwaltung oder untereinander erschweren. 

Basisorganisionen (Community Based Organisations - CBOs), sind Organisationen verschiedenster Art und
Zwecksetzung. Gemeinsames Merkmal ist, dass sie unmittelbar durch die lokale Bevölkerung getragen werden. Vor
allem für die Mobilisierung und Partizipation der Bewohner kann die Zusammenarbeit fruchtbar sein. Basisorganisatio-
nen sind allgemein wichtige lokale Partner für vertrauensbildende Maßnahmen, zur Feststellung der örtlichen Prioritä-
ten und für den Aufbau einer beteiligungsorientierten Organisation. Gelegentlich übernehmen sie wesentliche Teile
der Implementierung von Abwasser- oder Müllsystemen im Quartier. Basisorganisationen sind die besten Informanten
zur quantitativen und qualitativen Problembeschreibung im Rahmen von partizipativen Erhebungstechniken (siehe
Baustein 2 – Partizipation und Selbsthilfe). 
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Es ist nicht die Aufgabe der Zentralre-
gierung, sich direkt mit Projekten auf
der Implementierungsebene auseinan-
derzusetzen, sondern die legislativen
und finanziellen Rahmenbedin-
gungen für bessere lokale Syste-
me zu schaffen. Staatliche Institutio-
nen sind als rahmengebende
Instanzen von besonderer Bedeu-
tung, da sie einerseits direkt für die
gesellschaftliche Entwicklung Verant-
wortung tragen, andererseits indirekt
auf die Ausgangssituation einwirken. 

ZUSAMMENARBEIT MIT GLOBAL AGIERENDEN ORGANISATIONEN 
UND INTERNATIONALEN NRO

DURCHFÜHRUNG VON ENTSORGUNGSAKTIVITÄTEN

Dies geschieht vor allem:

• durch die Reformierung der
rechtlichen und administrativen
Rahmenbedingungen des Landes,
d.h. über Verwaltung und Gesetzge-
bung;

• durch die Anerkennung, Propagie-
rung und "offizielle" Förderung
neuer Ansätze;

• durch den indirekten Einfluss auf
das Umfeld der Projekte;

• durch andere flankierende Maß-
nahmen zur Verbesserung der Rah-
menbedingungen.

Allerdings sollte ein Projekt zur Ver-
besserung der Entsorgung von Ar-
mutssiedlungen nicht von der Reform
zentraler Instanzen oder von ihrer
Unterstützung abhängig gemacht wer-
den. In der Regel werden zuerst
neue Konzepte entwickelt, dann erst
– unter dem Druck und Eindruck
neuer Ansätze zu Problemlösungen –
können Reformen in Gang kommen. 

ZUSAMMENARBEIT MIT NATIONALEN REGIERUNGSINSTITUTIONEN

Durch einen intensiven Austausch zwischen den im Land agierenden multilatera-
len, bilateralen und internationalen Organisationen können neue Ansätze geför-
dert und konzeptionelle Irritationen bei den lokalen Partnern vermieden werden.
Im Idealfall ist eine Kofinanzierung oder die Finanzierung einer aus lokaler Initia-
tive hervorgegangenen Replikation von Projektansätzen zu erreichen. 

Gleiches gilt auch für überregionale NRO, insbesondere die sogenannten Nord-
NRO (s. a. Kasten) aus den klassischen Industrieländern. 

Internationale NRO, wie CARE,
Misereor, ENDA etc. fungieren als
Geber oder Vermittler. Die mei-
sten von ihnen haben ihren
Stammsitz im Norden. Als "Unter-
stützer-NRO" fördern sie Training,
capacity building und direkte
Maßnahmen, beispielsweise der
Müllbeseitigung. In den letzten
Jahren haben sie umfangreiche
Netzwerke parallel zur bilateralen
und mulilateralen staatlichen
Zusammenarbeit aufgebaut.



DURCHFÜHRUNG VON ENTSORGUNGSAKTIVITÄTEN

Wirtschaftlich arbeitende Partner
interessieren sich in erster Linie für
die Gewinne, die die Beteiligung am
Projekt oder der Maßnahme bringt.
Von ihrer Arbeit können aber auch
Stadt und Bevölkerung profitieren. Oft
kann der private Sektor mit größe-
rer Effektivität die Ausführung der
erforderlichen Arbeiten übernehmen
und die Stadtverwaltung von der
schwierigen Aufgabe als Dienstleister
entlasten. 

ZUSAMMENARBEIT MIT DEM PRIVATEN SEKTOR

Die Vorteile privater Unternehmen
sind:

• Effizienz und Leistungsorientie-
rung in der Umsetzung und damit
allgemein größere Zuverlässigkeit
aufgrund vertraglicher Bindungen;

• Bereitschaft zur Anwendung
neuer und innovativer (insbeson-
dere kostensparender) Lösungen,
aufgrund der stärkeren Ausrichtung
auf den Stadtbewohner als "Kun-
den";

• Eigenkapital und Grundausstat-
tung ersparen der Stadtverwaltung
beispielsweise die Instandhaltung
eines Fuhrparks für Müllwagen.
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Trotz dieser Vorteile ist es weder sinn-
voll noch finanzierbar, dem privaten
Sektor die Entsorgung städtischer Ar-
mutsgebiete zu übertragen. Nur Teil-
aufgaben können an private Un-
ternehmen übertragen werden.
Dabei ist darauf zu achten:

• Dass Aufgaben übergeben werden,
die weder die Stadtverwaltung
noch die beteiligten kommuna-
len Organisationen leisten kön-
nen. Das sind Aufgaben wie der
Bau von Vorklärern oder Hauptka-
nälen, kann aber auch die Wartung
eines Drainagesystems oder die
Fahrt zur Deponie beinhalten. Gele-
gentlich nehmen lokale, private
Kleinunternehmer aber auch in den
Quartieren die Entsorgungsaufga-
ben wahr. Wichtig ist es, partizipati-
ve Ansätze zu ergänzen und nicht
zu substituieren;

• Wichtig ist ferner, wer mit den
Vertretern des privaten Sektors
zusammenarbeitet: Eine NRO
wird andere Erwartungen an die
Zusammenarbeit haben als eine
zentrale Verwaltungsstelle – durch
die Ausrichtung am "Kunden-
wunsch" können hier unterschiedli-
che Interessen aufeinander stoßen.
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WIRKUNGSBEOBACHTUNG

Als Interventionen in komplexe gesell-
schaftliche Zusammenhänge sind Pro-
jekte zahlreichen Einflüssen unterwor-
fen, die langfristig die Nachhaltigkeit
der Systeme gefährden können. Aus
diesem Grund erscheint es sinnvoll,
die Implementierung sorgfältig zu
überwachen und rechtzeitig auf Pro-
bleme durch eine Korrektur des Pro-
jektansatzes zu reagieren. 

Bei der Wirkungsbeobachtung können u.a. folgende Indikatoren angewen-
det werden:

• Das Nichtfunktionieren eines Systems ist nicht unbedingt auf techni-
sche Defizite zurückzuführen. U.U. sind zum Betrieb des Systems notwen-
dige Verhaltensänderungen nicht genügend beachtet worden. Zum Bei-
spiel wird häufig Müll in Drainagekanälen deponiert, was zum Zusammen-
bruch des Drainagesystems und zu einer gegenteiligen Wirkung führt.

• Die Entstehung von "wilden" Deponien ist ein Hinweis auf eine
"Umgehung" des Projekts und damit auf mangelnde Akzeptanz bei den
Bewohnern.

• Das Nachlassen der Sauberkeit der öffentlichen Flächen deutet auf
mangelnde Identifikation mit dem Projekt oder organisatorische Defizite
hin.

• Als einer der zentralen Indikatoren muss die nachhaltige Finanzierung
der Systeme angesehen werden. Ohne die nachhaltige Sicherung – sei es
auch mit Subventionen – sind die Systeme langfristig bzw. nach Auslaufen
von extern geförderten Projekten zum Scheitern verurteilt. Ein sorgfälti-
ges Finanzmonitoring aller Einnahmen und Ausgaben dezentraler neuge-
schaffener Träger und deren Schulung in Finanzmanagement ist unver-
zichtbar. 

• Indikatoren aus dem Bereich des Gesundheitswesens können herangezo-
gen werden, um festzustellen, ob in einem bestimmten Gebiet ein Rück-
gang typischer Erkrankungen eingetreten ist. Dies kann ein Hinweis
auf den Erfolg des Projekts sein – auch wenn ein eindeutiger kausaler
Zusammenhang nur schwer nachweisbar ist und auch andere Maßnah-
men, wie z.B. Hygieneerziehung, zu einer Verbesserung beitragen.

• Die Übernahme des Projektes durch lokale Organisationen weist
auf einen hohen Grad lokaler Aneignung (local ownership) hin.

• Ingesamt ist die intensive Nutzung und Pflege des öffentlichen
Raumes durch die Bewohner ein wesentliches Indiz dafür, dass Straßen
und Plätze als erweiterte Flächen für den oft knappen Wohnraum als taug-
lich und genügend sicher eingeschätzt werden.

• Indikator für den Erfolg ist schließlich auch die durch ein Projekt ange-
stoßene lokale Initiative für Maßnahmen in anderen Bereichen
der Verbesserung der Lebensbedingungen und die Fähigkeit, Mittel
Dritter aus lokalen, nationalen oder internationalen Quellen zu akquirie-
ren.

Folgende typische Risiken kön-
nen bei der Durchführung der Pro-
gramme auftauchen:

• Nachlassen der sozialen
Kohärenz der Bewohnergrup-
pen und Durchführungsinstitu-
tionen;

• Gefährdung der wirtschaftli-
chen Nachhaltigkeit durch
ausbleibende offene oder ver-
deckte Zuschüsse, Gebühren,
nachlassende Zahlungsbereit-
schaft der Nutzer etc.;

• Störung der Zusammenar-
beit mit anderen Akteuren
durch die Personalisierung von
Beziehungen und Kooperatio-
nen.
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VERBREITUNG DER PROJEKTERFAHRUNGEN

Mögliche Aktivitäten zur Verbreitung von Projekterfah-
rungen

• Projektexkursionen (Besuch erfolgreicher Projekte in der Region) sind
insbesondere in der Startphase ein probates Mittel, um Interesse und
Motivation bei Bewohnern, NRO und der lokalen Verwaltung zu wecken.

• Der Aufbau lokaler Netzwerke und Informationssysteme kann einen
horizontalen Erfahrungsaustausch (wenn möglich auch im Internet)
ermöglichen. Sie bieten Informationen über Projekte, Lösungen, Finan-
zierungsquellen, "lokale Experten" (rekrutiert aus Basisorganisationen,
NRO und Privatunternehmen) sowie horizontale technische Zusammen-
arbeit an. Lokale Führer und Basisorganisationen können als Berater in
anderen Projekten praktisches Erfahrungswissen vermitteln.

• "Horizontales Lernen" wird auch durch nationale, internationale und
regionale Workshops und Visiting Experts aus anderen Projekten ermög-
licht.

• Durch die praxisorientierte Ausbildung von privaten Kleinunterneh-
men, lokalen Consultants, Basisorganisationen und NRO kann wesentlich
zur Verbreitung erfolgreicher Ansätze beigetragen werden.

• Stadtverwaltungen können in besonderem Maße als Multiplikator
erfolgreicher Projektansätze fungieren, indem sie die für eine Lokalität
entwickelten Lösungen in anderen Stadtgebieten wiederholen.

• Schließlich muss eine auf die jeweilige Zielgruppe angepasste Präsenta-
tion in geeigneten lokalen Medien erfolgen (Tageszeitung, Fernse-
hen).

Die Verbreitung erfolgreicher
Konzepte muss wesentliches Anlie-
gen eines Projekts für Entsorgungslö-
sungen in Armutssiedlungen sein.
Dies kann durch eine ganze Reihe von
Maßnahmen auf unterschiedlichen
Ebenen geschehen.
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HINWEISE FÜR TECHNISCHE LÖSUNGEN

Aus den Fallbeispielen und den bisher
entwickelten Empfehlungen lassen
sich einige wichtige Grundsätze für
die technische Konzeption von Ent-
sorgungsmaßnahmen ableiten, die bei
der Planung und Umsetzung berück-
sichtigt werden sollten. 

Die folgenden Tabellen geben einen
Überblick über die möglichen techni-
schen Lösungen für Entsorgungsaufga-
ben mit einer Bewertung ihrer we-
sentlichen Vor- und Nachteile. 

Ausführliche und vertiefende Informa-
tionen zu den einzelnen Lösungen fin-
den sich im

Baustein 1:
Technische Konzepte.

Grundsätze für die technische Auslegung von Entsor-
gungsmaßnahmen

• Für Aufgaben im Bereich der Entsorgung von Abfall, Abwasser und Regen-
wasser kommen je nach Anwendungsfall und den zur Verfügung stehen-
den Ressourcen unterschiedliche technische Verfahren oder Prozesse,
Anlagen und Geräte in Frage. 

• Diese dürfen in der Regel nicht singulär, d.h. als Einzelgerät oder Einzelan-
lage, betrachtet werden, sondern nur im Kontext eines gesamten Systems,
in dem insbesondere sozio-kulturelle, finanzielle und technische Aspekte
eine Rolle spielen. 

• In der Regel ist die Auswahl einer geeigneten Technologie unproblema-
tisch. Vielmehr entscheiden Faktoren wie soziale Akzeptanz, die Fähigkei-
ten zur Handhabung des Geräts und die damit verbundenen Strukturen
und die Ökonomie des Verfahrens über die langfristige Tragfähigkeit des
jeweiligen Lösungsansatzes.

• Damit die gewollten Einsparungs- bzw. Einnahmeeffekte in der Entsorgung
erzielt werden können, muss bei der Auswahl der eingesetzten Technologi-
en und Verfahren darauf geachtet werden, dass diese an die lokalen Rah-
menbedingungen angepasst sind.
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HINWEISE FÜR TECHNISCHE LÖSUNGEN

Vorteile zu beachten

Bringsysteme
Individueller Mülltransport zu
zentralen Sammelstellen; Leerung
durch Entsorger

Holsysteme
Haus-zu-Haus-Sammlung; Abtrans-
port direkt zur Deponie oder
nach Umladen auf LKW

nicht motorisierte 
Systeme
Müllabtransport von den einzel-
nen Haushalten mit einfachen
Fahrzeugen (hand- oder tiergezo-
gene Karren, Fahrradrikscha, etc.)

motorisierte Systeme
Müllabtransport durch motorisier-
te Fahrzeuge mit größerer Lade-
und Transportkapazität

Sortierung/
Recycling

Kompostierung

preisgünstig; in sehr armen
Gebieten möglich; weitgehend
unabhängig von befahrbaren
Straßen; für Selbsthilfe geeignet;
spätere Umstellung auf getrennte
Wertstoffsammlung möglich

Schaffung von Arbeitsplätzen  so-
wie mengen- und haushaltsbezo-
gene Gebührenerhebung mög-
lich; Kontrolle über Verbleib des
Mülls; Zwischenlagerung im Haus
erleichtert Mülltrennung und
Kompostierung

für Selbsthilfe geeignet; einfache
Handhabung; flexibel einsetzbar;
erste Stufe eines auf Selbsthilfe
basierenden Abfallmanagements

effizienter Transport von großen
Abfallmengen über große
Strecken

teilweise Finanzierung des Abfall-
managements durch Aussonde-
rung und Vermarktung von Wert-
stoffen möglich

Reduktion des Restmülls; verrin-
gertes Transport- und Deponievo-
lumen; Erzeugung wertvollen
Düngers; geringer Investitionsbe-
darf

Mitwirkung der Nutzer erforder-
lich; mengenbezogenes Gebüh-
rensystem nicht möglich (kein
finanzieller Anreiz zur Müllreduk-
tion); keine Kontrolle des Mülls
an der Sammelstelle

Mindestinfrastruktur erforderlich;
genügend Platz und Akzeptanz
der Zwischenlagerung von Abfall
im Haus; Bereitschaft zur
Gebührenzahlung erforderlich

begrenzte Transportkapazität;
geringe Reichweite

hohe Investitions- und Betriebs-
kosten; Anforderungen an War-
tungs- und Betriebspersonal
sowie die notwendige Straßener-
schließung beschränken Einsatz in
Armutsgebieten

Bewusstsein und Kenntnis der
Nutzer über Recycling erforder-
lich; Vermarktungswege für Wert-
stoffe erforderlich

separate Sammlung organischen
Abfalls erforderlich; Vermark-
tungswege und Akzeptanz erfor-
derlich; Grundkennnisse über
Kompostierungsprozess erforder-
lich

Beachtung des begrenzten Ein-
zugsgebiets der Sammelstellen
und der Leistungsfähigkeit der für
den weiteren Abtransport zustän-
digen Entsorger

Sicherstellung einer regelmäßigen
Abfuhr, da sonst die Akzeptanz
bei den Nutzern gefährdet ist 

Anpassung der Lasten und Fahrt-
strecken an die Möglichkeiten von
Menschen oder Tieren

Sicherstellung einer regelmäßigen
Wartung; Vermeidung einer Über-
ladung der Fahrzeuge

sorgfältige Überprüfung der Ver-
marktungsmöglichkeiten; Sicher-
stellung einer möglichst sortenrei-
nen Wertstoffseparierung zur
Erzielung angemessener Erlöse

Beachtung klimatischer Besonder-
heiten und sorgfältige Kontrolle
von Temperatur und 
Feuchtigkeit

NachteileSystemkomponente

ABFALL
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HINWEISE FÜR TECHNISCHE LÖSUNGEN

Vorteile zu beachten

On-Site-Lösungen
Latrinen
Fäkalienentsorgung ohne Wasser-
bedarf; Sammlung der Fäkalien in
überbauten/ abgedeckten Gruben

Trockentoiletten/Urin-
separierung
Trennung von Urin und Stuhl;
separate Behandlung (Trock-
nung) und Nutzung (Dünger)

Sickergruben 
(septic tanks)
umweltverträgliche Abwasserent-
sorgung ohne Kanalanschluss; ge-
eignet für gemeinschaftliche Nut-
zung mehrerer einleitender Haus-
halte

Off-Site-Entsorgung
Abtransport durch
Fahrzeuge 
Leerung von on-site-Lösungen
(Latrinen, Sickergruben, etc.), Ab-
transport und Entsorgung der
Rückstände

nichtkonventionelle
Kanalsysteme 
je nach Lösung: oberflächennahe
Kanalverlegung, Verlegung auf
Grundstücken, geringe Gefälle
und Rohrdurchmesser, Zwischen-
abscheidung der Feststoffe

konventionelle Kanal-
systeme 
in Straßen verlegte großvolumige
Abwasserkanäle mit individuellen
Hausanschlüssen 

einfaches und kostengünstiges
System; mit lokal verfügbaren
Materialien errichtbar; geringe
technische Anforderungen 

einfach und kostengünstig; Nut-
zung lokaler Materialien möglich;
keine Infiltration (d.h. keine Ge-
fahr der Bodenkontamination);
Produktion von Dünger; geringe
technische Anforderungen

weit verbreitete Technologie; ge-
ringer Wartungsaufwand; teilweise
Umsetzung der Fäkalien zu weni-
ger problematischen Produkten;
weitgehende Geruchsfreiheit; spä-
terer Anschluss an Kanalsystem
möglich

Entleerung gewährleistet kontinu-
ierliche Fäkalienaufnahme; kann
Arbeitsplätze schaffen, aber auch
in Eigenleistung erfolgen

Kostenbegrenzung durch einfache
Leitungsführung  

„traditionelle“, hygienisch unpro-
blematische Lösung bei hohen
Dichten; technisch einfache War-
tung; hohes Maß an Akzeptanz 

ungeeignet bei steinigem Unter-
grund, hohem Grundwasserspie-
gel, Überflutungsgefahr und ho-
hen Wohndichten; Gefahr der Bo-
denkontamination

hohe Benutzersorgfalt notwendig;
Kenntnisse über Kompostierung
erforderlich; bisher nur wenig ver-
breitet; Akzeptanzprobleme

relativ hohe Erstinvestitionsko-
sten; regelmäßige, kostenpflichti-
ge Entleerung notwendig; Min-
destabwasseranfall aus Toilette,
Bad und Küche notwendig

Entleerungsmöglichkeiten durch
Zugänglichkeit für Fahrzeuge
bestimmt; manueller Abtransport
in Eimern, Fässern, etc. nur
begrenzt möglich

hohes Maß an Partizipations- und
Organisationsbereitschaft der Nut-
zer/Bevölkerung erforderlich

hohe Investitionskosten; regel-
mäßiger Mindestabwasseranfall
erforderlich; hohe Wartungs- und
Instandhaltungskosten

kulturelle Besonderheiten sowie
Art und Weise der Nutzung, Säu-
berung und Wartung entscheiden
über Erfolg und Krankheitsver-
meidung

Beachtung hygienischer Aspekte
bei der Verwendung separierter
Fäkalien, um Krankheitsübertra-
gung zu vermeiden

Beachtung der Abwasserbelastung
durch Chemikalien, vor allem
chlorhaltige Desinfektionsmittel,
da diese die bakterielle Umset-
zung der Feststoffe behindern
können

Beachtung hygienischer, techni-
scher und ökonomischer Aspekte;
in einigen Ländern auch kulturel-
ler oder religiöser Vorbehalte

ggf. höherer Wartungsaufwand
und dazu erforderliche Qualifizie-
rung der Nutzer und des War-
tungspersonals

Wartungs- und Instandhaltungs-
aufwand; in der Regel Anschluss
an übergeordnetes Abwassernetz
erforderlich

NachteileSystemkomponente

ABWASSER
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HINWEISE FÜR TECHNISCHE LÖSUNGEN

Vorteile zu beachten

Regenwasser-
ableitung
im Straßenbau
straßen- bzw. wegbegleitende Rin-
nen und Kanäle (als Regelfall in
städtischen Siedlungen)

abgedeckte und offe-
ne Kanäle oder Rinnen
Ableitung von Regenwasser durch
(zusätzliche) befestigte Rinnen 

Regenwasser-
sammlung
im häuslichen Umfeld
Auffangen und Speicherung des
Regenwassers von Dachflächen

ober- und unterirdi-
sche Speicher
Auffangen und Speichern in
größeren Anlagen 

Erosionsschutz
Gebäudedrainage
Ableitung von Regenwasser von
Gebäudefundamenten und -wän-
den

Terrassierung
von Gelände

Stützmauern
gemauerte oder betonierte Befe-
stigungsmauern

Nutzung von Straßenquerschnitt
und -befestigung für die Wasser-
ableitung

gezielte Vorbeugung gegen Über-
schwemmung und Erosionsschä-
den, besonders bei starkem sai-
sonalen Regenwasseranfall

Nutzung für den häuslichen
Bedarf (Waschwasser, Bewässe-
rung, ggf. auch abgekocht als
Trinkwasser)

Nutzung für den häuslichen oder
gewerblichen Bedarf

Verhinderung von Auswaschun-
gen und Unterspülungen; Eigen-
leistung möglich

Verlangsamung des Wasserabflus-
ses, Verhinderung von Erdrut-
schen; mit einfachen Mittel in
Selbsthilfe möglich

Sicherung steiler Böschungen
gegen Erdrutsche; ggf. Möglich-
keit dichterer Bebauung

ggf. beschränkte Aufnahmekapa-
zität straßenbegleitender Rinnen
und Kanäle, Notwendigkeit von
Vorflutern und ggf. Regenrückhal-
tebecken

Gefahr der Verstopfung durch
Abfall und Sand; regelmäßige War-
tung erforderlich

bei starken saisonalen Schwan-
kungen des Regenwasseranfalls
ggf. hoher Aufwand und Kosten
für ausreichend große Sammel-
behälter

ggf. aufwändigere Baumaßnah-
men mit höheren Kosten notwen-
dig 

Notwendigkeit eines gewissen
Organisationsgrades und Gemein-
schaftsbewusstseins; regelmäßige
Instandhaltung notwendig

hohe Kosten; aufwändige Bau-
maßnahmen; qualifizierte Bauaus-
führung notwendig

regelmäßige Wartung und Reini-
gung erfoderlich

Auslegung der Aufnahmekapazität
in Abwägung der Kosten und der
maximal zu erwartenden Regen-
wassermenge (ggf. müssen zeit-
weise Überschwemmungen in
Kauf genommen werden)

regelmäßige Reinigung von Dach-
flächen und Tanks zur Sicherstel-
lung möglichst reinen Wassers

sorgfältige Planung und Ausfüh-
rung vor allem oberirdischer Spei-
cher wegen des großen Flüssig-
keitsdrucks

Verbesserung der Wirksamkeit
von Terrassierungsmaßnahmen
durch zusätzliche Pflanzung von
Bäumen und Sträuchern

Prüfung der Kostenwirksamkeit
aufwändiger Hangsicherungsmaß-
nahmen

NachteileSystemkomponente

REGENWASSER
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HINWEISE ZU PARTIZIPATION UND SELBSTHILFE

Grundsätze für Partizipation und Selbsthilfe 

• Eine angemessene Partizipation (Beteiligung und Mitwirkung) der Zielgrup-
pen/Nutzer in den verschiedenen Phasen von Entsorgungsaktivitäten (Vorbe-
reitung, Planung, Durchführung und Betrieb) ist eine wichtige Voraussetzung
für die Akzeptanz der Maßnahmen und fördert die Identifikation der Zielgrup-
pen mit den Aktivitäten (ownership).

• Die Erbringung von Eigenleistungen und -beiträgen als Selbsthilfe der Ziel-
gruppen/Nutzer erleichert einerseits die Finanzierung von Entsorgungsmaß-
nahmen und unterstützt anderseits ebenfalls die Identifikation mit den För-
deraktivitäten.

• Partizipation und Selbsthilfe sind damit auch wichtige Bedingungen und
Instrumente für die langfristige Nachhaltigkeit von Entsorgungsmaßnahmen
wie auch für eine Erweiterung der Handlungsspielräume armer Zielgruppen
(empowerment).

• Partizipative Ansätze  beteiligen die Betroffenen an der Erarbeitung und Um-
setzung geeigneter Entsorgungslösungen entsprechend ihrer Interessen und
Möglichkeiten.  

• Für die Mobilisierung von Partizipation und Selbsthilfe der Bevölkerung in
den Zielgebieten sind NRO und/oder Basisorganisationen (community
based organisations – CBOs) als Mittlerorganisationen unverzichtbar. 

• Wo diese nicht existieren, ist in der Regel der Aufbau geeigneter Gremien
oder Organisationen der Bewohner erforderlich. Deshalb muss ein wesent-
licher Teil der Projektkapazität für die Befähigung dieser Mittlerorganisationen
eingesetzt werden.

• Die Einrichtung bzw. Befähigung solcher Bewohnerorganisationen erfordert
Zeit sowie geeignete Trainings- und Beratungsmaßnahmen mit entsprechen-
den Kosten, die schon bei der Konzeption von Entsorgungsmaßnahmen
berücksichtigt werden sollten.

• Die Fähigkeit zur Mitwirkung aller zu beteiligenden Akteure muss durch
Trainingsprogramme gezielt vorbereitet und durch geeignete Instrumente
für die Einbeziehung der Bewohner und Betroffenen in die Planung und
Umsetzung gefördert werden (Öffentlichkeitsarbeit, Kampagnen, Workshops,
etc.).

• Partizipative Erhebungstechniken können wesentlich zur Identifikation,
zur Effektivität der Planung und zur Reduzierung der Planungskosten beitra-
gen.

• Aus der Vielzahl unterschiedlicher Trägerformen sollten die für den jeweiligen
Kontext geeigneten Träger ausgewählt und auf die spezifischen Rahmenbe-
dingungen abgestimmt werden. 

Aus den Fallbeispielen und den bisher
entwickelten Empfehlungen lassen
sich einige wichtige Grundsätze für
die Förderung von Partizipation und
Selbsthilfe im Rahmen von Entsor-
gungsmaßnahmen ableiten, die bei
der Konzeption und Umsetzung be-
rücksichtigt werden sollten. 

Die folgenden tabellarischen Übersich-
ten sollen einen Überblick über die
Möglichkeiten und Beschränkungen
von Partizipation, Selbsthilfe und
Öffentlichkeitsarbeit in den verschie-
denen Phasen von Entsorgungsmaß-
nahmen und -projekten geben.

Ausführliche und weiter vertiefende
Informationen zu den verschiedenen
Aspekten finden sich im 

Baustein 2: 
Partizipation und Selbsthilfe.
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HINWEISE ZU PARTIZIPATION UND SELBSTHILFE

Vorbereitung und
Identifizierung

Planung und 
Finanzierung

Umsetzung und
Durchführung

Management und
Betrieb

Wirkungs-
beobachtung und
Erfolgskontrolle

• frühzeitige Ermittlung von
Interessen und Bedürfnissen
der Zielgruppen sowie mögli-
cher Beiträge/Eigenleistungen

• Identifizierung formaler und
informeller/traditioneller Orga-
nisationsstrukturen

• Verbesserung der Akzeptanz;
Förderung der Identifikation
mit den vorgesehenen Maß-
nahmen (ownership)

• Klärung und Abstimmung der
Beiträge/Eigenleistungen der
Zielgruppe

• Förderung von Qualifizierung
und Übernahme von Verant-
wortung (empowerment)

• Verbesserung des Verständnis-
ses für technische Lösungen
und Prozesse, aber auch von
Management und Steuerungs-
aufgaben

• Förderung der Zusammenar-
beit mit unterschiedlichen
Akteuren (besonders mit
öffentlichen Institutionen)

• Gewinn von Kenntnissen für
Betrieb und Instandhaltung

• bessere Kontrolle der Zielgrup-
pen/Nutzer über Qualität und
Kosten von Entsorgungsdienst-
leistungen

• realistischere Bewertung der
Wirkungen unter Berücksichti-
gung der Interessen und Ein-
schätzungen der Zielgruppe

• Wecken von Erwartungshaltun-
gen, die später ggf. nicht einge-
halten werden können

• Beteiligung abhängig von Viel-
zahl sensibler Aspekte

• Widerstand staatlicher/kommu-
naler Träger möglich (auch in
allen anderen Phasen!)

• fehlende Erfahrung der Ziel-
gruppen; zu hohe Erwartungs-
haltungen

• Überschätzung der möglichen
Leistungen und Beiträge

• hoher Organisationsaufwand;
ggf. auch höhere Kosten

• meist wenig oder keine Erfah-
rungen mit Umsetzungs- und
Durchführungsaufgaben 

• meist höherer Organisations-
aufwand

• möglicher Widerstand der zu-
ständigen Entsorgungsinstitu-
tionen

• meist höherer Aufwand für
Informationserhebung und 
-auswertung

• sensible und vorsichtige Vorge-
hensweise unter sorgfältiger
Berücksichtigung des institutio-
nellen Umfelds und sozio-kul-
turellen Kontexts

• Identifizierung von Schlüssel-
personen/traditionellen Füh-
rern als erste Ansprechpartner 

• realistische Einschätzung und
Bewertung der Zielgruppen-
beiträge

• verbindliche Vereinbarungen
über Rollen und Beiträge der
zu beteiligenden Akteure

• Vermittlung von Planungs- und
Moderationstechniken und 
-kenntnissen im Planungs- und
Abstimmungsprozess

• Aufbau geeigneter Organisati-
onsstrukturen für eine Mitwir-
kung der Zielgruppen an der
Steuerung von Umsetzung und
Durchführung

• Förderung des Selbstverständ-
nisses von Zielgruppen als
„Kunden“

• Entwicklung geeigneter Moni-
toringkonzepte; ggf. besondere
Untersuchungen/Studien

in allen Phasen: besondere,
aufgabenspezifische Qualifizie-
rungs- oder Beratungsmaßnah-
men!

PARTIZIPATION

Möglichkeiten zu beachtenBeschränkungenPhase 
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HINWEISE ZU PARTIZIPATION UND SELBSTHILFE

Vorbereitung und
Identifizierung

Planung und 
Finanzierung

Umsetzung und
Durchführung

Management und
Betrieb

• Formulierung von Vorschlä-
gen/Ideen in eigener Initiative
der Zielgruppen

• Wahrnehmung von Planungs-
aufgaben sowie Identifizierung
finanzieller Eigenbeiträge (auch
in Form von Sach- oder
Arbeitsleistungen)

• Erbringung von Eigenbeiträgen
(finanzielle Beiträge, Sach- oder
Arbeitsleistungen)

• Übernahmen von Wartungs-
und Instandhaltungsaufgaben
sowie von Verwaltungsaufga-
ben

• Wahrnehmung von Entsor-
gungsaufgaben durch Kleinun-
ternehmen oder Bewohneror-
ganisationen (z.B. Kooperati-
ven)

• Zahlung von Gebühren oder
Beiträgen

• in der Regel wenig Erfahrungen
mit eigenständigen Entsor-
gungsinitiativen

• beschränkte technische Kennt-
nisse; wenig oder keine Pla-
nungserfahrung

• begrenzte finanzielle Belastbar-
keit; wenig Spielraum für
umfangreiche Arbeistleistungen 

• wenig Erfahrungen mit War-
tung und Instandhaltung

• wirtschaftliche Basis für die
Gründung von Kleinunterneh-
men oft schwach

• geringe Bereitschaft zur Zah-
lung von Gebühren

• Möglichkeiten der Anregung
endogener Prozesse (z.B.
durch Bereitstellung nachfrage-
orientierter Fördermittel) 

• Sicherstellung einer angemes-
senen Planungsberatung sowie
ggf. auch Prozessmoderation

• notwendige Unterstützung der
verschiedenen Akteure bei der
Erbringung ihrer Beiträge (mit
entsprechendem Monitoring)

• Notwendigkeit der Qualifizie-
rung für Wartung und Instand-
haltung oder Verwaltung

• Überprüfung der Wirtschaft-
lichkeit der Wahrnehmung von
Entsorgungsaufgaben 

• Aufklärung über die Bedeutung
der Gebühren

SELBSTHILFE

ÖFFENTLICHKEITSARBEIT

Vorbereitung und
Planung 

Umsetzung und
Durchführung

Management und
Betrieb

• Aufklärung über Bedeutung
von Entsorgungsmaßnahmen

• Information über Förderinstru-
mente und -bedingungen

• Information über Durchfüh-
rungsstand; Verbesserung der
Transparenz von Projekten

• Information über Qualität der
Entsorgungsdienstleistungen; 

• flankierende Informationskam-
pagnen (Gebührenzahlung,
Gesundheit und Hygiene, etc.)

• Gefahr, unrealistische Erwar-
tungen zu wecken

• sozio-kulturelle und zielgrup-
penspezifische Besonderheiten
der Kommunikation

• zusätzlicher Arbeits- und ggf.
auch Kostenaufwand (gilt für
alle Aspekte)

• realistische Information erst
nach sorgfältiger Klärung der
Rahmenbedingungen

• Auswahl geeigneter Verfahren,
Instrumente und Medien unter
Berücksichtigung der sozio-kul-
turellen Besonderheiten und
der lokalen “Kommunikations-
kultur” (für alle Phasen von Pla-
nung und Umsetzung)

Möglichkeiten zu beachtenBeschränkungenPhase



89

HINWEISE ZU PARTIZIPATION UND SELBSTHILFE

Vorteile zu beachten

lokale NRO und
CBOs

auf nationaler
Ebene tätige NRO

Städtische/lokale
Verwaltungen
und
andere staatliche
Stellen/Sektor-
behörden

Privatsektor

• gute Kenntnisse der Bedingun-
gen und Bedarfe

• direkte Kontakte zu Zielgrup-
pen

• oft guter Zugang zu Zielgrup-
pen

• z.T. für Entsorgungsaufgaben
spezialisierte Organisation mit
erfahrenen Fachkräften 

• i.d.R. mit Mandat bzw. Zustän-
digkeit für Entsorgungsaufga-
ben

• bestehende Strukturen nutzbar
• Erfahrungen mit der Problema-

tik vorhanden

• Tätigkeit unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten

• oft leistungsfähiger und fle-
xibler als öffentliche Institutio-
nen

• Fokus nur auf Region/Gebiet
• komplexere Zusammenhänge

werden nicht immer erkannt
oder beachtet

• mitunter in Opposition zu
staatl. Trägern; von staatlichen
kommunalen Institutionen
nicht immer als Träger aner-
kannt

• beschränkte Leistungsfähigkeit
• dauerhafte Zusammenarbeit

nicht immer möglich

• von staatlichen/kommunalen
Stellen nicht immer anerkannt

• Abhängigkeit von externer
Finanzierung

• oft wenig leistungsfähig
• bürokratische Strukturen und

Hierarchien; lokalpolitische
Einflussnahme

• Misstrauen seitens der Bevölke-
rung 

• mitunter geringe Bereitschaft,
mit Zielgruppen zusammenzu-
arbeiten

• meist keine oder nur wenig
Erfahrungen in Zusammenar-
beit mit armen Zielgruppen

• wenig Interesse an Tätigkeit in
Armutssiedlungen, da finanziell
wenig lohnend

• bei der Umsetzung einfacher
technischer Maßnahmen
unverzichtbar 

• bei partizipativer Planung und
partizipativen Erhebungstech-
niken sinnvoll

• ergänzende Qualifizierung und
Beratung meist
notwendig/unverzichtbar

• als alleiniger Träger oft nicht
geeignet, da Mandat nicht
immer eindeutig; 

• unter Umständen ergänzende
Qualifizierung und Beratung
erforderlich; ggf. auch finanzi-
elle Unterstützung

• grundsätzlich als Hauptträger
geeignet, meist aber Kooperati-
on mit oder Einbeziehung von
anderen Akteuren/Trägern not-
wendig oder sinnvoll

• grundsätzlich geeignet als
Hauptträger und Durchfüh-
rungsinstitution, i.d.R. aber
Kooperation mit NRO und
CBOs notwendig oder sinnvoll

• meist Sensibilisierung und
Qualifizierung für Zusammen-
arbeit mit armen Zielgruppen
und anderen Akteuren notwen-
dig

• in der Regel als alleiniger Trä-
ger oder Hauptkooperations-
partner wenig geeignet; jedoch
wichtig für Einzelbeiträge und
die langfristige Übernahme des
Betriebs von Entsorgungsmaß-
nahmen; hierzu sind meist Sen-
sibilisierungs- und Qualifizie-
rungsmaßnahmen sinnvoll

NachteileOrganisation

KOOPERATIONSPARTNER UND TRÄGERSCHAFT
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HINWEISE ZUR FINANZIERUNG UND ORGANISATION

Aus den Fallbeispielen und den bisher
entwickelten Empfehlungen lassen
sich einige wichtige Grundsätze für
die Finanzierung und die betriebliche
Organisation von Entsorgungslösun-
gen ableiten, die bei der Konzeption
und Umsetzung berücksichtigt wer-
den sollten. 

Die folgenden tabellarischen Übersich-
ten geben einen Überblick über Vor-
und Nachteile der verschiedenen Fi-
nanzierungs- und Betriebsoptionen.
Sie weisen ferner auf wichtige Aspekte
hin, die bei der Auswahl geeigneter
Lösungen beachtet werden sollten.

Ausführliche und vertiefende Infor-
mationen zu den dargestellten Mög-
lichkeiten der Finanzierung und des
Betriebs von Entsorgungslösungen
finden sich im 

Baustein 3: 
Finanzierung und betriebliche
Organisation.

Anmerkung: Der Baustein 3 wird vor-
aussichtlich erst zu einem späteren
Zeitpunkt, im Rahmen eines weiteren
Sektorprojekts, verfügbar sein.

Grundsätze für die Finanzierung und den Betrieb von Ent-
sorgungsmaßnahmen

• Die Finanzierung von Entsorgungsmaßnahmen oder -systemen hat nicht nur
eine wirtschaftliche Bedeutung; sie hat auch großen Einfluss auf die Nachhal-
tigkeit der Verbesserungen: Eine auf Nachhaltigkeit orientierte Finanzierung
sorgt für die Bewegung von Geld innerhalb der Siedlung, das der Konsolidie-
rung der gesamten Siedlung zugute kommen kann. 

• Entsorgungsmaßnahmen sind in der Regel nicht vollständig "direkt" d.h.
durch die jeweiligen Nutzer finanzierbar. Häufig sind die Bewohner nicht
bereit, sich finanziell zu beteiligen. Dies gilt vor allem dann, wenn formal ein
städtisches System existiert, das die Leistungen erbringen sollte. Da den
Bewohnern in Armensiedlungen nur begrenzte Mittel zur Verfügung stehen,
werden selbst geringe Gebühren nur dann gezahlt, wenn ein spürbarer Nut-
zen erkannt wird und die Gebühren auch konsistent erhoben werden. 

• Ein häufig anzutreffendes Argument ist, dass die Entsorgung in der Verantwor-
tung des Staates bzw. der Stadtverwaltung läge. Aufgrund der in vielen Län-
dern üblichen Entsorgung durch die städtischen Betriebe und der oft nur
indirekt über Grundsteuern erhobenen Gebühren in formellen Gebieten ist
diese Argumentation zwar im Prinzip richtig, sie gilt jedoch nicht in vielen
informellen Siedlungen, da diese in der Regel keine Grundsteuern zahlen.

• Die Wahrnehmung von Dienstleistungen wie Müllabfuhr oder die Wartung
von Sanitäranlagen als ein zu bezahlender "Service" fällt gerade in Ländern
schwer, in denen private Initiativen bisher unterbunden wurden. In Ländern,
in denen sich die Privatisierung von ehemals städtischen Dienstleitungen
bereits durchgesetzt hat (z.B. in Lateinamerika), ist die Zahlungsbereitschaft
entsprechend höher.
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HINWEISE ZUR FINANZIERUNG UND ORGANISATION

Vorteile zu beachten

durch Geber
von „außen“ durch Mittel externer
staatlicher, nichtstaatlicher oder
multilateraler Geber

durch Staat oder
Stadtverwaltung
von “oben” durch Mittel aus der
öffentlichen Verwaltung/aus Steu-
ergeldern

in Selbsthilfe
von “unten” und “innen” aus eige-
nen Mitteln der Bewohner 

gesicherte Finanzierung;
große Startvolumina

kontrollierter, regelmäßiger Geld-
fluss;
breite Beteiligung der Bevölke-
rung, Ausdehnung der Maßnahme
einfach

"Aneignung" des Systems durch
die Nutzer;
Verantwortung unterstützt Nach-
haltigkeit

hoher Grad der Abhängigkeit;
Sonderstellung der Maßnahme;
nicht replizierbar

bürokratische Verwaltung;
Behinderung von Selbsthilfelösun-
gen 

geringe Mittel;
hoher Verwaltungsaufwand; erfor-
dert freiwilliges Engagement

oftmals notwendig zum Start
einer Maßnahme, für längerfristig
angelegte Systeme nicht sinnvoll

Herkömmliches Modell, für die
Verbesserung der Entsorgung in
Armensiedlungen nur beschränkt
einsetzbar

finanzielle Partizipation ist wichtig
für den Aufbau des sozialen
Zusammenhalts

NachteileSystemkomponente

FINANZIERUNG VON PLANUNG UND DURCHFÜHRUNG
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HINWEISE ZUR FINANZIERUNG UND ORGANISATION

Vorteile zu beachten

durch Gebühren
vollständige Kosten-
deckung durch
Gebühren
(einschließlich
Investition/Abschreibung)

Deckung der Betriebs-
kosten durch
Gebühren

teilweise Deckung der
Betriebskosten durch
Gebühren
verbrauchsunabhängige Einheits-
tarife oder subventionierte Ver-
brauchstarife

durch
Zuschüsse/Subven-
tionen
vollständige Finanzierung der
Betriebskosten aus öffentlichen
Haushalten oder Mitteln externer
Geber

durch Quersubven-
tionen
aus höheren bzw. verbrauchspro-
gressiven Gebühren in formalen
(wohlhabenderen) Stadtteilen

finanzielle Nachhaltigkeit weitge-
hend sichergestellt; Transparenz
der tatsächlichen Kosten der
Dienstleistung möglich

finanzielle Nachhaltigkeit des Be-
triebs weitgehend sichergestellt

finanzielle Nachhaltigkeit des Be-
triebs zumindest teilweise sicher-
gestellt

geringe oder gar keine finanzielle
Belastung der Nutzer aus der ver-
besserten Entsorgung

Teilfinanzierung der Betriebskos-
ten möglich; geringere finanzielle
Belastungen armer Zielgruppen

bisher wenig Akzeptanz bzw. Prio-
rität für kostendeckende
Gebühren im Entsorgungsbe-
reich; daher schwer zu realisieren
(leichter bei Abfall als bei Abwas-
ser)

Finanzierung der Investitionsko-
sten aus anderen Quellen erfor-
derlich

zusätzliche Finanzierung der nicht
abgedeckten Betriebskosten aus
anderen Quellen erforderlich;
Wartung und Instandhaltung
unter Umständen problematisch 

keine finanzielle Nachhaltigkeit;
kaum Anreize, entsorgungsrele-
vanten Verbrauch (Abfallanfall,
Wasserverbrauch) zu beschrän-
ken; Wartung und Instandhaltung
in der Regel nicht sichergestellt

erfordert meist Tarifreformen, die
auf Projektebene kaum beeinfluss-
bar sind

insgesamt 
für Gebührenfinanzierung:
• Bevorzugung technischer

Lösungen mit geringen Investi-
tions-, Betriebs- und Instand-
haltungskosten

• möglichst niedrige Verwal-
tungskosten/Overheads

• Bevorzugung verbrauchspro-
gressiver Gebühren

• Prüfung der Möglichkeiten
einer Quersubventionierung

• Prüfung der Möglichkeiten von
Eigenleistungen im Betrieb
(z.B. durch Nutzergemeinschaf-
ten, siehe unten und Tabelle
Betriebsformen)

nicht empfehlenswert! Die Bezu-
schussung der Betriebskosten ist
aber bisher die Regel, zumindest
bei der Abwasser- und Regenwas-
serentsorgung, in geringerem
Umfang auch bei der Abfallentsor-
gung. Falls es im Projektrahmen
keine Möglichkeit gibt, kosten-
deckendere Gebühren einzufüh-
ren, sollte darauf geachtet wer-
den, dass später mögliche Sektor-
reformen (deren Notwendigkeit
fast überall diskutiert wird), nicht
zu hohe finanzielle Belastungen
der Zielgruppe zur Folge haben!

bisher erfolgt eher eine umge-
kehrte Quersubventionierung;
arme Haushalte zahlen oft mehr
für öffentliche Infrastruktur als
Reiche 

NachteileSystemkomponente

FINANZIERUNG DES BETRIEBS
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HINWEISE ZUR FINANZIERUNG UND ORGANISATION

Vorteile zu beachten

durch 
Eigenleistungen
z.B. Wartung und Instandhaltung
oder Gebühreneinzug durch Nut-
zergemeinschaften 

durch 
Vermarktung von
Wertstoffen 
im Bereich der Abfallentsorgung
(durch Sortierung, Aufarbeitung
und Recycling)

Alternative für kostengünstigeren
Betrieb und Begrenzung der
Gebührenbelastung

Schaffung von Einkommens- und
Beschäftigungsmöglichkeiten; ggf.
auch Teilfinanzierung der Kosten
der Abfallentsorgung

hoher Organisationsaufwand, in
der Regel eine zusätzliche Qualifi-
zierung erforderlich; meist nur in
stabilen Gemeinschaften möglich;
Eigenleistungen können nur
einen Teil der Betriebskosten
abdecken

gewisser Mindestorganisationsauf-
wand notwendig, in der Regel
auch eine zusätzliche Qualifizie-
rung, insbesondere auch im kauf-
männischen Bereich erforderlich

besonders geeignet bei örtlich
begrenzten Entsorgungsmaßnah-
men, die keine Einbindung in
übergeordnete Systeme erfordern
(z.B. lokale Abwasser- oder
Regenwasserentsorgungslösun-
gen); bei sonstigen Abwasser- und
bei Abfallentsorgungsmaßnahmen
ist eine funktionsfähige Schnitt-
stelle mit übergeordneten Syste-
men notwendig!

abhängig von Marktsituation und
Wertstoffgehalt des Abfalls; gerade
in Armutssiedlungen enthält der
Abfall oft nur wenig vermarktbare
Wertstoffe

NachteileSystemkomponente
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HINWEISE ZUR FINANZIERUNG UND ORGANISATION

Vorteile Empfehlungen

Nutzer-
gemeinschaften
informelle Organisa-
tionen
ohne eigene Rechtspersönlichkeit

Organisationen
mit eigener Rechtspersönlichkeit

Behörden/Ämter
kommunal/städtisch
Ämter oder Abteilungen  inner-
halb der Stadtverwaltung

staatlich
öffentliche Sektorinstititutionen
oder Behörden

Entsorgungsbetriebe
kommunal/städtisch
Aus der Verwaltung ausgeglieder-
te Betriebe mit eigenem Haushalt
und Budget

staatlich/öffentlich
staatliche oder öffentliche Betrie-
be mit eigenem Haushalt und
Budget

privat
private Entsorgungsbetriebe

Mischformen
Public-Private-Partnerships

ohne großen Aufwand zu etablie-
ren

kostengünstig und gemeinschafts-
fördernd; relativ stabile Organisa-
tionsform

relativ nahe an Zielgruppen; ver-
traut mit örtlichen Problemen;
institutionelle Stabilität

institutionelle Stabilität mit lang-
jähriger technischer Erfahrung
(besonders bei spezialisierten
Sektorinstitutionen); relativ si-
chere Finanzierung aus staatli-
chem Haushalt

Nähe zu lokalen Problemen und
Zielgruppen, gewisses Maß an
wirtschaftlicher Transparenz

institutionelle Stabilität mit z.T.
langjähriger technischer Erfah-
rung (besonders bei spezialisier-
ten Sektorbetrieben), Finanzie-
rung aus staatlichem Haushalt

Tätigkeit unter wirtschaftlichen
Gesichtspunkten; höhere finanzi-
elle Nachhaltigkeit, oft bessere
Leistungen

Möglichkeit der Mobilisierung pri-
vaten Kapitals für Gemeinschafts-
unternehmen

wenig verbindlich, eher kurzfristig
angelegt

unter Umständen hoher Bera-
tungs- und Qualifizierungsauf-
wand; anfällig für soziale Proble-
me innerhalb der Bewohnerschaft

in der Regel wenig leistungsfähig,
kein eigenes Budget, lokalpoliti-
sche Einflussnahme

staatliche/politische Einfluss-
nahme; standardisierte Ansätze,
wenig Interesse an kleinen,
dezentralen, angepassten Lösun-
gen oder wirtschaftlichem Arbei-
ten

in der Regel wenig leistungsfähig;
meist auf Zuschüsse aus kommu-
nalen Haushalten angewiesen

oft standardisierte Ansätze; wenig
Interesse an kleinen, dezentralen,
angepassten Lösungen

besonders bei größeren privaten
Unternehmen wenig Interesse an
Tätigkeit im schwierigen Umfeld
von Armutssiedlungen

ggf. höherer Abstimmungs- und
Koordinierungsaufwand

eher für punktuelle, zeitlich
begrenzte Initiativen anwendbar

in kleineren überschaubaren
(Teil-) Gebieten für Maßnahmen
anwendbar, die ein Mindestmaß
an institutioneller Stabilität erfor-
dern

staatliche oder kommunale  Be-
hörden oder Betriebe müssen in
der Regel für den Betrieb von Ent-
sorgungsaufgaben in städtischen
Armutsgebieten sensibilisiert und
qualifiziert werden.

Kleinunternehmen auf Quartiers-
basis können verschiedene Ent-
sorgungsaufgaben wahrnehmen
und Einkommens- und Beschäfti-
gungsmöglichkeiten fördern; in
der Regel nur sinnvoll, wenn ein
Mindestmaß an Gebührenfinan-
zierung oder Zuschüsse für priva-
te Dienstleister aus öffentlichen
Mitteln sichergestellt sind.

NachteileSystemkomponente

BETRIEBSFORMEN
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• Weitere Referenzprojekte;

• Literatur;

• Internetseiten;

• Abkürzungsverzeichnis.
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Sambizanga/
Luanda,
Angola

Kairo,
Ägypten

El Alto/La Paz,
Bolivien

Salvador, 
Brasilien

Peri-urban upgrading in Ango-
la Kiluanje, Sambizanga (1992-
1996)

Association for the Protection
of the Environment (APE) –
Zabalin (seit 1995)

El Alto Pilot Project (1996-
2000)

Initiative zur Urbanisierung 
der Favelas (seit 1988)

Verknüpfung von basisgetragenen Was-
ser-, Sanitär- und Müllprojekten zur Be-
reitstellung der benötigten Infrastruktur

Verbesserung der Lebensverhältnisse
der Kairoer Müllsammler 

Auf vier Jahre angelegtes Programm
zum Public-Private-Partnership - getra-
genen Aus- und Aufbau der Infrastruk-
tur im Bereich Wasser

Verbesserungsmaßnahmen in Favelas

Internationale NRO mit lokalen CBOs 
und NRO und der lokalen Verwaltung

Von privaten, lokalen Akteuren getra-
gen, durch internationale Organisatio-
nen unterstützt

UNDP-Water Sanitation Program,
privater Träger, lokale u. staatliche
Verwaltung

Universität von Bahia, mit Unterstüt-
zung staatlicher und städtischer
Behörden, Partizipation

Stadt/Land Projektname/ -daten Organisation Projektprofil

Für den Bereich der Abfall- und Abwasserentsorgung, des Recyclings oder der Siedlungsverbesserung allgemein gibt es welt-
weit eine unüberschaubare Zahl von Projektansätzen und Initiativen. Die folgende Zusammenstellung erweitert die Liste der
Fallbeispiele um eine Reihe von Projekten, die ebenfalls interessante Ansätze bieten, aber aus verschiedenen Gründen nicht
ausführlich dokumentiert wurden. Trotz einer breiteren regionalen Verteilung kann auch dieser Querschnitt nicht repräsen-
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Durch Kriegsflüchtlinge war die
Bevölkerung in den peri-urbanen
Gebieten Luandas sprunghaft
angestiegen. Im Projektgebiet leb-
ten ca. 125.000 Menschen ohne
jede Infrastruktur. Armut und
Informalität der Siedlungen ver-
schärften die Situation und ver-
hinderten eine Verbesserung. 

In dem informellen Viertel Tora
nahe der Innenstadt leben haupt-
sächlich Zabalin – die Müllsamm-
ler von Kairo. Durch den  im Vier-
tel zwischen- und sogar endgela-
gerten Müll kam zu den ärmli-
chen Bedingungen der Stadtregion
eine im hohen Maße  gesundheitsge-
fährdende Situation hinzu.

Zwar hatten die meisten der etwa
100.000 Haushalte in El Alto bei
La Paz bereits einen Frischwasser-
anschluss, doch waren weniger
als die Hälfte in die Abwasser-
oder Müllentsorgung einbezogen.
Nur ein Zehntel der Straßen verfüg-
te über eine Regenwasserdrainage.

Favelas sind in vielen Teilen Brasi-
liens eine Folge des schnellen
Stadtwachstums. So finden sich in
ihnen teils auch bessergestellte
Familien, die dort aus den ver-
schiedensten Gründen Grund-
stücke erwerben. Die daraus
resultierenden sozialen Gegensät-
ze behindern jedoch das Zusam-
menleben in den Favelas; Hierar-
chien erschweren sozial orientier-
te Verbesserungsmaßnahmen.  

Die kanadische NRO Development Workshop organisierte mit
den Bewohnern neben der Trinkwasserzufuhr auch den Bau fest-
er Latrinen. Die Teilnehmer wurden dabei mit Baumaterial unter-
stützt. Die Müllsammlung wurde auf freiwilliger Basis organisiert.
Insgesamt konnten durch eine Vielzahl von verknüpften Maßnah-
men günstige Lösungen entwickelt werden, die die Bewohner
selbst finanzieren können. Weiterbildungsangebote ergänzen die
Programme.

Die Legalisierung des Viertels eröffnete den Bewohnern die Mög-
lichkeit, den Zustand der sanitären Anlagen zu verbessern. Die
Verbreiterung der Straßen und begleitende Projekte (Einrichtung
eines Krankenhauses, Alphabetisierungsprogramme...) werden
von derselben Initiative durchgeführt. In einem nächsten Schritt,
wollen die Zabalin eigene kleine Recyclingbetriebe außerhalb
des Viertels aufbauen, um somit in Zukunft auch ihre Wohnberei-
che von Abfällen freihalten zu können.

Die Bereiche Promotion, Finanzierung und Technik werden glei-
chermaßen von dem Projekt angegangen: Aufklärungskampa-
gnen, zweckgebundene Mikrokredite und unkonventionelle
Abwassersysteme (wie in Karachi) in Kombination mit konventio-
nellen Hauptkanälen. Die Maßnahmen werden allerdings von der
privaten Firma Aguas del Illimani mit lukrativen Zielen durchge-
führt. Die Bewohner zahlen Gebühren.

Aufbauend auf eingehenden Untersuchungen wurde von der ört-
lichen Universität ein Programm zur Verbesserung der Lebensbe-
dingungen in den Favelas initiiert. Die Einwohner wurden durch
Bildungsprogramme gefördert, Maßnahmen im Sanitärbereich
und in der Müllentsorgung wurden vorgenommen. Behörden
wurden in die Arbeit einbezogen. Die Schwierigkeiten einer sozi-
al heterogenen Bevölkerung sollten durch deren starke Einbezie-
hung in die Maßnahmen überwunden werden. 

Development WS Angola
Office,
Rua Rei Katyavala 113, Luan-
da, Angola
Tel: +244 -2-34 83 71

Mrs. Yousriya N. Loza, 3 El
Nessim Street, Kairo, Ägyp-
ten,
Tel: +2-02-341 45 34
E-mail: merian@orascom.com

UNDP – World Bank Water
and Sanitation Program –
Andean Region, Casilla 8692,
La Paz, Bolivia,
Tel: +591-2- 31 67 18

Roberto Luis Moraes 
Federal University of Bahia 
Salvador, Brazil 
Tel: +55-71-247 34 10

Rahmenbedingungen Lösungen Kontakte

tativ sein. Auf eine Bewertung wurde wegen der oft lückenhaften oder einseitigen Information und fehlender authentischer
Vor-Ort-Erfahrung der Gutachtergruppe verzichtet. Die angebotenen Kurzdarstellungen sollen zur Kontaktaufnahme und
letztlich auch zur Verbreitung erfolgreicher Projektansätze anregen.
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Sao Paulo, 
Brasilien

Tomé, 
Chile

Bangalore,  
Indien

Malang, 
Indonesien

Projeto Cingapura (1994-97)

Nachhaltige Stadtentwicklung
Tomé (seit 1994)

"Swabhimana" (seit 1990)

Comunity-Based Sewer System
- CBSS (seit 1985)

Entsorgungsverbesserung als begleiten-
de Maßnahme nachhaltiger Stadter-
neuerung

Verwendung organischen Haushaltab-
falls zur Regenerierung der Landwirt-
schaft, soziale und wirtschaftliche Nach-
haltigkeit

Verbesserung der städtischen Hygiene,
der Gesundheit und Lebenssituation
speziell der in der Abfallentsorgung
Tätigen

Von ca. 60 Familien selbstfinanzierte
kleine Abwasseranlage 

Stadtregierung durch das Planungs-
amt unterstützt und durch nationale
und internationale Organisationen
gefördert

NRO, Stadtverwaltung, Forschungsins-
titutionen 

NRO, CBO und die städtische Verwal-
tung mit Unterstützung einer Univer-
sität und einer internationalen Organi-
sation

Anfangs allein durch eine lokale NRO
getragen; die Projekterweiterung wird
inzwischen von internationalen
Gebern und der lokalen Verwaltung
unterstützt

Stadt/Land Projektname und -daten Organisation Projektprofil
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Wie in vielen innerstädtischen
informellen Siedlungen, wehrten
sich auch hier die Bewohner
gegen eine Zwangsumsiedlung,
die sie von ihrer zentralen Lage
entfernt hätte. Die Lebensbedin-
gungen in den Gebieten waren
jedoch durch sehr hohe Bewohn-
erdichten unerträglich, eine Ver-
besserung der Bausubstanz nicht
möglich.

Innerhalb von wenigen Monaten
verlor fast die Hälfte aller Arbeit-
nehmer in der Kleinstadt Tomé
bei Concepción ihre Beschäfti-
gung in der örtlichen Textilindu-
strie. Die Armut in der Bevölke-
rung wuchs dramatisch. Der Ver-
such, die Bevölkerung durch Sub-
sistenzwirtschaft zu ernähren,
scheiterte an der schlechten Qua-
lität der vernachlässigten Anbau-
flächen in Stadt und Umgebung
die eine intensive Bewirtschaf-
tung nicht mehr zuließ. 

Ein optimiertes Management der
Müllsammlung und -verwertung
stand im Vordergrund der Maß-
nahmen. Die Lebensbedingungen
von Kindern, die als Lumpen-
sammler arbeiten müssen, sollten
verbessert werden.

Die auf Ost-Java gelegene Mittel-
stadt Malang liegt in einem von
Flüssen durchzogenen Hochtal,
deren unbefestigte Ufer den Mit-
tellosen als Bauland dienen. Über-
schwemmungen, fehlende sanitä-
re Anlagen und die verschmutz-
ten Flüsse lösten Krankheiten aus,
wie 1985 eine Diarrea-Epedemie.

Um den Einwohnern des innerstädtischen Slums Cingapura das
Bleiben zu ermöglichen, wurden neue Geschosswohnungen
angeboten, die direkt ins Gebiet gebaut wurden. Die Dichte
wurde durch die "Vertikalisierung" der Bebauung gelockert. In
Hinsicht auf die Infrastruktur, wie Abwasser- und Müllentsorgung,
konnten die vorhandenen Abwasserkanäle und Strukturen der
unmittelbaren Umgebung an die neuen Erfordernisse angepasst
werden. Dadurch wurden die (auch ökologischen) Kosten einer
neuen Urbanisierung im Umland gespart.

Um die Böden des Umlandes und auch innerhalb der Stadt wie-
der fruchtbar zu machen, wurde durch eine NRO die Kompostie-
rung organischer Abfälle organisiert. In allen Haushalten wurde
der organische Abfall aussortiert und getrennt gesammelt. Die
Stadtverwaltung organisierte die Sammlung. Die angebauten
Lebensmittel sind für die armen Familien in der Stadt wesentli-
cher Bestandteil ihrer Ernährung. Der Ansatz war so erfolgreich,
dass Tomé inzwischen auch mit anderen Projekten eine nachhal-
tige Stadtentwicklung verfolgt.

Eine NRO führte stadtweit ein innovatives Sanitär- und Müllmana-
gement ein: die Vortrennung (Papier, Plastik, Gummi, Glas und
Metall) wurde in den einzelnen Haushalten propagiert, der Trans-
port durch Dreiräder, die Kompostierung in öffentlichen Parks,
der Verkauf des Komposts stellten die Basis dar; Bildungspro-
gramme ergänzten die Maßnahmen.

In der betroffenen Kommune Tlogomas wurde auf Initiative eines
Bewohners das Projekt entwickelt. Von der Bevölkerung wurde
das CBSS, ein System aus in Gefällerichtung verlegten Abwasser-
rohren und einer Kläranlage, gebaut und finanziert. Das gereinig-
te Wasser wird in den Fluss geleitet. Das CBSS ist inzwischen auf
andere Viertel Malangs übertragen worden. Die Finanzierung
übernehmen zunehmend die Verwaltung und internationale
Organisationen.

Housing and Urban 
Secretariat
Rua Sao Bento #405/22nd.-
Room 224
Sao Paulo, Sao Paulo Brasil
01011-100
Tel: +55-11-239 14 10 

+55-11-239 12 82

Centro de Educación y Tec-
nología 
Alejandro Montero Cornejo
Egana 1360
85 Tomé, VIII Región
Chile
Tel: +56-41-65 03 46
E-mail: montero@chilepac.net

CEE South (NGO) Shyamala
Krishna and Archana Dange
'Kamala mansion', 143 Infan-
try Road Bangalore Karna-
taka India 560 001 
Tel: +91-80-28 69 094

+91-80-28 69 907
E-mail: cee@blr.vsnl.net.in

Über die World Bank: Water
and Sanitation Program East
Asia and Pacific (WSP-EAP)
Homepage: www.wsp.org

Rahmenbedingungen Lösungen Kontakte
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Amman, 
Jordanien

Kibera/Nairobi,
Kenia

Inchon, 
Korea

Karyan El
Oued/ Sale bei
Rabat, Marok-
ko

East Wehdat Upgrading Pro-
ject (seit 1985)

Comittee of Informal Settle-
ments of Nairobi

Green Inchon 21 Programme

Integrated Community 
Sanitation Programme

vielfältige Lösungsansätze zur Gesamt-
verbesserung einer prekären Siedlung

Schaffung eines Handlungsrahmens für
die Bewohner informeller Siedlungen

Müllreduzierung durch gewichtsbezoge-
ne Gebühren mit denen Recycling
gegenfinanziert wird

Programm zur Stabilisierung der Wohn-
situation in einem von Zwangsumsied-
lung bedrohten Gebiet

Internationale Organisation, staatliche
Institutionen, privater (teils informel-
ler) Sektor

von CBO und NRO getragen, mit
internationaler Unterstützung und
Finanzierung

Stadtverwaltung (seit 1995)

Internationale Süd-Süd-NRO, mit
Nachbarschaftsinitiativen, multilateral
finanziert

Stadt/Land Projektname/ -daten Organisation Projektprofil
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Etwa 400 Familien leben in der
informellen Siedlung East Weh-
dat. Es fehlte an Infrastruktur, die
durch fehlende Formalität nicht
bereitgestellt wurde. Die Hütten
waren aus schlechten Materialien,
die Analphabetenrate hoch.

Mehr als die Hälfte der Einwoh-
ner der 3-Millionenstadt Nairobi
leben in informellen Siedlungen
ohne geregelten Zugang zur Infra-
struktur. Bis 1990 waren sie
zudem durch Räumung bedroht.
In den Gebieten sind eine Viel-
zahl von CBOs und anderen
Gruppen aktiv. Ein Grundpro-
blem bestand jedoch in der feh-
lenden Koordination der Initiati-
ven.

Bereits in den 70er Jahren begann
man in Korea aus Rohstoffknapp-
heit mit Abfallrecycling. Der wirt-
schaftliche Aufschwung des Lan-
des Ende der 80er Jahre führte
aber nicht nur zu einem Rück-
gang der allgemeinen Bereitschaft
zur Mülltrennung, sondern auch
zu einer rapiden Zunahme des
Müllvolumens. Die Errichtung
einer Müllverbrennungsanlage am
Rande der 2,2 Millionenstadt
Inchon stieß andererseits auf Pro-
teste. 

Die Siedlung war in einer gesund-
heitlich höchst bedenklichen, pre-
kären Situation. Das Abwasser
floss in offenen Kanälen durch die
Straßen, in denen sich gleichzeitig
der Müll sammelte, die Menschen
litten unter Infektionen und Seu-
chen.

Die Housing and Urban Development Corporation (HUDC) und
die Universität Harvard untersuchten bereits 1990 Ansätze zur
Nachhaltigkeit. Die Legalisierung war ein wesentlicher Punkt des
Maßnahmenkatalogs, gefolgt von Sanitär- und Bildungsprogram-
men.

In diesem Beispiel mussten zuerst die Rahmenbedingungen
geschaffen werden, die eine konkrete Verbesserung der Aus-
gangsituation ermöglichen. Dazu wurde eine Organisation ins
Leben gerufen, die sich auf verschiedenen Wegen (Legalisierung,
Planerfassung, Aufklärungsprogramme, Stimulierung zur Partizi-
pation...) dem Ziel nähert, die Lebensqualität u.a. mit Sanitärpro-
jekten zu erhöhen. 

Die Stadtverwaltung initierte ein Programm zur Mülltrennung in
den Haushalten und reetablierte das Wertstoffrecycling. Um die
Einwohner zur Kooperation anzuhalten, wurden Gebühren für
den nicht in den Kreislauf zurückgeführten Haushaltsmüll nach
Gewicht erhoben. Eine Kontrollinstanz der Stadtverwaltung über-
wacht die Funktion des Systems, Gewinne werden in den Ausbau
des Recyclings investiert. Eine Abstufung der Gebühren nach der
ökonomischen Situation der einzelnen Wohngebiete wurde vor-
genommen.

Die städtische Verwaltung wollte die Bewohner gegen ihren Wil-
len in ein Neubauviertel umsiedeln. Aus eigener Kraft baute eine
Initiative einen abgedeckten Abwasserkanal und organisierte auch
in anderen Bereichen eine nachhaltige Verbesserung

Housing and Urban Develop-
ment Corporation Amman,
Jordania, P.O. Box 2110,
Tel: +962-6-64 43 07

María Arce
Koordinatorin des Human
Settlements Programmes
ECLEI
P.O. Box 72461
Nairobi, Kenia
Tel: +254-2-56 20 22

+254-2-57 61 14
+254-2-57 61 25

E-mail:
marce@elci.sasa.unon.org

Korea Local Authorities
Foundation for International
Relations (KLAFIR), Suite
720, Royal Building, 5 Dang-
ju-dong, Chongro-ku
Seoul, Korea
Tel.: +82-2-73 78 973
Fax: +82-2-73 78 970
E-mail:
klf001@chollian.dacom.co.kr

ENDA Maghreb: Samuel Wat-
chueng, Hassan Chouaouta
196 Quartier OLM, Souissi,
Rabat, Marokko,
Tel: +212-7-75 64 14

+212-7-75 64 15
E-mail:
endamag@mail.sis.net.ma

Rahmenbedingungen Lösungen Kontakte
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Puerto Morelos,
Mexiko

Kathmandu,
Nepal

Villa El Salva-
dor/Lima, Peru

Olongapo City,
Philippinen

Proyecto Nahi Xix (seit 1993)

Urban Hygiene and Environ-
mental Education Programmes
- UHEEP (seit 1989)

Nachbarschaftlich betriebene
Kläranlage

Integrated Solid Waste Collec-
tion System (seit 1989)

Dezentrale Abwasserregulierung durch
Komposttoiletten, Verbesserung der
gesundheitlichen Konditionen in einem
Hafenstädtchen

Bildungsprojekt für urbane Hygiene
und gesunde Umwelt

Das Abwasser einer informellen Sied-
lung wird gesammelt und zur Bewässe-
rung der eigenen Grünflächen aufberei-
tet.

Einführung eines Trennsystems, ansch-
ließendes Recycling bzw. Kompostie-
rung (in einer Mittelstadt)

Nachbarschaftsvolontäre mit Unter-
stützung einer internationalen NRO

GTZ, staatliche Institutionen

NRO und CBO

Stadtverwaltung mit Unterstützung
durch NRO

Stadt/Land Projektname/ -daten Organisation Projektprofil
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Der Hafen Morelos ist zwar recht
klein, doch wächst die Einwohn-
erzahl jährlich durch Touristen
um ein Vielfaches. Die Abwässer,
insbesondere menschliche Fäkali-
en, hatten das Wasser der Flüsse
und der Bucht verunreinigt und
gefährdeten gleichzeitig die
Gesundheit der Menschen und
deren Einnahmequellen.

Die nepalesischen Städte gelten
weltweit als besonders schmutzig.
Diese Situation begründet sich
auch aus der fehlenden Kenntnis
der Stadtbewohner, wie sie etwas
zur Verbesserung der hygieni-
schen Bedingungen beitragen
können.

Villa El Salvador entstand vor etwa
25 Jahren auf einer Wüstenfläche
im Süden Limas. Die staatlich ini-
tiierte Selbstbauerstadt hat sich
immer als gut organisierte Modell-
stadt hervorgetan und ist dicht
besiedelt. Aufgrund des allgemei-
nen Wassermangels gibt es aber
kaum grüne Bereiche in dem
schachbrettartig angelegten Vier-
tel, dass von etwa 300.000 Men-
schen bewohnt wird.

Bis in die 80er Jahre gab es in der
250.000 Einwohner großen Stadt
Olongapo keine geregelte Müll-
entsorgung. Als die Stadtverwal-
tung 1989 eine Müllabfuhr auf-
baute, wurde gleichzeitig ein
modernen Standards entspre-
chendes Trennsystem eingeführt.

Als dezentrale Lösung baute man mit technischer Unterstützung
der us-amerikanischen NRO The Resource Institute Komposttoi-
letten, mit denen sich gleichzeitig hochwertiger Dünger für die
Felder gewinnen ließ. Die Toiletten werden von den Einwohnern
in gegenseitiger Hilfe gebaut. Die angewandte Technik ist inzwi-
schen auch weit außerhalb des Ursprungsgebiets verbreitet wor-
den. 

Durch die GTZ wurde ein Programm zur Bewusstseinsbildung ini-
tiiert, das durch Unterricht, z.B. innerhalb der Unterrichtspro-
gramme an den Schulen oder durch Kampagnen in anderen
Bereichen, wie z.B. der Erwachsenenbildung, verbreitet wird.
Gestützt durch eigens dazu hergestellte Unterrichtsmaterialien
und Bücher in Nepalí, werden Möglichkeiten des Recyclings, zur
Verbesserung der Müllsammlung und die Wichtigkeit dieser Auf-
gaben bekannt gemacht.

Das Abwasser, das bisher ungenutzt weggeleitet wurde, soll zur
Bewässerung wieder aufbereitet werden. Eine kleine Kläranlage
soll es möglich machen, neue Grünflächen in einem kleinen
Stadtpark anzulegen. Eine NRO übernahm die Leitung des Pro-
jekts. Die Stadtteilverwaltung hat sich zur Durchführung der Bau-
maßnahmen verpflichtet. Durch die Maßnahmen soll auch das
Umweltbewusstsein der Bewohner gestärkt werden. Die Kläranla-
ge wurde auf einer zentralen Straße von Villa El Salvador gebaut,
umgeben von den neuen Parks und Grünflächen.

Die Einwohner trennen den Hausmüll und zahlen nach jeweiliger
wirtschaftlicher Lage Gebühren. Das System ist teils dezentral.
NRO organisieren die Nachbarschaften, Freiwillige übernehmen
die Straßenreinigung. Bemerkenswert ist die Implentierung einer
umfassenden Entsorgung innerhalb so kurzer Zeit.

Oscar Canul González
Delegado Municipal
Puerto Morelos, Quintana
Roo México
Tel: +52-9-87 33 11

+52-9-87 38 56

Dr. Yogendra Pradhananga
and Verena von Hatzfeldt,
P.O. Box: 1457 Kathmandu
Nepal 
Tel: +977-1-48 29 69
Fax: +977-1-48 27 67
E-mail:
info@udle.wlink.com.np 

Environmental Sanitation
and Management Office
City Council of Olongapo
Olongapo City
The Philippines

Rahmenbedingungen Lösungen Kontakte
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Thiés, 
Senegal

Dalifort/ Dakar,
Senegal

Dar Es Salaam,
Tanzania

Caracas, 
Venezuela

Set-sétal (seit 1993)

Settlement Upgrading Project
(seit 1987)

Community Infrastructure
Upgrading Programm (CIP)
(seit 1995)

Projecto Catuche (seit 1993)

Frauengetragenenes Projekt, das, auf
Abfallentsorgung gestützt, in verschie-
denen Bereichen tätig ist  

Wohnungsverbesserungsprogramm
durch Legalisierung, Infrastrukturaus-
bau und Müllsammlung

Sustainable Cities Project (SCP) und
Staatsreformen als Auslöser für dezen-
trale Lösungen

Flussrehabilitierung und ökologische
Wiederaufwertung der Uferzone im
Bereich einer informellen Siedlung von
Caracas

lokale NRO in Zusammenarbeit mit
UNDP und der Stadtverwaltung

DUA/GTZ: Verwaltung auf unter-
schiedlichen Ebenen, CBOs und NRO
sowie privater (teils informeller) Sek-
tor

Regierung, staatliche Organisationen
und CBOs unterstützt durch Irish Aid

Breites Bündnis aus staatlichen und
akademischen Institutionen, nationa-
len und internationalen Organisatio-
nen und dem privaten Sektor

Stadt/Land Projektname/ -daten Organisation Projektprofil
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WEITERE REFERENZPROJEKTE

Die periurbanen Vororte von
Thiés wurden nicht entsorgt,
Abwasserkanäle existierten nicht.
Eine Finanzierung aus internatio-
nalen Quellen für Infrastruktur-
maßnahmen sollte eine möglichst
nachhaltige Verwendung finden,
jedoch fehlte eine vorhandene
Basis zur Implementierung 

Die grundlegende Verbesserung
der bestehenden informellen
Siedlungen war bisher durch eine
Reihe ökonomischer und büro-
kratischer Hürden verhindert
worden. Die Staatsregierung hatte
sich jedoch 1987 gegenüber dem
Pilotprojekt in Dalifort verpflich-
tet, die Lebensbedingungen dort
nachhaltig zu verbessern und
auch die rechtlichen Anforderun-
gen zu vereinfachen.

Tabata und Kijitinyama, zwei peri-
urbane Siedlungen nahe der tan-
zanischen Hauptstadt wurden
zum Pilotgebiet für das SCP. Die
Wasserver- und Entsorgung und
der Hausmüll waren hier die her-
ausragenden Probleme

Der Schutz besonderer Zonen,
wie Ufer und Bett von Flüssen, ist
primär von übergeordnetem
Interesse und lässt wenig Partizi-
pation zu. Informelle Siedlungen
in diesen Bereichen, wie das Bar-
rio Catuche in Caracas werden
von den Verwaltungen meist nicht
geduldet mit der Begründung,
dass von ihnen eine zu große
Gefährdung für die Umwelt aus-
gehe.

Unter Beteiligung besonders der weiblichen Bevölkerung wurde
ein stufenweises Müllsammel- und Trennsystem eingeführt, mit
Viehwagen wird der organische Abfall zur Kompostierung gefah-
ren – Metall und Plastikreste werden verkauft. Aus den Erlösen
und einer Müllgebühr (von etwa US$ 1,5) bekommen die betei-
ligten Frauen ein festes Gehalt. Durch dieselben, neugeschaffe-
nen Strukturen konnten auch Latrinen gebaut werden, deren
regelmäßige Entleerung die Organisation übernimmt.

Mit der Verbesserung der Kooperation zwischen Behörden und
Bevölkerung wurden Boden und Bauten legalisiert und einfache
Infrastrukurreinrichtungen (Müllsammlung, individuelle Abwas-
seranschlüsse) geschaffen. Um die positiven Ergebnisse zu
sichern und eine unabhängige Ausbreitung zu ermöglichen,
wurde den lokalen Organisationen mehr Eigenständigkeit zuge-
standen. Die GTZ war Ausführende der drei Projektphasen.

Bestehende CBOs organisierten den Infrastrukturausbau. Die
Abwasserkanäle wurden aus Gebühren finanziert. Der dezentrale
Ansatz bei der Ausführung der Arbeiten und die Eigenverantwort-
lichkeit helfen bei der Instandhaltung. Die Bevölkerung betrach-
tet das geschaffene Abwassersystem als ihr eigenes. Die CBOs
konnten weitere Projekte initieren.

Im Fall der Siedlung Catuche wurde ein breiter Zusammenschluss
aller Interessenten und Beteiligten ins Leben gerufen, an dem
sich auch die lokale Bevölkerung beteiligte. Das informelle Viertel
wurde "urbanisiert", d.h. es wurden ein vollständiges Aufmaß
und eine Gebietsplanung vorgenommen, Straßen und Infrastruk-
turbedarf wurden eingerichtet und eine lokale Verwaltung
geschaffen. Umsiedlungen fanden nur innerhalb des Viertels statt.
In Absprache mit den Bewohnern wurde die Bebauungsgrenze
zur Uferzone festgelegt.

Vore Gana, SECK Director,
Diamaguene Thiés Senegal,
BP A 237
Tel: +221-951 10 28
E-mail:
Rodal@sonatel.senet.net

DUA/GTZ Avenue Roose-
velt/Nelson Mandela BP. 253
Dakar, Senegal 
Tel: +221-22 89 02 

+221-22 32 04 
(GTZ: Frau Vogel)

Ms Venus Kimei (Community
Infrastructure (Upgrading)
Programme Coord)) Corner
of Sokoine Drive and Moro-
goro Rd P.O. Box 9182 Dar
Es Salaam TANZANIA
Tel: +255-51-11 36 59

+255-51-11 05 13-4
E-mail: sd.project@twiga.com

Consorcio CATUCHE
5. Av. Nueva Caracas, Edificio
FUDEP
Caracas, Distrito Federal
Venezuela
Caracas 1030 
Tel: +58-2-89 14 24

+58-2-89 59 72

Rahmenbedingungen Lösungen Kontakte
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INTERNETSEITEN

Informationen zu den ausführlich
dargestellten Fallbeispielen

Ahmedabad

http://www.ahmedabad-india.com/achieve-
ments/slum.htm

http://www.clicc.org/html/frames/cs3.htm

http://www.hsd.ait.ac.th 

Fortaleza

http://www.gtz.de/prorenda/deutsch/
t2ce.htm

Karachi

http://web.mit.edu/urbanupgrading/
upgrading/case-examples/ce-PK-ora.html

http://pakdata.org

Organisationen und Institute mit
Überblicken und Themen wie Stadt-
entwicklung etc. 

Cities Without Slums
Initiative of The Cities Alliance. (UN-Habitat,
World Bank): http://web.mit.edu/urbanupg-
rading/

Development Planning Unit
(University College London):
http://www.ucl.ac.uk/dpu/

Forum of Developing Countries
http://obelix.polito.it/forum/welcome/

Deutsche Gesellschaft für Technische
Zusammenarbeit - GTZ
http://www.gtz.de/

Seite zu nachhaltiger Entwicklung
http://www.sustainabledevelopment.org/

Institute for Housing and Urban Rese-
arch IBF
(Uppsala University): http://www.ibf.uu.se

Institute for Housing and Urban Deve-
lopment Studies IHS (Rotterdam)
http://www.ihs.nl

One World Initiative
http://www.oneworld.org/iied/bookshop/
td_urban.html

United Nations
http://www.un.org/

Best Practice Databases

Habitat Spanien:
http://habitat.aq.upm.es

UNCHS / Together Foundation:
http://www.bestpractices.org

Überblicke, Themen der Entsorgung
etc.

Urban Waste Expertise Programme
(umfangreiche Literaturlisten zum Thema
Abfallentsorgung, Recycling etc.):
http://www.waste.nl/publ.htm

Water and Sanitation Program
(United Nations Development Programme
(UNDP), World Bank): http://www.wsp.org

Weltbank: Solid Waste Management
http://www.worldbank.org/html/fpd/urban/s
olid_wm/swm_body.htm#partnerships

Water and Sanitation: http://www.world-
bank.org/html/fpd/water/

Im Internet gibt es eine Vielzahl von informativen Seiten der unterschiedlichsten Organisationen. Eine Auswahl wird hier
vorgestellt, um die Suche nach aktuellen Informationen zu erleichtern.
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Centre for Alternative Technology
http://www.foe.co.uk/CAT/
An Eco-center to test, live with and display
strategies and tools for to achieving the best
cooperation between the natural, technolo-
gical and human worlds. 

GARNET - Global Applied Research Net-
work
http://info.lut.ac.uk/departments/cv/wedc/g
arnet/grntover.html
GARNET is a mechanism for information
exchange in the water supply and sanitati-
on sector using low-cost, informal networks
of researchers, practitioners and funders of
research 

Hyperbrick 
http://www.redestb.es/personal/hyperbrick/i
ndex.htm
Un proceso innovador y nuevo en el mer-
cado, que permite la construcción de aloja-
mientos económicos en todas las regiones
del mundo. 

INTERWATER Guide to Information
Sources 
http://www.oneworld.org/ircwater/iwgin-
tro.htm
The Guide aims to identify and describe a
selection of useful sources of information
relating to water supply and sanitation in
developing countries. It includes sources
available on the Internet as well as those
published in conventional formats. 

IRC - International Water and Sanitati-
on Centre
http://www.oneworld.org/ircwater/
At the IRC International Water and Sanita-
tion Centre, we believe that access to water
and sanitation are basic human rights.
Our mission is to help poor people in deve-
loping countries to get the best water and
sanitation services they can afford. 

ISAT - Information and Advisory Servi-
ce on Appropriate Technology 
http://gate.gtz.de/isat/HP_isat.html
Our objective is the increased use of Appro-
priate Technology in developing countries.
This depends on an exchange of experien-
ces and a transfer of knowledge. We offer

support for both North-South transfer and
South-South exchange of technological kno-
wledge. 

Low Cost Incremental Housing for
Developing Countries 
http://www.net-quest.onthenet.com.au/hou-
sing.htm
A product made from a series of conventio-
nally reinforced concrete shells, which are
held together with tension cables. 

Manual Design for Self-Help Building 
http://obelix/forum/manuali/default_g.htm
It is a multimedia system aimed at catalo-
guing and discussing techniques and com-
munication tools (e.g., manuals, videos,
games, etc) for self-help building program-
mes all around the world. 

MAPMAKER - De-mystifying GIS - GIS
for Windows 
http://www.pcug.co.uk/~MapMaker/
Map Maker has been designed primarily for
development projects in developing coun-
tries. It is a simple Geographical Informati-
on System (GIS) designed to allow non-
expert users to create and manipulate
maps on basic personal computers. Using a
variety of tools you can navigate around
the map, measure distances and areas,
draw polygons, lines and symbols, and dis-
play and edit data. 

Sanitario ecologico seco 
http://www.laneta.apc.org/rds/bs/
A system for building toilets 

Solar Cooking Archive 
http://www.accessone.com/~sbcn/
Informations, construction plans, links
about solar cookers 

Sperimentando l'autocostruzione 
http://obelix.polito.it/forum/autocost/indi-
ce.htm
Esperienze degli studenti nel laboratorio
tecnologico didattico di autocostruzione
della facolta' di architettura di Torino 

Sustainable Building Sourcebook 
http://www.greenbuilder.com/sourcebook/
Information on alternative building techni-
ques and sustainable construction materi-
als 

Sustainable Product Development -
UNEP - WG - SPD 
http://unep.frw.uva.nl/
A database of sustainable product and ser-
vice examples 

TechNet 
http://www.worldbank.org/html/fpd/tech-
net/technet.htm
TechNet is an initiative of the World Bank,
designed to encourage understanding and
promote the use of science, technology and
information in development. 

Think Tank: Water and Sanitation 
http://www.oneworld.org/ttank/water/front.
html
Articles and debate by oneworld 

Volunteers in Technical Assistance 
http://www.vita.org/
VITA has been helping people in developing
countries improve the quality of their lives
through the provision of information servi-
ces 

Bautechnologien, Materialien, Infrastruktur, Wasserver- und Abwasserentsorgung
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ABKÜRZUNGSVERZEICHNIS

AMC Ahmedabad Municipal Corporation
CBO Community Based Organisation
DFID Department for International Development 
ENDA Environnement et Développement du Tiers Monde
EZ Entwicklungszusammenarbeit
FZ Finanzielle Zusammenarbeit
GTZ Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit
KfW Kreditanstalt für Wiederaufbau
MZ Metropolitane Zone
NRO Nichtregierungsorganisation
TZ Technische Zusammenarbeit
UNDP United Nations Development Program(me)
UNICEF United Nations International Children's Emergency Fund
USAID United States Agency for International Development
SEWA Self Employed Women's Association

Fallbeispielspezifische Abkürzungen sind im jeweiligen Kontext erklärt.



BILDNACHWEIS

Verzeichnis der Bilder und Abbildungen

Titelbild: B.U.S. Bildarchiv
Abbildung 1-5: B.U.S. Bildarchiv
Abbildung 6: Frank Samol
Abbildung 7: B.U.S. Bildarchiv
Abbildung 8-10: Frank Samol
Abbildung 11-14: Peter Herrle
Abbildung 15-18: Elke Hüttner, GTZ- Projekt PRORENDA Urbano
Abbildung 19-23: Frank Samol
Abbildung 24-28: Peter Herrle
Abbildung 29-32 Anja Wucke, GTZ-Projekt Rosario
Abbildung 33-36 Peter Herrle
Abbildung:37-40 Heino Vest

111


